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Große Verdienste um
Genossenschaftsarbeit
Der Vorstandsvorsitzende des Genossen-
schaftsverbandes Bayern feierte sein 50-
jähriges Dienstjubiläum. Da-
für wurde er ausgezeichnet. Seite 6

Wilhelm Frankenberger:

Überzeugendes
Abfallkonzept
Eine japanische Fachdelegation informierte
sich bei Pfaffenhofens Landrat über die her-
vorragende Abfallentsor-
gung im Landkreis. Seite 11

Rudi Engelhard:

Von der Residenz zum 
Ausstellungs-Schloss
Die Sonderausstellung „In Bayern angekom-
men“ befindet sich nun im Höchstädter
Schloss. Dillingens Landrat
würdigte ihr Niveau. Seite 17

Dr. Anton Dietrich:

Auch der Bürgermeister un-
serer Vorzimmerperle hatte
sich den Termin für den
Kommunalgipfel der Baye-
rischen Gemeindezeitung
mit dem Bundesfinanzmini-
ster auf dem Nebelhorn frei-
geschaufelt. Er war gut vor-
bereitet auf das Gespräch,
hat auf Scharfblick und
Weitsicht gehofft, und wäre
in luftiger Bergeshöh’ mit
Hans Eichel gerne Schlitten
gefahren.                    Seite 19

KPV-Hauptausschuss in München:

Reform der
Gemeindefinanzen
Das Thema Gemeindefinanzreform sowie ein Rück-
blick auf die Landtagswahl in Bayern standen im
Mittelpunkt einer Sitzung des KPV-Hauptausschus-
ses in München. Gäste der vom Landesvorsitzenden,
Landrat Luitpold Braun, geleiteten Versammlung
waren die stellvertretende Fraktionsvorsitzende der
CDU/CSU im Bundestag, MdB Gerda Hasselfeldt,
sowie CSU-Generalsekretär Dr. Thomas Goppel.  

Wie Gerda Hasselfeldt dar-
stellte, würden in Berlin derzeit
zwei wichtige Gesetzesvorha-
ben, die die Gemeinden und
Landkreise elementar betreffen,
diskutiert: Zum einen die Re-
form der Gewerbesteuer, zum
anderen die Zusammenlegung
von Arbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe. 

Zügige Verabschiedung

Beides sei Gegenstand einer in

sehr zügig - vermutlich über den
Weg des Vermittlungsausschus-
ses - vollziehen.

Revitalisierung 
der Gewerbesteuer

Bei der Gewerbesteuer hätten
die Kommunalen Spitzenver-
bände zunächst innerhalb der
Kommission gemeinsam mit der
Bundesregierung und der SPD-
Fraktion eine Revitalisierung der
Gewerbesteuer, sprich die Aus-

Im wahrsten Sinn des Wortes „im Regen stehen gelassen“ hat
Bundesfinanzminister Hans Eichel GZ-Verlegerin Anne-Marie
von Hassel und den Chef der Nebelhornbahn, Augustin Kröll.
Einen Bericht darüber, was die Oberallgäuer alles für ihre Gä-
ste vorbereitet hatten, finden Sie auf Seite 20.            Foto: Gehr

Gemeinsam mit ihren Stellvertretern trugen Annemarie
Biechl, Landesbäuerin des Bayerischen Bauernverbandes
und Bezirkspräsident Max Weichenrieder die Erntekrone

Dr. Thomas Goppel, Hanns Dorfner und Gerda Hasselfeldt
diskutierten mit den Kommunalpolitikern die desaströsen
Kommunalfinanzen. ?

der letzten Legislaturperiode ein-
gesetzten Regierungskommissi-
on gewesen, die zwar über lange
Zeit getagt, letztlich aber keine
einhelligen Ergebnisse erreicht
habe. Aufgrund dessen seien Ge-
setzentwürfe bzw. konkrete Vor-
schläge von Seiten der Regie-
rung und der Opposition erarbei-
tet worden. 

Die Verabschiedung der Ge-
setze werde sich, so Gerda Has-
selfeldt, in den nächsten Wochen

weitung auf die Freien Berufe
sowie die Verbreiterung der Be-
messungsgrundlage um soge-
nannte ertragsunabhängige Ele-
mente, favorisiert. Im August ha-
be die Regierung dann einen Ge-
setzentwurf vorgelegt, der sich
in Punkt 2 anders darstellte. Ger-
da Hasselfeldt prognostizierte, 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Ziel der Gesamtaktion ist es,
möglichst breite Teile der Bevöl-
kerung so nachhaltig mit den
Vorteilen regionalen Wirtschaf-
tens vertraut zu machen, dass es
sich im Handeln, also in den all-
täglichen Kaufentscheidungen
niederschlägt. 

Der „Tag der Regionen“ bringt
lokale Akteure zusammen, ver-
netzt regionale Initiativen und

unterstützt deren Kooperation.

Informationsaustausch

Bei der Vorbereitung finden
sich Akteure vor Ort zusammen,
um gemeinsam im Sinne der
Agenda 21 ihre Aktionen zu pla-
nen und durchzuführen. Daraus
können eigene Projekte entste-
hen. Dazu kann der „Tag der Re-
gionen“ durch Informations-, Er-
fahrungs- und Ideenaustausch
beitragen. Nicht jede Region
muss das Rad neu erfinden. Der
Aktionstag will eine starke Lob-
by für Regionalinitiativen und
für regional wirtschaftende
Landwirtschafts-, Handwerks-
und Dienstleistungsbetriebe bil-
den und zu deren überregionaler
Vernetzung beitragen.

Die besten Gasthäuser

Im Rahmen des „Tags der Re-
gionen“ wurde der Wettbewerb
„Bayerische Küche“ heuer zum
12. Mal gestartet. Das Bayeri-
sche Staatsministerium für
Landwirtschaft und Forsten
zeichnete in Zusammenarbeit
mit dem Bayerischen Hotel- und
Gaststättenverband die besten
bayerischen Gasthäuser aus. Be-
wertet wurden dabei das saisona-
le Speisenangebot, die Verwen-
dung frischer regionaler Produk-
te, gegendtypische Rezepte und

Spezialitäten und die bayerische
Wirtshauskultur.

Lebensraum 
und Lebensqualität

Stellvertretend für die zahlrei-
chen Aktivitäten an diesem Ern-
tedank-Sonntag sei der erstmals
durchgeführte Dachauer „Tag
der Regionen“ genannt (vgl.
S.19). Ein breites Spektrum an
Informationen und Sehenswer-
tem bot sich den zahlreichen 
Gästen im Tagungshaus der Ka-
tholischen Landvolkhochschule
am Petersberg. Unter dem Motto
„Lebendige Regionen bedeuten
Lebensqualität“ präsentierten
Vereine, Verbände und Initiati-
ven ihre Ideen und Konzepte, die
sich speziell mit dem Lebens-
raum und der Lebensqualität im
Landkreis Dachau beschäftigen. 

Mit dem hier gezeigten Ideen-
reichtum, der konsequenten Um-
setzung der erarbeiteten Konzep-
te und der Sensibilisierung der
Bürger für die regionale Wirt-

(Forsetzung auf Seite 2)

KOMMUNALE des Gemeindetags in Nürnberg:

Aktuelle Entscheidungen -
zukünftige Entwicklungen

„Handeln in Zeiten leerer Kassen - eine Herausforderung
für Bayerns Gemeinden“ lautet das Motto des Fachkon-
gresses der Kommunale 2003, zu dem der Bayerische Ge-
meindetag am 15. und 16. Oktober nach Nürnberg einlädt. 

Zur Podiumsdiskussion im politischen Teil des zweiten Tages
erwartet der gastgebende Präsident, Dr. Uwe Brandl, u.a. Bay-
erns neuen Superminister Erwin Huber, Staatssekretärin Dr.
Barbara Hendricks aus dem Bundesfinanzministerium, sowie
die MdBs Gerda Hasselfeldt und Christine Scheel.

In übergreifenden Foren werden die Krise der Gemeindefinan-
zen, Betreuungsangebote für Kinder und Jugendliche, das neue
Baurecht, kommunale Handlungsspielräume und Lösungsoptio-
nen beim Mobilfunkausbau, Kostendeckung bei der Wasserver-
sorgung und Abwasserbeseitigung, Hochwasserschutz, die Ser-
vice-Gesellschaft des Bayerischen Gemeindetags für Kommunen
im Bereich Wasser/Abwasser, das Rathaus 2005 - Zwischenbi-
lanz „Projektstudie 2001“, Mobilfunk und Kommunen, sowie
Bayerns digitale Flurkarten erörtert.

In den Fachforen der Aussteller geht es um Umstellung des
Haushalts- und Rechnungswesens auf der Basis der Doppik,
Pflanzenkläranlagen und Klärschlammvererdung, interkommu-
nale Leistungsvergleiche, Wirtschaftliche Kanalsanierung mit-
tels Inliner, Skalierbare Sicherheit für IT- und Telekommunika-
tionsstandorte, Kosteneinsparungen bei der Straßenbeleuch-
tung, Unwetterfrühwarnung als Service der Versicherung, Na-
turnahe Badeteiche, Großbaumverpflanzung - Gestaltung öf-
fentlicher Plätze mit Großbäumen, Altbaumbestand erhalten
durch fachgerechte Baumpflege, Landkreis-Intranets, flexible,
kostengünstige Personalkonzepte in öffentlich-rechtlichen Sek-
tor, betriebliche Altersversorgung im kommunalen öffentlichen
Dienst, Mobile Data Solutions für Städte und Gemeinden, Geld
sparen mit eGovernment, KfW-Infrastrukturprogramm „Son-
derfonds Wachstumsimpulse“, GEWAN (Gewerbeanzeigen im
Netz) als webbasierte eGovernment Lösung, Umsetzung land-
schaftsplanerischer Ziele und rechtlicher Vorgaben in den Kom-
munen, Intelligentes eGovernment, Chance zur Verwaltungs-
modernisierung, Immobilienmanagement für Kommunen - Po-
tenziale erkennen und Kosten senken, sowie um Flächenspa-
rendes Bauen - Konzepte zur Umsetzung neuer Anforderungen. 

„Tag der Regionen“:

Trumpfkarte
Regionalmarketing
Über 200.000 Besucher wohnten am Erntedank-
Sonntag dem mittlerweile 5. „Tag der Regionen“
bei, der bayernweit mit mehr als 200 Veranstaltun-
gen aufwartete. Mitgetragen wurde der Aktionstag
in vielen Fällen durch die örtlichen Agenda 21-
Gruppen. Die Förderung der über 600 bayerischen
Agenda 21-Prozesse durch den Freistaat trägt da-
mit Früchte. Veranstalter des „Tags der Regionen“
ist in Bayern ein Aktionsbündnis von 35 Organisa-
tionen und Verbänden aus der Landwirtschaft, dem
Gaststättengewerbe, den Kirchen sowie Umwelt-
und Naturschutzorganisationen.
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Bürgermeister Herbert Seger
87471 Durach

am 31.10.
Bürgermeister Richard Erdmann

91154 Roth
am 31.10.

Z U M  5 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Erwin Sporrer

86986 Schwabbruck
am 1.11.

Bürgermeister Josef Meininger
94568 St. Oswald-Riedlhütte

am 2.11.
Bürgermeister Stephan Bock

88131 Bodolz
am 3.11.

Bürgermeister Franz Reichold
93426 Roding

am 6.11.
Bürgermeister Johann Maurer

92697 Georgenberg
am 21.10.

Bürgermeister Hermann Hübner
95463 Bindlach

am 22.10.
Bürgermeister Franz Schmidtlein

91077 Hetzles
am 23.10.

Bürgermeister Werner Mayer
94094 Rotthalmünster

am 28.10.
Bürgermeister Ludwig Weinzierl

94574 Wallerfing
am 31.10.

Z U M  4 5 .  G E B U R T S T A G
BürgermeisterThomas Kneipp

96272 Hochstadt
am 2.11.

ZUM 70 .  GEBURTSTAG
Bürgermeister Konrad Rauch

97788 Neuendorf
am 22.10.

Bürgermeister Edgar Pöpel
95111 Rehau

am 28.10.
ZUM 60 .  GEBURTSTAG

Bürgermeister Peter Krauß
91788 Pappenheim

am 4.11.
Landrat Rudolf Schwemmbauer

91506 Ansbach
am 26.10.

ZUM 55 .  GEBURTSTAG
Bürgermeister

Alfons Fleischmann
94244 Geiersthal

am 4.11.
Bürgermeister

Josef Heuschneider
93102 Pfatter

am 6.11.
Bürgermeister

Christoph Rastinger
83075 Bad Feilnbach

am 21.10.
Bürgermeister Johann Spiel

83132 Pettenhart
am 22.10.

Bürgermeister Werner Himmer
87616 Marktoberdorf

am 23.10.
Bürgermeister Anton Lang

89275 Elchingen
am 28.10.

Bürgermeister Herbert Bauer
95685 Falkenberg

am 28.10.

Wir gratulieren Deutsche Post optimiert 
Abläufe in Behörden
Neues Outsourcing-Angebot für öffentliche Verwaltungen 

auf der Messe Moderner Staat 2003 am 25./26. November im Berlin

Viele unentdeckte Sparpotenziale für Kommunen liegen im Be-
reich der Kommunikation und Logistik - das zeigt die Deutsche
Post  auf der Messe Moderner Staat 2003. Das Unternehmen
präsentiert den Besuchern dort sein erweitertes Outsourcing-
Angebot für öffentliche Verwaltungen. Es umfasst Bereiche wie
den Druck und Versand von Sendungen, den Betrieb von Post-
stellen, Archiven und Materiallagern, die Abwicklung von Buß-
geldbescheiden und vieles mehr. Die Deutsche Post bietet sich als
Dienstleister an, der gemeinsam mit den jeweiligen kommuna-
len Verwaltungen individuelle Lösungen entwickelt und um-
setzt. Die Messe Moderner Staat 2003 findet  am 25. und 26. No-
vember auf dem Messegelände in Berlin statt.

Ziel der Deutschen Post ist es,
die Kosten für ihre Kunden - die
Kommunalverwaltungen - zu
minimieren und gleichzeitig die
Kommunikationsabläufe zu op-
timieren. Die Auslagerung be-
stimmter Prozesse soll den
Behörden außerdem die Mög-
lichkeit geben, sich auf ihre
Kernaufgaben konzentrieren zu
können.

Lösungsvorschläge 
gemeinsam entwickelt

Die Lösungen für einzelne
Kommunen entwickelt die
Deutsche Post in enger Zusam-
menarbeit mit den jeweiligen
Verwaltungen. Auch Personal-
rat und Datenschutzbeauftragte
sind von Anfang an in die Pla-

nungen eingebunden. Gemein-
sam werden die Kommunikati-
ons- und Logistikabläufe in den
Behörden analysiert und Ver-
besserungspotenziale aufge-
deckt. Auf dieser Grundlage
werden individuelle, auf die
einzelnen Kommunen zuge-
schnittene Konzepte erstellt. In
die praktische Umsetzung sind
verschiedene Geschäftsfelder
und Tochterunternehmen der
Deutschen Post eingebunden,
die Verwaltungen haben jedoch
einen festen Ansprechpartner
als Koordinator. 

Beispiele

Das Outsourcing kann einzel-
ne oder mehrere Bereiche be-
treffen. Hier einige Beispiele

für die Dienstleistungen der
Deutschen Post:
? Betrieb kommunaler Post-
stellen 
? Frankierservice 
? Druck und Versand von
Lohnsteuerkarten 
? Druck und Versand von
Wahlbenachrichtigungskarten 
? Druck und Versand von Ver-
warnungen und Bußgeldbe-
scheiden (gesamte Abwicklung
inkl. elektronischer Beleglesung
sowie elektronischer oder phy-
sischer Archivierung von Zu-
stellungsurkunden)
? Auslagerung und Betrieb des
Archivs 
? Auslagerung und Betrieb des
Materiallagers

Die Deutsche Post ist auf
der Messe Moderner Staat
2003 in   Halle 7.2c Stand 42

Weitere Informationen für
Kommunen: 
Deutsche Post AG, GB Vertrieb
Öffentlicher Sektor Vertriebsdi-
rektion Berlin, Hans Wölke,
Rollbergstr. 70, 12053 Berlin,
Tel./Fax 030 / 62781-1100 / -
1109, eMail: h.woelke@deut-
schepost.de, Internet: www.loe-
sungsgeschaeft.de ?

Auftakt im Landtag:

Stoiber bietet konstruktive
Zusammenarbeit an

Der Ministerpräsident von der CSU-Fraktion geschlossen im Amt bestätigt
Landtagspräsident Glück will Plenarsitzungen besser gestalten

Mit seiner Konstituierung in der vergangenen Woche hat
der neue Bayerische Landtag sowohl personell als auch
politisch die ersten Akzente für die 15. Legislaturperiode
bis 2008 gesetzt. Der mit allen Stimmen der CSU-Frak-
tion wiedergewählte Ministerpräsident Dr. Edmund Stoi-
ber bestätigte als Ziele seiner Politik die Stärkung der
bayerischen Eigenständigkeit, das Bemühen um Arbeit
und Wirtschaft, um die Ausbildung und Förderung der
jungen Menschen, um „verlässliche Sicherheit“ im Alter
sowie um den „Fortschritt der sozialen und kulturellen
Werte“. Das alles im Zeichen bundesweiter Reformen,
von Sparsamkeit und Bürokratieabbau. SPD und Grü-
nen bot Stoiber im Landtag faire und auf Bundesebene
„konstruktive Zusammenarbeit“ an.

In der Eröffnungssitzung am
6. Oktober war der bisherige
CSU-Fraktionsvorsitzende Alois
Glück mit 158 von 179 Stimmen
zum neuen Landtagspräsidenten
gewählt worden. Vizepräsiden-
ten wurden die ehemalige So-
zialministerin Barbara Stamm
(CSU) mit 144 von 178 Stim-
men und der SPD-Abgeordnete
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer mit
genau dem gleichen Ergebnis in
geheimer Wahl. Die Grünen
scheiterten mit ihrem von der
SPD unterstützten Antrag, auch
ihnen einen Vizepräsidenten zu
geben.

Über den politischen 
Schatten springen

Als Alterspräsidentin hatte die
75jährige Grünen-Abgeordnete
Barbara Rütting die Konstitu-
ierung geleitet. In ihrer Eröff-
nungsansprache betonte sie die
gemeinsame Verantwortung al-
ler Abgeordneten vor den
Wählern und Nichtwählern. In
diesem Sinne müsse es möglich
sein, „dass wir ... hin und wieder
über unseren parteipolitischen
Schatten springen, ganz egal,
wie schwarz, wie rot oder wie
grün er ist“. Mit Blick auf die
Zweidrittel-Mehrheit der CSU
sah sie die Opposition in der
Rolle Davids gegenüber Goliath.
Das Bild stimme nicht ganz,
„unsere Schleuder soll zwar 

treffen, aber nicht verletzen“.
Glück übernahm sein neues

Amt mit Dank an seinen (in der
Diplomatenloge des Maximilia-
neums mit Gattin anwesenden)
Vorgänger Johann Böhm und mit
dem Bekenntnis zur unpartei-
ischen Amtsführung, was für ihn
nicht im Widerspruch dazu stehe,
aktiver Politiker zu bleiben, so-
wohl in der Fraktion als auch in
Führungsämtern der CSU. 

Parlament besser 
zur Geltung bringen

Im gleichen Tenor wie später
der Ministerpräsident, postulier-
te der Landtagspräsident, die
nochmals vergrößerte Mehr-
heitsfraktion müsse ihren politi-
schen Einfluss „besonnen wahr-
nehmen“. Die geschrumpfte Op-
position werde „ihre parlamenta-
rischen Rechte und Einwir-
kungsmöglichkeiten ohne Be-
schneidung verfassungsgemäß
ausüben können“. Besonders
vordringlich erscheint dem neu-
en Landtagspräsidenten „eine
Reflexion über die Gestaltung
unserer Plenarsitzungen“. Als
Beispiel nannte er die Ausschuss-
beratungen, in denen mehr ge-
meinsam beschlossen werde, als
durch die Plenarsitzungen im
Lande wahrgenommen werde.

In den Landtagsgremien und
mit der Landtagspresse soll bera-
ten werden, wie Rolle und Be-

deutung des Parlaments auch ge-
genüber der Öffentlichkeit wie-
der besser zur Geltung gebracht
werden können.

Herrmann, Maget, 
Dürr und Bause neue 
Fraktionsvorsitzende

Unmittelbar vor der konstitu-
ierenden Sitzung, der wiederum
ein ökumenischer Gottesdienst
in der Münchner Frauenkirche
voranging, hatte die CSU-Frakti-
on den bisherigen Stellvertreter
Joachim Herrmann mit 111 von
117 Stimmen zum Nachfolger
Glücks gewählt. Die SPD-Frak-
tion hatte Franz Maget mit 39
von 41 Stimmen im Vorsitz be-
stätigt. Die Grünen vertrauten
Dr. Sepp Dürr erneut einen der
beiden Vorsitzendenposten an.
Weitere Vorsitzende wurde die
(noch) Landesvorsitzende Mar-
garete Bause, nachdem Christine
Stahl auf eine Wiederwahl ver-
zichtet hatte. 

Einen Hauskrach gab es um
Dr. Martin Runge. Er trat gegen
Dürr an, verlor, ebenso als es um
die Funktion des Wirtschafts-
sprechers ging, der er bisher war.
Diese Aufgabe wurde dem nach
fünfjähriger Abstinenz in den
Landtag zurückgekehrten Dr.

(Fortsetzung von Seite 1)
schaft und ihres Lebensraumes
soll laut Landrat Hansjörg
Christmann die Identität der ei-
genen Region verdeutlicht wer-
den. „Gerade in schwierigen
Zeiten, in denen manch notwen-
dige Dinge von Seiten der
Kommunen nicht so einfach
umgesetzt werden können, wer-
den hier nützliche und notwen-
dige Ansätze für jedermann ge-
liefert“, betonte der Landrat. 

Erneuerbare Energien

Ein Schwerpunkt der Veran-
staltung war das Thema „Erneu-
erbare Energien“. Gerade unter
dem Eindruck der schwelenden
Irak-Krise und der Jahrhundert-
flut sehen viele Bürger dieses
Thema mit anderen Augen. Ob
Photovoltaikanlage oder Solar-
anlage, Willi Kirchensteiner
vom Bildungszentrum für So-
lartechnik demonstrierte in sei-
nem Vortrag „Neue Energie für
das Dachauer Land“ eine Reihe
von Lösungsansätzen, die für
die Zukunft vielversprechend
sind. 

Mit einer Reihe von Themen
beschäftigten sich auch die ver-
schiedenen Agenda-21-Gruppen
des Landkreises, darunter auch
die Arbeitsgruppe „Radlspaß“,
die im Beisein zahlreicher Bür-
germeister und Kommunalpoliti-
ker ihr Radwegekonzept präsen-
tierte. Sehenswert waren auch
die Präsentation der Ergebnisse
eines Projektes des Landschafts-
pflegeverbandes und des Bundes
Naturschutz zum Thema Glonn. 

Stärkung der regionalen
Wirtschaftskreisläufe

„Regionale Wirtschaftskreis-
läufe werden durch Kampagnen
wie dem ‘Tag der Regionen’ ge-
stärkt“, betonte Landesentwick-
lungsminister Werner Schnapp-
auf als Schirmherr des „Tags
der Regionen“. Nach den Wor-
ten des Ministers trägt beispiels-
weise die Vermarktung regiona-
ler Produkte maßgeblich dazu
bei, Arbeitsplätze in der Region
zu sichern, die bäuerliche Kul-

turlandschaft zu erhalten, lange
Transportwege zu vermeiden
und das zunehmende Frachtauf-
kommen auf der Straße zu ver-
ringern. So „verbrennt“ z.B. ein
Kilogramm Weintrauben aus
Südafrika auf der 10.000 Kilo-
meter langen Flugreise nach
Deutschland 4,3 Liter Kerosin
und produziert damit 11 Kilo-
gramm des klimaschädlichen
Kohlendioxids. Schnappauf rief
daher auf, verstärkt regionale
Produkte zu kaufen. Dies sei ein
individueller Beitrag zur Nach-
haltigkeit. DK

Trumpfkarte Regional ...

Christian Magerl neuerlich über-
tragen.

Dr. Kempflers Nachfolger
steht noch nicht fest

In den beiden großen Fraktio-
nen verliefen die Wahlen rei-
bungslos. Was die Sprecher bzw.
Sprecherinnen für Kommunal-
politik betrifft, also den Aus-
schuss für Kommunale Fragen
und Innere Sicherheit, hat sich
bisher nur die SPD auf die bishe-
rige stellvertretende Vorsitzende
Helga Schmitt-Bussinger festge-
legt. Die Grünen benannten vor-
behaltlich die neue Abgeordnete
Christine Kamm, eine Diplom-
ökonomin aus Augsburg. Die
CSU will erst am 22./23. Okto-
ber entscheiden.

Demokratischer 
Grundkonsens

Der Ministerpräsident zeigte
sich nach seiner Wiederwahl im
Landtag in der zweiten Sitzung
am 7. Oktober deutlich bewegt.
Präsident Glück hatte ihm den
Amtseid abgenommen: „Ich
schwöre Treue der Verfassung
des Freistaats Bayern, Gehorsam
den Gesetzen und gewissenhafte
Erfüllung meiner Amtspflichten,
so wahr mir Gott helfe.“ In sei-
ner verhältnismäßig kurzen An-
trittsrede - die Regierungser-
klärung folgt im November - be-
tonte er seine Verantwortung für
alle Bürgerinnen und Bürger
Bayerns. Deshalb werde er bei
allen Entscheidungen im Sinne
des demokratischen Grundkon-
senses „auf die soziale Balance
und den sozialen Frieden ach-
ten“. Es gelte, das Bewusstsein

aller für die Probleme in Bund,
Ländern und Kommunen zu
schärfen. Reformen würden ak-
zeptiert, wenn die Bürgerinnen
und Bürger verstehen, dass nur
dadurch soziale Sicherheit, Sta-
bilität und Wohlstand gesichert
werden können. Dafür sei er
„zur konstruktiven Auseinander-
setzung und zur fairen Zusam-
menarbeit zum Wohle unseres
Landes bereit“.

Konstruktiv am 
Reformprozess mitwirken

Stoiber betonte die Verknüp-
fung der Landes- mit der Bun-
despolitik. Für den anstehen-
den, vielfältigen Reformprozess
kündigte er die Mitwirkung der
Staatsregierung „im Bundesrat
und auf Bundesebene mit eige-
nen Vorschlägen aktiv und sehr

konstruktiv“ an. Dem entspre-
chend soll sein Staatskanzleimi-
nister Erwin Huber zur Vertre-
tung Bayerns - auf Parteiebene
in der Union - neue Kompeten-
zen bekommen. Besonders er-
wähnte der Ministerpräsident
die weitere Staats- und Verwal-
tungsvereinfachung. Die ge-
naue Aufgabenstellung für Hu-
ber - der ursprünglich Stoibers
Wunschkandidat für den Frakti-
onsvorsitz war - gab der Mini-
sterpräsident zunächst nicht be-
kannt; wie überhaupt die Zu-
sammensetzung seines neuen
Kabinetts und die Aufgabenzu-
weisung an die Ressorts bis
zum vergangenen Wochenende
noch Gegenstand interner Ge-
spräche war. Die SPD scheiterte
mit ihrem, von den Grünen un-
terstützten Antrag, die Staatsre-
gierung zu verkleinern. rm

Leistungsvergleich:

Bayerische Bibliotheken
bundesweit vorn

Warnung vor drohenden massiven Einsparungen
Öffentliche Bibliotheken in Bayern haben bei einem bun-
desweiten Vergleich erste Plätze belegt. Die Stadtbibliothek
Würzburg, die Regionalbibliothek in Weiden sowie das Bi-
bliothekszentrum in Hösbach (Kreis Aschaffenburg) er-
oberten in ihren jeweiligen Kategorien den Spitzenplatz,
teilte die Bayerische Staatsbibliothek in München mit. Den
Leistungsvergleich hatten die Bertelsmann Stiftung und
der Deutsche Bibliotheksverband angestellt.

Würzburg siegte in der Gruppe der Großstadtbibliotheken.
Die Bibliothek, die dank des Online-Informationsdienstes für
ihre Kunden in diesem Jahr bereits mit dem Bayern-Online-
Preis ausgezeichnet worden war, punktete darüber hinaus mit
ihrem Buch- und Medienangebot bei gleichzeitiger hoher Wirt-
schaftlichkeit.

In der Gruppe der Städte mit 30.000 bis 50.000 Einwohnern
stand die Regionalbibliothek Weiden ganz oben auf dem Sie-
gerpodest. Das attraktive Angebot führe jeden Bewohner der
oberpfälzischen Stadt - statistisch gesehen - jährlich 5,8 mal in
die Bücherei, hieß es.

In der Gruppe der Städte mit weniger als 15.000 Einwohnern
ging der Spitzenplatz an das Bibliothekszentrum in Hösbach.
Hier habe der Umzug in neue Räume in 2001 zu einem Besu-
cherboom mit 11,4 Entleihungen im Jahr pro Einwohner ge-
führt. Weitere Platzierungen unter den ersten Fünf in der jewei-
ligen Größenklasse erreichten die Bibliotheken in Rosenheim,
Landshut, Bad Neustadt an der Saale, Mühldorf, Wartenberg,
Grünwald, Tutzing und Kahl am Main.

Die Staatsbibliothek warnte zugleich vor drohenden massi-
ven Einsparungen bei den Bibliotheken infolge der Haushalts-
krise der Kommunen. Kürzungen der Etats für Personal und
Neuerwerbungen zwängen die öffentlichen Büchereien dazu,
ihr Angebot und ihren Service einzuschränken. DK
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mit der neuen Legislaturpe-
riode des Bayerischen Land-
tags endete auch die lang-
jährige Tätigkeit des bisheri-
gen Alterspräsidenten Dr.
Herbert Kempfler. 

Damit verlässt ein Parla-
mentarier das Maximiliane-
um, der in seltener Solidarität
die Angelegenheiten der
bayerischen Kommunen ver-
standen und vertreten hat. Als
Vorsitzender des Ausschusses
für Kommunale Fragen und
Innere Sicherheit saß er an ei-
ner für uns außerordentlich
bedeutenden Schaltstelle. 

In vielen Diskussionen mit
ihm über
kommunale
P r o b l e m e
war immer
wieder sein
E n g a g e -
ment für die Interessen der
bayerischen kommunalen
Körperschaften zu spüren. Er
verstand unsere Sorgen und
Nöte. Dazu kam, dass er die
kommunale Selbstverwaltung
als ein unantastbar hohes Gut
einschätzte. Er akzeptierte,
dass diese autonomen Verwal-
tungseinheiten nur dann funk-
tionieren konnten, wenn man
sie mit den notwendigen fi-
nanziellen Mitteln ausstattete. 

Aber nicht nur dies; seiner
Überzeugung nach war und
ist es notwendig, dass auch

die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen für das kommu-
nale Handeln den Gemein-
den, Städten, Landkreisen
und Bezirken den entspre-
chenden Spielraum lassen.

Dr. Her-
bert Kempf-
ler hat sich
in all den
vielen Jah-
ren seiner

Tätigkeit im Bayerischen
Landtag stets als Freund der
Kommunen erwiesen. Dafür
möchte ich ihm heute danken.
Für die kommenden Jahre
wünsche ich ihm eine gute Ge-
sundheit, persönliches Glück
und die verdiente Freude an
seinem Ruhestand.

KolumneGZ Luitpold Braun

Dank und gute 
Wünsche für 

Dr. Herbert Kempfler

Bayerischer Heilbädertag in Bad Füssing:

Nicht an, sondern mit den
Kuren sparen!

Im Mittelpunkt des 57. Bayerischen Heilbädertags in
Bad Füssing, Landkreis Passau, standen die Situation
der bayerischen Heilbäder sowie die Gesundheitspolitik.
Der Vorsitzende des Bayerischen Heilbäderverbands
(BHV), Franz Gnan, zeigte sich dabei mit den Gästezah-
len zufrieden, kritisierte aber im gleichen Atemzug einige
Weichenstellungen der Bundesregierung.

Gnan, der die Heilbäder und
Kurorte als „medizinisch kom-
petente Gesundheitsoasen“ be-
zeichnete, verwies auf den gu-
ten Ruf, den sie sich in den ver-
gangenen Jahren erworben hät-
ten. Auch wenn die Gesund-
heitspolitik einem ständigen
Wechsel unterliege, müsse die
hohe Qualität der Bäder auf-
rechterhalten werden, damit
man auch in Zukunft auf das
Vertrauen der Patienten bauen
könne. 

gen fühlten sich die Patienten in
den Kurorten wohl und würden
immer wieder zurückkehren.

Medizinische und 
volkswirtschaftliche 
Bedeutung

„Die Kur lebt“ - obwohl die
Kassen den Kuraufenthalt der-
zeit nicht mehr oder nur noch
teilweise finanzierten, erklärte
Gnan. Neben der medizinischen
Effizienz hätten die Heilbäder

komme den Übernachtungszah-
len zu. Allein 40 Prozent aller
Übernachtungen in Bayern sei-
en in den Kurorten zu verzeich-
nen. Um diese Basis zu sichern,
sei die Politik gefordert, meinte
Brundobler. 

Wichtiges Standbein 
der Gesundheitspolitik

Passaus Landrat Hanns Dorf-
ner hieb in dieselbe Kerbe: Da
die bayerischen Heilbäder ein
wichtiges Standbein in der Ge-
sundheitspolitik seien, müsse
dafür gesorgt werden, dass sich
erkrankte Menschen auch in
Zukunft in den Bädern erholen
können und nicht in teure Klini-
ken eingewiesen werden. 

Einsparungseffekte

Wenn nicht an den Kuren,
sondern mit den Kuren gespart
werde, seien auch Einsparungen
im Gesundheitswesen zu leis-
ten, betonte Gnan. Untersu-
chungen zeigten, dass gewisse,
für Kuren aufgewendete finan-
zielle Mittel, an anderer Stelle
im Gesundheitswesen wieder
eingespart werden können. Mi-
nisterialrat Robert Holzbach
vom Bundesministerium für
Gesundheit und Soziale Siche-
rung hob hervor, dass mit der
Gesundheitsreform 2000 die
Vorsorge- und Rehabilitations-

leistungen deutlich aufgewertet
worden seien. Die Bereiche
Vorsorge, Krankenbehandlung
und Rehabilitation seien dabei
besser strukturiert worden. 

Zuzahlungen verringern

Speziell das geplante Gesetz
zur Verbesserung des Zuschus-
ses zu ambulanten medizini-
schen Vorsorgeleistungen sei
für die Heilbäder und Kurorte
von Interesse. Bisher mussten
Patienten für die während der
Kur anzuwendenden Heilmittel
eine Zuzahlung von 15 Prozent
beisteuern. Geplant sei jetzt,
dass die Beitragsleistung, die
sich auf jedes verordnete Mittel
bezieht, auf zehn Prozent ver-
ringert werde. Dazu komme ei-
ne Zuzahlung von zehn Euro
pro Verordnung. Beispiele zeig-
ten, dass die neuen Zahlungsre-
gelungen bei einer höheren Zahl
von Anwendungen günstiger
sind und damit vor allem für die
Patienten an Kurorten Vorteile
nach sich ziehen. 

Vorsorgeleistungen 
müssen bleiben

Mit dieser Neuregelung wa-
ren die Vertreter der bayeri-
schen Heilbäder freilich nur be-
dingt zufrieden. Zwar würde
sich rein rechnerisch ein niedri-
gerer Kostenfaktor ergeben; in
der Realität aber würde sich die-
se Bestimmung negativ auf die
Situation der Heilbäder auswir-
ken. Die Zuzahlung steige letzt-
lich auf eine beträchtliche Sum-
me an, da es keine medizinische
Vorsorgeleistung gebe, bei der
ausschließlich Bäder verordnet
würden, sondern beispielsweise
auch Massagen. DK

FSB 2003 in Köln:

Neue Freizeittrends
Internationale Fachmesse als Top-Adresse 

für kommunale Entscheidungsträger

Neue Produkte und moderne Entwicklungen rund um Frei-
zeittrends für drinnen und draußen, Sport und Spiel, urbanes
Design sowie Bäderanlagen im Großformat, aber auch
Trendthemen wie Olympia, Fußball-WM, Kommunen & Sport
und neue Freizeitwelten, stehen im Mittelpunkt der diesjähri-
gen FSB - Internationale Fachmesse für Freiraum, Sport- und
Bäderanlagen - vom 5. bis 7. November 2003 in Köln. 

Das umfassende Angebots-
spektrum auf einer Brutto-Aus-
stellungsfläche von ca. 40.000
Quadratmetern reicht im Be-
reich „Freiraum“ von Spiel-
platzplanung und -ausstattung
über Gestaltung und Gestal-
tungselemente bis zu Stadt-
möblierung; das Segment
„Sport“ bietet alles rund um
Sportanlagen, Freizeit- und Er-
lebniswelten sowie Sportstät-
tenpflege; der Schwerpunkt
„Bäder“ bündelt das weltweite
Angebot kommunaler und kom-
merzieller Schwimmbad- und
Saunaanlagen von der Planung
über Rohbau, Ausbau und Kon-
struktion bis hin zu Technik und
Zubehör. 

Pflichttermin

Ergänzt wird das Sortiment
durch die neue Warengruppe
„Bäderpflege und Wasserreini-
gung“. Durch die Erweiterung
des Warenverzeichnisses und
die Kombination mit der neuen
Messe aquanale gelingt es in
Köln, das gesamte Spektrum
der Schwimmbad- und Sauna-
Branche abzubilden. 

Attraktive Reiseangebote und
Rahmenprogrammpunkte der
FSB richten sich speziell an die
Entscheidungsträger in den

Kommunen. 
Die Internationale Fachmesse

für Freiraum, Sport- und Bäder-
anlagen präsentiert sich mit ei-
nem Konzept, das optisch und
inhaltlich noch stärker auf die
Bedürfnisse der kommunalen
Entscheidungsträger zuge -
schnitten ist und alle aktuellen
Themen rund um Sport und ur-
bane Freiraumgestaltung um-
fassend in Theorie und Praxis
darstellt. Zuwächse sind vor al-
lem bei Ausstattungen und Ein-
richtungen für Sport- und Frei-
zeitanlagen sowie Sportgeräten
zu verzeichnen. Freiraumgestal-
tung wird repräsentativ vertre-
ten sein, ebenso der Bereich
Spielplatzgeräte mit der Beteili-
gung des Bundesverbandes der
Spielgeräte- und Freizeitanla-
gen-Hersteller e. V. (BSFH). 

Sonderkonditionen

Die geballte Angebotsfülle
macht die FSB 2003 zum
Pflichttermin für kommunale
Entscheider - umso mehr, da die
Kölnmesse in diesem Jahr den
Mitarbeitern der Kommunen
besonders günstige Reisearran-
gements in Form von Bus-
Sternfahrten aus vielen deut-
schen Städten zum Preis von
maximal 35 Euro anbietet.   DK

Die Attraktivität von Heilbä-
dern und Kurorten sei unter an-
derem auf das reichhaltige
Wellness-Angebot zurückzu-
führen. Dazu trügen neben der
Heilkraft der Quellen auch
Massagen und Krankengym-
nastik bei. Aufgrund der Vielfalt
der medizinischen Behandlun-

auch eine erhebliche volkswirt-
schaftliche Bedeutung - rund
100.000 Arbeitsplätze hingen
davon ab. Bad Füssings Bürger-
meister Alois Brundobler wies
darauf hin, dass knapp 4.500
Menschen im örtlichen Kurbe-
reich beschäftigt seien. Ein
ebenso bedeutender Stellenwert

Deutscher Städtetag zum Arbeitslosengeld 2:

Kommunen und Arbeitsämter 
müssen zusammenarbeiten

In München hat der Sozialausschuss des Deutschen Städ-
tetages getagt, um über die Zusammenführung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe vor dem Hintergrund der
kommunalen Finanzkrise zu beraten. Dr. Manfred Wien-
and vom Deutschen Städtetag: „Die Kosten für die Ver-
sorgung von Langzeitarbeitslosen muss der Bund über-
nehmen. Wir laufen derzeit Gefahr, dass die Kommunen
nach der Gemeindefinanzreform schlechter da stehen
werden als vorher. Auf Städte und Bürger kommen mas-
sive Einschnitte zu.“ 

Für den Münchner Sozialrefe-
renten Friedrich Graffe, Mitglied
des Ausschusses, ist bei der Zu-
sammenführung der Arbeitslo-
sen- und Sozialhilfe (Arbeitslo-
sengeld 2) das Know- how der
Kommunen unerlässlich. „Kom-
munen brauchen einen gesetz-
lich vorgeschriebenen Spiel-
raum, um vor Ort zusammen mit
dem Arbeitsamt zu klären, wie
die künftigen Bezieher von Ar-
beitslosengeld 2 gemeinsam be-
treut werden können.“ 

Leistung gemeinsam
schultern

Bundesweit beziehen 5,6 Mil-
lionen Menschen die neue Leis-
tung Arbeitslosengeld 2. In
München wären es nach aktuel-
len Schätzungen etwa 60.000
Menschen: 11.000 Menschen,
die jetzt Arbeitslosengeld bezie-
hen plus Angehörige und
39.000 Sozialhilfeempfänger.

Graffe beklagte, dass nach
den Gesetzesentwürfen nicht
klar ist, ob das Arbeitsamt oder
das Amt für Soziale Sicherung
diese Menschen ab 1. Juli 2004
betreuen wird: „Jede Institution
allein wäre überfordert. Arbeits-
amt und Kommunen müssen
die Leistung gemeinsam schul-
tern, der Bund Verwaltungsko-
sten, Leistungsaufwendung und
Sachkosten erstatten.“

Kommunen und Arbeitsamt
bräuchten für die Kooperation
vor Ort vom Gesetzgeber einen
gesetzlich vorgeschriebenen

Spielraum. Graffe betonte, dass
München schon lange vor Hartz
die Grundlage für eine solche
Kooperation gelegt hat. In den
JobCenter der Sozialbürgerhäu-
ser, wo Arbeitsvermittler des
Amtes für Soziale Sicherung und
des Arbeitsamtes zusammenar-
beiten, werden erwerbsfähige
Hilfeempfänger betreut und in
den Arbeitsmarkt integriert.  

Perspektive oder Therapie

Im 1. Münchner JobCenter
waren die vermittelbaren Men-
schen spätestens nach einem
Jahr in den Arbeitsmarkt inte-
griert. Diejenigen, die zum Bei-
spiel wegen mangelnder Quali-
fikation keinen Job bekamen,
hatten spätestens sechs Wochen
nach Kontaktaufnahme eine
Perspektive in einer Qualifizie-
rung, einer Arbeitserprobung
oder einer Therapie. Dieser Weg
sei zukunftsträchtig und ein
konsequenter Weg gegen Lang-
zeitarbeitslosigkeit. 

Zu viele Reformen

Dr. Manfred Wienand vom
Deutschen Städtetag beklagte
außerdem, dass zu viele Refor-
men gleichzeitig bewältigt wer-
den müssen und die Gesetze
nicht aufeinander abgestimmt
seien. Eine Änderung des
Wohngeldes und des Bundesso-
zialhilfegesetzes sei überhaupt
nicht notwendig. Die neue Lei-
stung Arbeitslosengeld 2 müsse

so ausgestaltet sein, dass dieses
Geld den Menschen zum Leben
reicht und nicht zusätzlich kom-
munale Sozialhilfe beantragt
werden muss. 

Der Münchner Sozialreferent
befürchtet, dass Arbeitslosigkeit
schon früher zum Armutsrisiko
wird, weil die Versicherungslei-
stung Arbeitslosengeld 2 von
jetzt maximal 36 Monaten um
zwei Jahre verkürzt wird. „Ar-
beitslose fallen schon nach ei-
nem Jahr auf Sozialhilfeniveau.“

Neue Leistungen müssen
für Existenz reichen 

Graffe und Wienand machten
klar, dass die Kommunen nicht
entlastet werden, sondern we-
gen nicht aufeinander abge-
stimmter Leistungen neue Las-
ten tragen müssen. Geplant sei
zum Beispiel, das Wohngeld für
Sozialhilfeempfänger und Emp-
fänger von Grundsicherung zu
streichen. Diese Leistung müs-
sten dann die Kommunen tra-
gen. Die Stadt München bekä-
me damit für gut 11.000 Haus-
halte das Geld nicht vom Bund
zurückerstattet. Dem Münchner
Haushalt könnten damit grob
geschätzt zwischen 10 und 15
Mio. Euro verloren gehen. 

Schmerzliche Streichungen

Der Münchner Sozialreferent
Friedrich Graffe:“ So kann Leis-
tungsabbau in den Kommunen
nicht gestoppt werden. Mün-
chen hat die Zuschüsse für Es-
sen auf Rädern schon auf Null
reduziert, das Bildungspro-
gramm für Senioren zusammen-
gestrichen. Geld gibt es auch
nicht für notwendige Sanierun-
gen der Freizeitstätten.“ Auch
der kommunale Ausbau der
Krippen oder die häusliche Ver-
sorgung der älter werdenden
Bevölkerung sei in Gefahr. ?

Erste Ergebnisse
der Heimenquête

vorgestellt
Augsburg (pm). Neuland be-
tritt der Verband der bayeri-
schen Bezirke bei den Sozialp-
sychiatrischen Diensten. Der
Hauptausschuss des Verbands
hat Leistungsbeschreibungen
verabschiedet, die im Bezirk
Schwaben vorgestellt wurden. 

Die Vereinbarungen sollen
mehr Transparenz in die Arbeit
der Dienste bringen, die auch
aufgrund des Ausstiegs der
Krankenkassen aus der Finanzie-
rung in Bedrängnis geraten wa-
ren. Dies bedeutet bayernweit ei-
ne Finanzierungslücke für die
Dienste von 3,2 Millionen Euro.
Klar sei, dass die Bezirke, die
jährlich 20 Millionen Euro für
die Soziylpsychiatrischen Dien-
ste ausgeben, angesichts ihrer ei-
genen Finanzsituation diesen
Anteil nicht übernehmen kön-
nen. Jedoch werde im Bezirk
Schwaben alles getan, um das
Netz der ambulanten Angebote
aufrechtzuerhalten, betonte Be-
zirkstagspräsident Dr. Georg
Simnacher. Derzeit werden zu-
dem Leistungsbeschreibungen
für die Psychosozialen Suchtbe-
ratungsstellen erarbeitet. 

Erstmals öffentlich vorgestellt
wurden von den schwäbischen
Psychiatriekoordinatoren Tho-
mas Feller und Dr. Karl-Albrecht
Egetmeyer auch die Ergebnisse
der schwäbischen Heimenquête.
Bei der Befragung von rund
1.150 Bewohnern in 20 psychia-
trischen Heimeinrichtungen ga-
ben 40 Prozent an, sie wünschten
sich mehr Autonomie und Selbst-
bestimmung im Heim. Dies ent-
spreche etwa der Zahl derer, die
laut Expertenmeinung bundes-
weit in psychiatrische Heime ein-
gewiesen werden, weil es an For-
men des ambulanten betreuten
Wohnens mangelt. „Die Ergeb-
nisse dieser Befragung werden
die psychiatrische Versorgungs-
struktur verändern“, so Simnach-
er. Jüngere psychisch Kranke
bräuchten eine Zukunftsperspek-
tive außerhalb der Heime. ?



KOMMUNALFINANZEN4 GZ16. 10. 2003

Öffentliche Verschwendung in Bayern:

Dokumentation der 
„Spitze des Eisbergs“

Rund 80 Prozent der Steuerbürger sind der festen und
wohl auch berechtigten Überzeugung, zu viele Steuern zu
bezahlen. Ein wesentlicher Grund für diese Meinung ist
der allzu oft nachgewiesene sorglose Umgang mit Steuern
geldern durch die öffentlichen Hände. „Wer Steuern zahlt,
will Sparsamkeit“, das Schwarzbuch des Bundes der Steu-
erzahler, das in diesem Jahr zum 31. Mal vorgelegt wurde,
beweist einmal mehr, wie berechtigt diese Forderung ist.
110 symptomatische Beispiele sind im Schwarzbuch 2003
des Bundes der Steuerzahler aufgelistet.

Ausgewählt aus einigen tau-
send Vorgängen wird damit le-
diglich die Spitze des Eisbergs
dokumentiert. Fehlplanungen,
Bauskandale, Kostenexplosio-
nen bei öffentlichen Investitio-
nen, Luxus und Selbstbedie-
nung sind alljährlich die Ver-
schwendungstatbestände. 

Steuergeldverschwender
ebenso bestrafen 
wie Steuerhinterzieher

Das große Ärgernis besteht
darin, dass vor allem die Steuer-
zahler für diese öffentliche Ver-
schwendung haften. Die Verant-
wortlichen in den Amtsstuben
werden sehr selten zur Rechen-
schaft gezogen. Präsident Rolf
von Hohenhau forderte anläss-
lich der Vorstellung der bayeri-
schen Verschwendungsfälle er-
neut, Steuergeldverschwender
in gleicher Weise zu bestrafen,
wie Steuerhinterzieher. Der
Bund der Steuerzahler verbinde
die Herausgabe des Schwarzbu-
ches 2003 auch in diesem Jahr
mit der Forderung, den Straftat-
bestand der Amtsuntreue einzu-

führen. Der Verband werde die-
ses Anliegen beharrlich immer
wieder in die öffentliche Dis -
kussion einbringen. 

Das Augenmaß verloren

Rechtsanwältin Maria Ritch,
Leiterin der Abteilung Haushalt
und Kommunalpolitik des Bun-
des der Steuerzahler, erläuterte
in der Pressekonferenz anläss-
lich der Vorstellung des
Schwarzbuches die Auswahlkri-
terien. Es seien nicht immer die
spektakulären öffentlichkeits -
wirksamen Verschwendungsfäl-
le, die letztlich dokumentiert
würden. Vor allem werde nach-
gewiesen, dass die Maßstäbe
von Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit bei den großen
und kleinen Verschwendungs-
fällen zu wenig beachtet bzw.
völlig ignoriert wurden. 

Vizepräsident Dr. Alfred
Wöhl kritisierte das fehlende
Bewusstsein dafür, dass die
Steuerbürger ein Anrecht auf
den sparsamen Umgang mit
ihren hart verdienten Steuergel-
dern hätten. Wenn nachvoll-

ziehbare Berechnungen richtig
seien, dass rund fünf Prozent
der öffentlichen Ausgaben ver-
schwendet würden, sei dies ein
Volumen von rund 30 Milliar-
den Euro in Deutschland. 

Steuern senken 
statt verschwenden

Mit dieser Summe wäre es
möglich, die Steuerbelastung
drastisch zu senken. Zum Sinn
und zur Wirksamkeit des
Schwarzbuches sagte Dr. Wöhl,
dass es immerhin besser sei, die
öffentliche Verschwendung an
den Pranger zu stellen, Ross
und Reiter zu nennen oder zu
versuchen, die Verschwendung
von Steuergeldern bereits im
Planungsstadium zu verhindern
als gar nichts zu tun. Der Bund
der Steuerzahler stelle immer
wieder fest, dass sein Schwarz-
buch durchaus eine heilsame
Wirkung habe. Manche Ver-
schwendung von Steuergeldern
sei nur deshalb unterblieben,
weil die Veröffentlichung im
Schwarzbuch drohte. Niemand
könne die präventive Wirkung
des Schwarzbuches in Euro und
Cent berechnen, deshalb bleibe
auch in den nächsten Jahren die
Vorstellung des Schwarzbuches
ein Höhepunkt des Verbands-
jahres.

Bayerische Paradebeispiele

Neben zahlreichen Beispielen
der Verschwendungssucht sind

auch signifikante Fälle aus Bay-
ern im Schwarzbuch aufgelistet.
Dabei geht es nicht immer um
das ganz große Geld, wie man
dem Augsburger Rathaus nach-
weist. Die dortigen Steuerzah-
lern sollten für zwei (!) ca. 4 Me-
ter hohe Lorbeerbäume zur Ver-
schönerung des Hauptportals ih-
res historischen Rathauses
13.000 Euro investieren. Wenn
der Oberbürgermeister gleich-
zeitig Klage führt über die prekä-
re Situation seines Haushalts,
mutet solche Großzügigkeit si-
cherlich seltsam an. Zum Glück
gab es aber letztendlich vier
Augsburger Bürger, die durch ei-
ne Spende die komplette Finan-
zierung der Lorbeerbäume
nachträglich übernommen ha-
ben. Die Augsburger Steuerzah-
ler können aufatmen.

Karnevalsbesuche 
auf Steuerzahlerkosten

Im Schwarzbuch gewürdigt
wird auch das Verhalten der ehe-
maligen Vizedirektorin Brigitte
G. des Zoologischen Gartens
Augsburg GmbH, die durch
ihren Ehemann, dem früheren
Zoodirektor, von der Sekretärin
zur Vizechefin avancierte. Sie
konnte oder wollte offenbar
dienstliche Belange nicht von
ihren privaten Interessen unter-
scheiden. So ist es zwangsläufig
in der Geschäftsführung des
Tiergartens in den vergangenen
Jahren zu erheblichen Unregel-
mäßigkeiten gekommen. 

Sogar einen Teil ihrer Privat-
ausgaben, insbesondere mehrere
Vergnügungsreisen zum Kölner
Karneval hat die stellvertretende
Zoodirektorin über die Zookasse
abgerechnet. Hier gab sie als
Reisezweck meist „Zoodirekto-
ren-Tagungen“ an, obwohl zu
den entsprechenden Zeitpunkten
keine solchen Treffen stattgefun-
den hatten. 

Als Konsequenz ihres un-
zulänglichen Verhaltens wurde
Frau G. auch vom Landgericht
Augsburg wegen Untreue in 8
Fällen zu einer Gesamtgeldstrafe
in Höhe von 10.800 Euro verur-
teilt. Auch die „Zoo-GmbH“ zog
ihre Konsequenzen und hat ihrer
Vizedirektorin fristlos gekün-
digt. Die Geschäftsführung der
„Zoo-GmbH“ ist mittlerweile in
neuen Händen. 

Um in Zukunft für alle Even-
tualitäten gerüstet zu sein, wurde
auch der Zoo-Gesellschafterver-
trag neu gefasst. Darin sind Zu-
ständigkeiten und Verantwort-
lichkeiten exakt definiert. Jeder
Urlaub und jede Dienstreise be-
darf in Zukunft der vorherigen
Genehmigung des Aufsichtsrats-
vorsitzenden. Einer Anstellung
von Familienmitgliedern oder
Verwandten hat der Aufsichtsrat
zuzustimmen. Für das Zoo-Per-
sonal gilt „absolutes Alkoholver-
bot - auch in den Pausen“. Die
Augsburger Steuerzahler stellen
sich allerdings die Frage inwie-
weit die Kontrolle des Aufsichts-
rats bzw. der zuständigen Kon-
trollgremien versagt hat.

Gleichwertig und/oder
gleich wirtschaftlich?

Ist „gleichwertig“ „gleich
wirtschaftlich“? Diese Gretchen-
frage stellen sich die Steuerzah-
ler in der Gemeinde Bischofs-
mais im Landkreis Regen.

Für die Durchführung eines
Kanalbauprojekts im Jahr 1999
lagen der Gemeinde Bischofs-
mais nach geprüfter Submission
zwei aus ihrer Sicht „gleichwer-
tige“ Angebote vor. Dabei han-
delte es sich um eine Angebots-
summe von rund 125.000,- DM.
Ein Angebot war lediglich um
170,49 DM, also um 0,136%
günstiger. Die Gemeinde Bi-
schofsmais hätte auch dem ko-
stengünstigsten Angebot den
Vorzug gegeben, hätte nicht fol-
gende Bekanntmachung der
Bayerischen Staatsregierung exi-
stiert:

„...Bei der Vergabe von Auf-

trägen ab 20.000,- DM ... über
Bauleistungen ... werden im
Rahmen der geltenden Regelun-
gen von VOL/A und VOB/A bei
gleichwertigen Angeboten die
Unternehmen bevorzugt, die
Ausbildungsplätze bereitstellen
... Die Regelung ist den Bewer-
bern in den Vergabeunterlagen
bekanntzugeben. ... Den kom-
munalen Auftraggebern ... wird
empfohlen, entsprechend zu ver-
fahren...“

Fatale Folgen

Die Gemeinde Bischofsmais
betonte in den Ausschreibungs-
unterlagen an alle Bieter diese
Bekanntmachung. Nachdem der
Niedrigstbieter keine Ausbil-
dungsstellen vorweisen konnte,
vergab die Gemeinde Bischofs-
mais dem „Ausbildungserlass“
gehorchend den Auftrag für die
Kanalbauarbeiten an den Nächst-
bieter, dessen Angebot aber auch
nur um rund 170,- DM teurer
war. Dies hatte fatale Folgen.

Nach Auffassung der zuständi-
gen VOB-Stelle der Regierung
von Niederbayern habe es sich
eben nicht um gleichwertige An-
gebote gehandelt. Eine bevor-
zugte Berücksichtigung des orts-
ansässigen Bieters aufgrund des
Ausbildungserlasses sei daher
nicht zulässig. Da die Gemeinde
Bischofsmais den Zuschlag trotz
dieser ihr bekannten Rechtsauf-
fassung der VOB-Stelle der Re-
gierung von Niederbayern dem
etwas teuerer anbietenden Unter-
nehmen erteilte, sah die Regie-
rung von Niederbayern in Über-
einstimmung mit der Obersten
Baubehörde im Bayerischen
Staatsministerium des Innern
darin einen vorsätzlich begange-
nen und damit schweren Verstoß
gegen die Bestimmungen der
VOB/A. Dessen Ausgangspunkt
sei jedoch nicht die unrichtige
Anwendung des „Ausbildungs-
erlasses“, sondern das wissentli-
che und vorsätzliche Handeln
entgegen der nach Konsultation
der VOB-Stelle mitgeteilten
Rechtslage. 

Nicht zuwendungsfähig

Der Vergabeumfang von rund
125.000,- DM wurde somit als
nicht mehr zuwendungsfähig an-
gesehen und von der staatlichen
Förderung ausgeschlossen. Wen
wundert es da noch, wenn die
Bischofsmaiser Bürger und
Steuerzahler den Eindruck ge-
winnen, dass „gleichwertig“ und
„gleich wirtschaftlich“ zwei ver-
schiedene Paar Stiefel sind. Oder
sollte es ihnen besser gleichgül-
tig sein?

Standhafter Bürgermeister 

Der Bürgermeister der Ge-
meinde Bischofsmais ließ je-
doch nicht locker und schaltete
auch den Ausschuss für Einga-
ben und Beschwerden im
Bayerischen Landtag ein - mit
Erfolg. Am 21.2.2003 erfolgte in
leicht „abgespeckter Form“ doch
noch die staatliche Förderung.

VHS geriet in Insolvenz

Wie kann eine gemeinnützige
Institution in die Insolvenz
schlittern? Gelungen ist diese
Glanzleistung der Volkshoch-
schule Deggendorf. Diese konn-
te laut Bilanz zum 31.12.1999
noch ein Eigenkapital in Höhe
von 1.493.000 Mark vorweisen,
das sich zum Ende des Jahres
2001 auf ein Fehlkapital in Höhe
von 465.00 Mark reduziert hatte.
Ursächlich für diese Überschul-
dung waren u.a. verzweigte Be-
teiligungen und Darlehensge-
schäfte der Volkshochschule.
Regelrecht an der Nase herum-
geführt wurde der Vorstand der
Volkshochschule. Diesem ge-
genüber stellte die Geschäfts-
führung ihre finanzielle Lage po-
sitiv dar. Auftretende Verluste
wurden mit außergewöhnlichen
Ereignissen, wie z.B. Investitio-

nen für eine Umweltstation usw.
begründet. Da nach alledem ein
Geschäftsbetrieb nicht mehr auf-
recht zu erhalten war und man
eine weitere Erhöhung des Fehl-
kapitals nicht riskieren wollte,
war der Gang zum Konkursrich-
ter unausweichlich. 

Schildbürgerstreiche 
rund um die Straße

Der Auf- und Abbau einer
Ampelanlage in Garmisch-Par-
tenkirchen innerhalb von 1 1/2
Tagen hat die Steuerzahler
76.500 Euro gekostet. Der Bund
der Steuerzahler wertet auch die-
sen Vorgang als Schildbürger-
streich, zumal die dortige Ver-
kehrssituation nach wie vor un-
gelöst ist. 

Kritisiert wurde auch der Aus-
bau der Staatsstraße 2298, der
sog. Hettstadter Steige. Dort be-
finden sich auf beiden Seiten der
Fahrbahn Betongleitwände. Eine
davon musste im Nachhinein um
30 cm erhöht werden Für diese
Nachbesserung berappten die
Steuerzahler immerhin rund
116.000,- Euro.

Was halten die Steuerzahler
von einer defizitären „Behörden-
tankstelle“? Vermutlich wenig.
Dieser Auffassung ist auch der
Bayerische Oberste Rechnungs-
hof. Er hält es für geboten, den
Betrieb der „Behördentankstel-
le“ des Bayerischen Landesamts
für Maß und Gewicht auf dem
Gelände des Bayerischen Staats-
ministeriums für Wirtschaft, Ver-
kehr und Technologie einzustel-
len, da diese Tankstelle, die den
Kraftstoff annähernd zum Ein-
kaufspreis abgibt, von 1998 bis
2002 ein Defizit von immerhin
178.000,- Euro erwirtschaftete.
Das jährliche Defizit betrug rund
40.000,- Euro. 

Zu erheblichen Kostensteige-
rungen kam es bei dem künstli-
chen Badesee in der Riemer
Messestadt. Bei der Errichtung
des Badesees explodierten die
Kosten von ursprünglich veran-
schlagten 11,4 Mio. Euro auf sa-
ge und schreibe 19,7 Mio. Euro.

Auch einem ungetreuen
Staats„diener“ bei der Universität
Regensburg haben sich die Ver-
treter der Steuerzahler an die Fer-
sen geheftet. Während der Vorle-
sungszeiten war er krank, gesun-
dete jedoch schlagartig während
der Semesterferien - und das über
einen Zeitraum von 15 Jahren.
Allein für die Krankenbezüge
hatte der bayerische Freistaat
310.000 Euro zu berappen

Stadtwerkeskandal

Die Stadt Geretsried im Isartal
macht mit einem „Stadtwerke-
skandal“ von sich reden. Beim
Bund der Steuerzahler bezeich-
net man die dortigen Zustände
als „haarsträubend“. Obwohl die
Stadt kaum älter als ein halbes
Jahrhundert ist, war ihr Wasser-
leistungsnetz völlig vergammelt.
Der Wasserverlust betrug bis zu
60 Prozent. Der Werksleiter wur-
de mit der Sanierung beauftragt.
Die Investitionen verschlangen
große Summen, für die man ei-
gentlich Stadtratsbeschlüsse ge-
braucht hätte. Trotzdem unter-
schrieben der Bürgermeister und
sein damaliger Stellvertreter die
Kreditanträge, die der Werkslei-
ter ihnen vorlegte, eigenmächtig.
Die Misswirtschaft währte über
mehrere Jahre, ohne dass den
Kontrollgremien der Stadt die
Schlampereien aufgefallen sind.
Der Bayerische kommunale Prü-
fungsverband hat das Stadtwer-
kedebakel unter die Lupe ge-
nommen, ein Prüfungsergebnis
lag zum Zeitpunkt des Redakti-
onsschlusses des „Schwarzbu-
ches“ des Bundes der Steuerzah-
ler allerdings noch nicht vor. Die
Betriebsführung der Stadtwerke
wollte man trotzdem keinen Pro-
fis anvertrauen. Zur Zeit ist das
Geretsrieder Wasser mit colifor-
men Keimen verseucht. Es darf
als Trinkwasser nicht genutzt
werden. ?
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Die Finanzierung des 
Mittelstands in Bayern
Von Dr. Stefan Straub, Genossenschaftsverband Bayern e.V.

Der Mittelstand ist in Deutschland und vor allem in Bayern ein
wichtiger Wirtschaftsfaktor. In der bayerischen Wirtschaft tra-
gen mittelständische Unternehmen mit bis zu 50 Mio. Euro Jah-
resumsatz fast zur Hälfte des gesamtwirtschaftlichen Umsatzes
bei und stellen rund 75 Prozent aller versicherungspflichtigen
Arbeitsplätze. Häufig handelt es sich um hochflexible Unterneh -
men, die in Kooperationen vernetzt sind - was übrigens ein Jahr-
hunderte alter Kerngedanke von Genossenschaften ist. Der Mit-
telstand muss sich heute mehr denn je dem ständigen Wandel
von Märkten, Technik und gesellschaftlichen Werten anpassen.
Um konkurrenzfähig zu bleiben, ist er in allen Finanzfragen,
von der Finanzierung bis zur Abwicklung des Außenhandels,
auf einen verlässlichen Partner angewiesen.

Ohne die vertrauensvolle Be-
ziehung zwischen den mittel-
ständischen Unternehmen und
ihren Hausbanken wäre der Er-
folg des Mittelstands nicht vor-
stellbar. Dabei gilt es mit dem
Missverständnis aufzuräumen,
dass sich die Banken generell

von der Finanzierung des Mittel-
standes zurückziehen. 

Bei den bayerischen Volks-
banken und Raiffeisenbanken
geht rund die Hälfte des Kredit-
portefeuilles auch heute noch an
mittelständische Unternehmen,
die andere Hälfte an Privatkun-

den, vorwiegend in die Wohn-
baufinanzierung. Sie sind nach
wie vor einer der Hauptfinan-
ziers des Mittelstandes in unserer
Region. Ihre besondere Verant-
wortung gegenüber dem Mittel-
stand spiegelt sich auch in den
hohen Marktanteilen im Förder-
kreditgeschäft wieder. Im ver-
gangenen Jahr haben die Genos-
senschaftsbanken 42 Prozent al-
ler Förderkredite der LfA För-
derbank Bayern vermittelt mit
einem Anteil am Volumen von
32 Prozent. Dieses überdurch-
schnittliche Engagement kommt
nicht nur den mittelständischen
Unternehmen allgemein zu
Gute, sondern auch zahlreichen
Existenzgründern.

Vertrauensvoller und enger
Kontakt zur Hausbank

Der Mittelstand wird auch in
Zukunft Hausbanken brauchen.
Angesichts seiner niedrigen Ei-
genkapitalquoten und den hohen
Informationsanforderungen wird
er sich weiterhin auf einen ver-
trauensvollen und engen Kontakt
zu seiner Hausbank stützen müs-
sen. Kleine und mittlere Unter-
nehmen sind auf Kredite und ins-
besondere auf langfristige Kredi-
te als traditionelles Instrument
der Investitionsfinanzierung an-
gewiesen. Sie werden auch in
Zukunft das wichtigste Finanzie-
rungsinstrument bleiben. 

Zuverlässige Partnerschaft

Der Mittelstand kann von sei-

Verbandspräsident Wilhelm Frankenberger:

50-jähriges Dienstjubiläum
Das 50-jährige Dienstjubiläum von Wilhelm Frankenber-
ger, Vorstandsvorsitzender des Genossenschaftsverbandes
Bayern, feierte Anfang Oktober die Genossenschaftsorga-
nisation in Bayern. Anlässlich des Dienstjubiläums über-
reichte ihm Manfred Nüssel, Präsident des Deutschen 
Raiffeisenverbandes (DRV), die Raiffeisenmedaille in Gold
des DRV „für große Verdienste um die ländliche Genossen-
schaftsarbeit“. 

In Anerkennung seiner hervorra-
genden Verdienste erhielt Franken-
berger bereits 1993 die Ehrennadel
in Gold des DGRV und im Jahr
1998 die höchste Auszeichnung der
Genossenschaftsorganisation, die
auf hundert lebende Persönlichkei-
ten beschränkte Raiffeisen/Schul-
ze-Delitzsch-Medaille in Gold des
Deutschen Genossenschafts- und
Raiffeisenverbandes (DGRV). In
seiner Laudatio würdigte DRV-Prä-
sident Manfred Nüssel das berufli-
che Jubiläum Frankenbergers als
eines, „das in der heutigen Zeit nur noch sehr wenige feiern kön-
nen“. Zudem sei Frankenberger „eine Institution im deutschen
Genossenschaftswesen“ und „verkörpere das bayerische Ele-
ment“. Darüber hinaus habe er in den genossenschaftlichen
Dachverbänden „Meilensteine zur Fortentwicklung“ initiiert.

Frankenberger ist seit 1983 in Vorstandsgremien der Genos-
senschaftsorganisation. 1983 berief ihn der damalige Bayerische
Raiffeisenverband in den Vorstand und 1987 zum stellvertreten-
den Vorstandsvorsitzenden. Nach der Fusion zum Genossen-
schaftsverband Bayern (Raiffeisen/Schulze-Delitzsch) ist er seit
1990 stellvertretender Vorsitzender und seit dem 1. Januar 2000
hauptamtlicher Präsident und Vorstandsvorsitzender. 

Ehrenamtlich wirkt Frankenberger in zahlreichen Gremien der
Genossenschaftsorganisation auf Landes- und Bundesebene mit,
so unter anderem als Präsidiumsmitglied des DGRV. ?

Reform der Gemeinde ...
riglohnsektor, den die CDU/
CSU-Fraktion ergänzend durch
einen Bundeszuschuss gefördert
haben will. 

Neue Pflichtaufgaben

Die Finanzierung bei der Zu-
sammenlegung plane die Bun-
desregierung nach Darstellung
der Politikerin in der Weise, dass
die Länder Umsatzsteuerpunkte
an den Bund abgeben müssen
und sie sich diese Beträge von
den Kommunen wieder holen.
Außerdem sehe Berlin eine neue
Pflichtaufgabe für die Kommu-
nen vor: So sollen 20 Prozent der
unter Dreijährigen in Kinderta-
gesstätten untergebracht werden.
Kanzler Schröder habe signali-
siert, dass er in diesen Fragen
kompromissbereit ist. Nun gelte
es, unter Fachleuten zu klären,
was sachlich und finanziell rich-
tig ist. Dazu KPV-Vorsitzender
Luitpold Braun: „Wenn es ein
Übergangsmodell gibt, wäre auf
eine höchstmögliche Absenkung
der Gewerbesteuerumlage aller-
größter Wert zu legen.“

Nachdenkliches 
zu den Landtagswahlen

Stichwort Wahlen: Wie Gene-
ralsekretär Dr. Thomas Goppel
erklärte, herrsche bei aller Freu-
de über den CSU-Sieg durchaus
Nachdenklichkeit in der Partei
vor. Schließlich sei der Anteil de-
rer, die nicht gewählt haben,
ebenso so groß wie jener, der
sich für die CSU entschieden
hat. Gegenüber den Landtags-
wahlen 1998 habe die CSU auf
absoluter Basis einen Verlust von
einer Million Stimmen zu bekla-
gen. Der Opposition, so Goppel,
müsse man vor Augen halten,

dass sie sich um Alternativen
nicht gekümmert hat. So seien
zwei Drittel der SPD-Wähler der
Meinung, dass die CSU durch-
aus tragbar sei und selbst Wähler
der Grünen seien überwiegend
dieser Meinung. Der CSU-Lan-
desleitung attestierte Goppel ei-
nen „professionell organisierten
Wahlkampf“, für den Sieg sei die
ganze Partei verantwortlich, die
hervorragend gekämpft habe. 

SPD keine Volkspartei mehr

Die SPD habe sich als Volks-
partei verabschiedet, stellte
Goppel klar. In Garmisch-Par-
tenkirchen beispielsweise habe
sie nur 5,1 Prozent der Stim-
men auf sich vereinen können.
Dies müsse die CSU ausnutzen
- „jedoch nicht in Ausspielung
der Macht, sondern der Prä-
senz“. Der Bürger wolle den
Bezug zur Partei und dessen
Vertretern; Alternativen müs-
sten deutlich erkennbar werden.

Kompetenz bei der CSU

Ohnehin werde der CSU in
allen Politikbereichen mehr
Kompetenz zugemessen als an-
deren Parteien, fuhr Goppel
fort. Bei den unter 30-Jährigen
habe seine Partei 59 Prozent al-
ler Wählerstimmen gewonnen.
Die Schlusskampagne „Signal
an Berlin“ habe nachweislich
den Nerv der Menschen getrof-
fen. Offensichtlich sei auch, dass
die Freien Wähler gerade in
ländlichen Gebieten gut abge-
schnitten haben. Goppel: Dort,
wo die CSU sich nicht einig ist,
kann die Ergebnislage sehr
schnell wechseln." Die Freien
Wähler seien dann immer wie-
der in der Lage, zu punkten. DK

ner Bank erwarten, dass sie kein
„Schönwetterspieler“ ist, son-
dern eine auf Dauer, Vertrauen
und Verlässlichkeit angelegte
Geschäftsbeziehung bieten kann. 

In Zeiten wirtschaftlicher Sta-
gnation ist die Existenz kleinerer
und mittlerer Unternehmen oder
Handwerker häufig durch Forde-
rungsausfälle insbesondere in
Folge von Unternehmenszusam-
menbrüchen bedroht. In dieser
Situation benötigt der Betrieb ei-
nen zuverlässigen Partner, der
kurzfristige Engpässe über-
brücken hilft ohne die langfristi-
ge Tragfähigkeit eines unterneh-
merischen Konzepts aus den Au-
gen zu verlieren. 

Die bayerischen Volksbanken
und Raiffeisenbanken können
dies in besonderer Weise gewähr-
leisten, weil sie auf ein Geschäfts-
modell bauen, das weder vom
Shareholder Value und dem Ren-
ditestreben für das Eigenkapital
getrieben ist, noch von politischer
Einflussnahme. Sie blicken auf
eine lange und intensive Partner-
schaft mit dem Mittelstand
zurück, deren Ziel es nie war, „ei-
ne schnelle Mark zu machen“.

Ein regelmäßiger und enger
Kontakt zu den mittelständi-
schen Unternehmen ermöglicht
es den Volksbanken und Raiffei-
senbanken schon im Vorfeld Ri-
siken zu erkennen und ihnen ent-
gegenzusteuern. Dabei kann eine
risiko- und verantwortungsbe-
wusste Kreditvergabe auch im
Zeitalter des Electronic und Mo-
bile Banking nicht auf den per-
sönlichen Kontakt verzichten.
Eine faire und fundierte Risiko-
analyse erfordert allerdings auch
die Bereitschaft der mittelständi-
schen Firmenkunden zu offener
Kommunikation und Transpa-
renz gegenüber ihrer Bank im
Sinne einer intensiven und kon-
struktiven Partnerschaft.

Umfassende Beratung

Gleichzeitig erwarten die mit-
telständischen Firmenkunden
über die reine Kreditversorgung
hinaus zunehmend eine umfas-

(Fortsetzung von Seite 1)
dass es wohl bei der Bemes-
sungsgrundlage nach altem
Schema bleiben wird. Vermutlich
werde es eine Abschmelzung der
Freibetragsgrenzen geben.

Die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, so die Finanzexpertin,
hatte ein zweistufiges Vorgehen
bei der Gewerbesteuer vorge-
schlagen: Als Soforthilfe für die
Kommunen plädierte sie für eine
Absenkung der Gewerbesteuer-
umlage auf 20 Prozent (durch-
führbar noch im Jahre 2003) so-
wie die Anhebung des Anteils an
der Umsatzsteuer von augen-
blicklich 2,2 Prozent auf wenig-
stens 3 Prozent im Jahr 2004.
Gerda Hasselfeldt zufolge weiß
die Opposition nur zu genau,
„dass dieses Sofortprogramm
auf keinen Fall geeignet ist, eine
langfristig tragbare Lösung für
die Einnahmesituation der Ge-
meinden zu sein". Es könne sich
dabei nur um die Linderung der
aktuellen Not handeln. 

Zusammenlegung 
von Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe

Was die Zusammenlegung
von Arbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe anbelangt, liegen laut
Gerda Hasselfeldt zwei ausfor-
mulierte Gesetzentwürfe von
Regierung und Oppositionsfrak-
tion vor. Diese unterschieden
sich trotz vieler Gemeinsamkei-
ten (weit stärkere Sanktionen bei
Arbeitsverweigerung, größere
Anreize zur Aufnahme einer Be-
schäftigung, Höhe des Sozialhil-
feniveaus) in zwei wesentlichen
Punkten: zum einen in der Frage
der Trägerschaft (Bundesanstalt
für Arbeit oder Kommunen?),
zum anderen im Punkt Nied-

sendere Betreuung und Beratung
in allen Finanzfragen. Um eine
solche Betreuung zu bieten, be-
reiten die bayerischen Volksban-
ken und Raiffeisenbanken der-
zeit das Konzept „VR-CheckUp-
business“ vor. Damit kann im
Firmenkundengeschäft eine ver-
besserte, ganzheitliche Finanz-
analyse durchgeführt werden.
Die Kunden der Genossen-
schaftsbanken profitieren dabei
davon, dass ihre Betreuer sie und
deren Unternehmen oft seit vie-
len Jahren kennen. 

Zusätzlich können die Volks-
banken und Raiffeisenbanken
über die Verbundpartner ein er-
hebliches Spezialwissen einbrin-
gen und dem Mittelstand in der
Region eine breite Angebotspa-
lette bieten. Sie werden daher
weiterhin ein gefragter und
wichtiger Partner für den Mittel-
stand sein. Von dieser Zusam-
menarbeit wird nicht nur der
Mittelstand profitieren, sondern
es wird auch für die regionale
Stabilität der Wirtschaft ein ent-
scheidender Beitrag sein. ?

Arbeitskreis Cross Border Leasing
In Berlin hat sich ein „Arbeitskreis Cross Border Leasing“ etab-
liert, dem Vertreter verschiedener Unternehmen angehören, die
Kommunen beim Abschluss von so genannten US-Lease-Trans-
aktionen betreuen.

Ziel ist die Versachlichung der
Debatte über das US Cross Bor-
der Leasing. Deutsche Kommu-
nen haben seit Mitte der neunzi-
ger Jahren mehr als 150 US-Lea-
se-Verträge abgeschlossen. Im
Rahmen dieser Transaktionen
vermieten die Gemeinden lang-
lebige Wirtschaftsgüter (Abwas-
seranlagen, Schienennetze, Müll-
verbrennungsanlagen, Gebäude
und andere Infrastrukturanlagen)
langfristig an einen US-Investor.
Zeitgleich mieten sie die Anla-
gen für einen kürzeren Zeitraum
zurück. Kommunen, die sich für

diese grenzüberschreitende Son-
derfinanzierung entscheiden, er-
zielen damit zum Teil hohe zwei-
stellige Millionenbeträge als Li-
quiditätszufluß. Möglich wird
dies unter anderem, weil die US-
Investoren die Transaktionen in
den Vereinigten Staaten steuer-
lich geltend machen können. 

Der Arbeitskreis sieht sich als
Partner der Fachöffentlichkeit.
Ein Newsletter berichtet über al-
le neuen Formen der Kommu-
nalfinanzierung. 
Internet: www.kommunalfi-
nanzierung-heute.de     KK/ots
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Kreative Finanzierungsalternativen:

Beteiligungsmöglichkeiten an der
Nordischen SkiWM ausgeweitet

Gewinnbringende Bürgerbeteiligung an öffentlicher Investition
Über die bekannte Möglichkeit hinaus, Schuldscheine zu erwer-
ben, wird jetzt eine weitere Beteiligungsform für die Mitfinan-
zierung der Nordischen SkiWM 2005 in Oberstdorf angeboten:
Ab sofort erhalten alle Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen,
Verbände und Organisationen die Möglichkeit, sich als Kom-
manditist und somit Mitunternehmer zu beteiligen. 

„Sie leisten damit eine Inve-
stition in die Zukunft unserer
ganzen Region und beteiligen
sich aktiv an der Realisierung
einer in der ganzen Welt Beach-
tung findenden Großveran-
staltung der Spitzenklasse“,
schreibt das Landratsamt Obe-
rallgäu in seiner Einladung zur
Präsentation des Modells. Der
Startschuss für diese besondere
Beteiligungsform fiel im Bei-
sein von Landrat Gebhard Kai-
ser, Kemptens Oberbürgermei-
ster Dr. Ulrich Netzer und
Oberstdorfs Bürgermeister
Thomas Müller.

Mitten im Weltgeschehen

Vom 16. bis 27.02.2005 steht
Oberstdorf im Zentrum des in-
ternationalen Wintersport-Inter-
esses. Zwei Wochen lang bilden
die Austragungen der FIS Nordi-
schen Ski-WM 2005 den Mittel-
punkt des sportlichen Weltge-
schehens für Oberstdorf und das
gesamte Allgäu. Man hat sich
zum Ziel gesetzt, den besten
Springern, Läufern und Nordi-
schen Kombinierern auf der Jagd
nach Medaillen ein perfekter
WM-Gastgeber zu sein.

Die Finanzierung dieses sport-
lichen Großereignisses konnte
die öffentliche Hand bei der be-
kannt schlechten Haushaltslage

nicht zur Gänze übernehmen. 
Um die Verantwortung über

die bestehenden und noch zu er-
richtenden Sportanlagen für die
Nordische Ski-Weltmeister-
schaften 2005 zu übernehmen
und deren Restfinanzierung zu
sichern, wurde Ende 2002 als
reine Investitionsgesellschaft die
Nordische Skisport GmbH &
Co. KG gegründet. Die Veran-
staltung selbst wird durch den
Verein „FIS Nordische Ski-Welt-
meisterschaften 2005 Oberstdorf
Allgäu e.V.“ organisiert und
wirtschaftlich durchgeführt.

Errichtung 
von Infrastruktur

Zweck der Gesellschaft ist die
Errichtung und die Vermietung
von touristischer und sportlicher
Infrastruktur, insbesondere die
Errichtung und Vermietung von
Sportanlagen mit Schanzen,
Aufstiegshilfen, Beschneiungs-
anlagen, Beleuchtungsanlagen,
Gebäuden, Langlauf-Loipen,
Rollerbahnen und dergleichen,
sowie die Qualitätssicherung
touristischer Zwecke und Ziele.

Das Investitionsvolumen
beläuft sich auf 23.290.306 Eu-
ro, davon sind sechs Millionen
Euro Eigenkapital. Fremd finan-
ziert werden müssen rund drei
Millionen Euro. An Zuschüssen

erwarten die Oberstdorfer gute
14 Millionen.

Bürger, die sich an der Gesell-
schaft beteiligen wollen, müssen
mindestens 10.000 Euro bis En-
de dieses Jahres einbezahlen.
Die Laufzeit der Kapitalanlage
beträgt zunächst 20 Jahre, wenn
danach kein Auflösungsgrund
besteht, ist sie unbefristet.

Steigende Rendite

Aus den Liquiditätsüberschüs-
sen erhalten die Kommanditisten
- mit Ausnahme der Gründungs-
gesellschafter - eine Liquiditäts-
ausschüttung in Höhe von drei
Prozent, steigend auf sieben Pro-
zent, ihres gezeichneten und ein-
gezahlten Kommanditkapitals,
erstmals für das Geschäftsjahr
2005. Die steuerlichen Ergeb-
nisse der Gesellschaft werden
den „Mitunternehmern“ anteilig
zugewiesen. Die anteiligen Ver-
lus-te mindern das zu versteu-
ernde Einkommen, Gewinne er-
höhen es.

Chancen- und 
Risikenanalyse

In einer präzisen Chancen- und
Risikenanalyse gehen die Kom-
munalpolitiker sorgfältig auf ihr
Angebot ein und stellen zudem
sämtliche Steuer-aspekte für die
Beteiligten dar. Im Oberallgäu
haben sich die Kommunen im-
mer wieder Bekanntheit ver-
schafft durch kreative Beteili-
gungsmöglichkeiten der Bürger
an öffentlichen Investitionen.  ?

Offensive im 
Kreditkartengeschäft

Die bayerischen Sparkassen ersetzen ab sofort die Eu-
rocard durch die neue MasterCard, die den Kartenin-
habern überaus attraktive Dienstleistungen bietet. Die
Eurocard Standard sowie die Eurocard Gold waren
seit 1988 fast unverändert in der Angebotspalette der
bayerischen Sparkassen. Allerdings zeigt sich, dass die
bewährten Karten ihren Höhepunkt im Produktle-
benszyklus mittlerweile überschritten haben. 

Die Bayern Card-Services
GmbH hat als Partner der bayeri-
schen Sparkassen für innovative
Kreditkartenlösungen diese Ent-
wicklung frühzeitig erkannt und
einen tief greifenden Produkt-
Relaunch konzipiert. Anlass für
diese Neuausrichtung war der
Markenwechsel (Slogan: „Euro-
card wird MasterCard“), in des-
sen Rahmen die altbekannte Eu-
rocard durch die neue Master-
Card abgelöst wird. „Damit sind
die bayerischen Institute inner-
halb der Sparkassen-Finanz-
gruppe die ersten, die das neue
Produkt in dieser Form ein-
führen“, unterstrich Bayern-
Card-Geschäftsführer Jens He-
geler bei der Ankündigung vor
der Presse die bundesweite Vor-
reiterstellung.

Hauptziel des Relaunch ist es,
mit einem einzigartigen Lei-
stungspaket die Kundenbindung

zu stärken und die Neukunden-
akquisition anzukurbeln.

Impulse für 
die Lebensgestaltung

Um die ehrgeizigen Ziele zu
erreichen hat die Bayern Card-
Services GmbH die Goldkarte
mit einer Vielzahl von attrakti-
ven Neuerungen ausgestattet, die
den Sparkassen-Kunden anre-
gende Impulse für die Lebensge-
staltung liefern sowie ihren stei-
genden Sicherheits- und Mobi-
litätsbedürfnissen besser gerecht
werden. Wesentliche Bausteine
des Konzepts sind  die so ge-
nannten Erlebniswelten, in die
jeder Inhaber der Goldkarte ganz
nach seinen individuellen Wün-
schen und Bedürfnissen eintau-
chen kann: 
? Wellness & Beauty, Sport
? Kultur

? Gastronomie & Genuss 
? Reisen & Mobilität 
? Freizeit & Events

Zielgruppenspezifische
Dienstleistungen

Im Rahmen dieser Erlebnis-
welten offeriert die MasterCard
Gold eine Vielzahl von zielgrup-
penspezifischen Dienstleistun-
gen aus einer Hand, die aktuelle
Ideen und Trends aus dem Spek-
trum Freizeit und Erholung auf-
greifen. In der Kategorie „Well-
ness & Beauty“ finden sich zum
Beispiel ausgewählte Wellness-
Reisen der TUI-Tochter „Berge
& Meer“. Und von der Zusam-
menarbeit mit der internationa-
len Gourmet-Vereinigung Slow
Food dürften die gesundheitsbe-
wussten Feinschmecker beson-
ders profitieren, ebenso von
Kochkursen wie Weinsemina-
ren. Zum Angebot gehört auch
die Möglichkeit, an Golf-
Schnupperkursen oder an Wo-
chenendreisen etwa nach Arl-
berg, Bozen oder Salzburg teil-
zunehmen. Der Ticketdienst
sorgt für die Reservierung von
Eintrittskarten.

Versicherungspaket

Einen besonderen Zusatzser-
vice liefert ein Newsletter, den
die Karteninhaber viermal pro
Jahr entweder in Papierform
oder als E-Mail erhalten und der
aktuelle Infos aus den Erlebnis-
welten bereithält. Jede Ausgabe
enthält Neuigkeiten über Aktio-
nen, Vergünstigungen oder neue
Partnerschaften, die für Karten-
inhaber interessant sein können.

Zu den herausragenden Aus-
stattungsmerkmalen der Gold-
karte gehört zudem ein umfang-

reiches Versicherungspaket. Dar-
in enthalten ist ein Kfz-Schutz-
brief für In- und Ausland inklusi-
ve Reise-Service-Versicherung
mit Telefon-Hotline. Integriert
ist überdies eine Auslandsreise-
Krankenversicherung, die für die
gesamte Familie des Kartenbe-
sitzers gilt - auch bei getrennter
Reise. Hinzu kommt eine Reise-
Rücktrittskosten-Versicherung
einschließlich Reiseabbruch-
Versicherung, die beide für die
ganze Familie gelten, wenn die-
se gemeinsam verreisen. 

Im Gegensatz zu ihrer „golde-
nen Schwester“ ist bei der Stand-
ardkarte kein Versicherungspa-
ket enthalten. Doch sie ist eben-
so wie die Goldcard gleichsam
ein Türöffner zur Nutzung geld-
werter Einkaufsvorteile in der
Welt des Online-Shopping. Im
Internet-Portal www.s-erlebnis -
welten.de haben MasterCard-In-
haber die Möglichkeit, bei nam -
haften e-Commerce-Anbietern
viele Produkte aus dem Ange-
botsspektrum günstiger einkau-
fen zu können. ?

Kurzporträt
Die Bayern Card-Services GmbH mit rund 105 Mitarbeitern

ist das Kompetenz-Center der bayerischen Sparkassen und der
Bayerischen Landesbank für das Kreditkartengeschäft (Master-
Card und VISA Card). Das Unternehmen unterstützt in dieser
Rolle die Emittenten in strategischen Fragen und erbringt insti-
tuts- und kundenbezogene Dienstleistungen. Die 1995 gegrün-
dete Bayern Card-Services GmbH betreut rund 1,5 Mio. Karten
im Voll- und Teilprocessing. Zu den Kunden zählen namhafte
Unternehmen wie die Deutsche Lufthansa AG, Lufthansa Miles
& More, HUK-Coburg, der FC Bayern München sowie auch 82
bayerische Sparkassen. ?

Wohnungsmarkt in Stadt und Landkreis Würzburg:

Vom Anbieter- zum
Nachfragemarkt

Studie von LBS Bayern und Sparkasse Mainfranken 

LBS Bayern und Sparkasse Mainfranken haben eine neue
Pestel-Studie präsentiert, die den Wohnungsmarkt in
Würzburg Stadt und im Landkreis nebst Altlandkreis
Würzburg ins Visier nimmt. Das Pestel-Institut für Sys-
temforschung mit Sitz in Hannover prognostiziert für die
kommenden Jahre eine erhebliche Nachfrage, denn Woh-
nen im Einfamilienhaus ist begehrt. 

Mut zum Aufspüren künftiger
Marktchancen ist gefragt. Die
Untersuchung will dazu beitra-
gen, dass auch seitens der Kom-
munen Grundlagen dafür ge-
schaffen werden, damit sich die
Anbieter nachfragegerecht posi-
tionieren können.

Kommunaler Wettbewerb 

Insgesamt lässt sich feststellen,
dass auch in der Region Würz-
burg die Kommunen inzwischen
im Wettbewerb um Bevölkerung
konkurrieren. Bei den heutigen
Pendlerradien steht insbesondere

die Stadt Würzburg als regiona-
les Arbeitsplatzzentrum in Kon-
kurrenz zu den sie umschließen-
den Kommunen, an die sie in der
Vergangenheit ständig Bevölke-
rung verloren hat.

Wenn man davon ausgeht,
dass sich im Verhalten der Be-
völkerung keine grundlegenden
Änderungen einstellen, muss
laut Studie einerseits der Bau-
landpolitik der Kommunen eine
wesentliche Bedeutung für die
weitere Entwicklung zugemes -
sen werden. Auf der anderen
Seite werden aber auch quali-
tativ ungenügende Bestände

weiterhin unter Druck stehen. 
Bei der Ausweisung neuer

Wohnungsbauflächen sollten die
Kommunen grundsätzlich darauf
achten, dass die Flächen an-
schließend auch tatsächlich dem
Markt zur Verfügung stehen.
Dies kann zum einen durch den
Ankauf der Flächen seitens der
Kommune erfolgen. Auf der an-
deren Seite zeigen Beispiele aus
anderen Regionen, dass die Ein-
schaltung privater Unternehmen
für Ankauf und Erschließung
von Flächen zu einer Senkung
der Baulandpreise führen kann.
Die Gründe dürften in der bei
privaten Unternehmen in der
Regel höheren Flexibilität in
den Verhandlungen mit den
Grundstückseigentümern und
in einer preiswerteren Er-
schließung liegen. 

Flächenreserven

Mit einer Bevölkerungsdichte
von knapp 1.500 Einwohnern je
Quadratkilometer sollte auch die
Stadt Würzburg noch über aus-
reichend Flächenreserven verfü-
gen, so die Untersuchung.
„Natürliche“ Grenzen der Be-
baubarkeit sind damit weder in
der Stadt noch im Landkreis in
Sicht. Ohnehin muss ein langfri-
stiges „Zubauen“ der Region
nicht befürchtet werden, da ein
Nachlassen der Nachfrage nach
Grundstücken des individuellen
Wohnungsbaus gegen Ende des
Jahrzehnts bereits heute abseh-
bar ist.

Vorteile

Zu bedenken ist bei allen wei-
teren Planungen, dass eine Be-
völkerungssteigerung durch Zu-
wanderungen für die Kommu-
nen insgesamt mit einer Reihe 

(Fortsetzung auf Seite 8)
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Public - Private - Partnership:

PPP-Modelle auf dem Prüfstand
Die Kommunen, die noch Rücklagen besitzen und
auf einem „Sack voll Geld“ sitzen, kann man in
Bayern wahrscheinlich an zehn Fingern abzählen.
Früher wurde grundsätzlich für eine Maßnahme
das Geld erst aufgespart, dann in Haushalte einge-
stellt und wieder ausgegeben. Diese Methode ist
heute längst vorbei. 

Früher, „in den goldenen Jah-
ren“ konnten die Kommunen
auch mit hohen staatlichen Zu-
wendungen rechnen, so dass es
keiner besonderen Mühe bedurf-
te, sich ein schickes Hallenbad
oder eine luxuriöse Freizeitanla-
ge zu genehmigen. Heute, wo
die Zuschüsse rar sind, die Inve-
stitionen aus den Sechziger Jah-
ren, schön langsam marode wer-
den, sind die Kommunen plötz-
lich auf sich selbst gestellt. Da
hilft kein Jammern, wenn es um
die Erfüllung von Pflichtaufga-
ben geht, wie z. B. Wasserqua-
lität und -quantität, geregeltes
Abwasser, Schulsanierungen,
Brücken- und -wegebauten, usw.

Aufsparen und absparen

Die Aufgaben der Kommunen
sind in den letzten Jahren immer
stärker gewachsen. Ein Spiel-
raum für Neuinvestitionen,
Reinvestitionen und Ersatzinve-
stitionen bleibt kaum mehr. So
kommt man vom „Aufsparen“
zum „Absparen“. Das ist jeder-
zeit legitim, solange die Schul-
den auch noch mit der Lei-
stungsfähigkeit einer Kommune
in Einklang zu bringen sind. 

Eine neue Perspektive des
„Absparens“, jedoch unter ganz
anderen Vorzeichen, bieten
„PPP-Modelle“. Das Vorzeichen
heißt: Privat geplant, gebaut und
finanziert. Hier gibt es aber Ge-
setzmäßigkeiten, die eingehalten
werden müssen, um auch die
wirtschaftlichste Lösung zu er-
reichen. 

Was muss hier der Partner der
Kommune leisten, damit die Re-
geln der Zusammenarbeit den
gewünschten Erfolg bringen?
(vgl. Kasten)

Auf Folgekosten achten

Nur so ist sicher gestellt, dass
die kostengünstigste und wirt-
schaftlichste Lösung auch die
Folgekosten aus der Finanzie-
rung minimiert. Der Nachweis
der Wirtschaftlichkeit gegenüber
staatlich geplant, gebaut und fi-
nanziert im Verhältnis zu privat
geplant, gebaut und finanziert
muss gegeben sein. Die Rechts-
aufsicht hat dafür zu sorgen, dass
nur diese Modelle genehmigt
und weiter verfolgt werden kön-
nen.

Alle anderen Modelle sind
Bauträger- oder Leasingmodelle,

die immer, wenn man den Hin-
tergrund des Partners betrachtet,
einseitige Interessen subjektiv
berücksichtigen. 

Partner muss fit sein

Der Partner der Kommune im
PPP-Modell muss grundsätzlich
sein Terrain beherrschen. Er hat
fit zu sein in kaufmännischen,
organisatorischen Gebieten, auf
der Vertrags- und Finanzierungs-
seite, sowie auf der technischen
Seite. Ein eigener Projektsteue-
rer, der die Praxis aus dem „ff“
kennt, muss schon mit gestellt
werden können, sonst besteht die
Gefahr, dass die Ablaufzeiten
und die Gesamtkosten aus dem
Ruder laufen. Die PPP-Modelle,
bspw. der KFB, Fachberatung
für Kommunen, aus Reuth und
Weiden, www.kfb-reuth.de, eig-
nen sich für Erschließungsträ-

gerschaften, Sanierungsträger-
schaften, Bau- und Finanzie-
rungsträgerschaften. 

Erfolgreiche Projekte

Die KFB kann hier erfolgreich
viele abgeschlossene Projekte
nachweisen, wie z. B. Gewer-
begebiete, Wohnbaugebiete,
Schulsanierungen, Bauhofneu-
bauten, usw. Je früher der kom-
munale Partner, beispielsweise
bei der Projektentwicklung, be-
reits mit eingebunden ist, desto
größer ist der wirtschaftliche
Nutzen. 

Von Anfang an Geld sparen

Die Devise heißt: Von Anfang
an Geld sparen. Dies freut Bür-
germeister, Kämmerer und die
damit Beauftragten. So können
Stadträte und Gemeinderäte in
Zeiten konjunktureller Nöte
wirtschaftliche Impulse in der ei-
genen Region setzen und wichti-
ge Investitionen vorziehen, ohne
den öffentlichen Haushalt sofort
zu belasten.

Das Hauptgebot lautet: „Die
wirtschaftlichste Lösung ist im-
mer das Ziel des Handelns.“     ?

Vom Anbieter- ...
(Fortsetzung von Seite 7)
von Vorteilen verbunden ist:
? Das Dienstleistungsangebot
vor Ort kann sich bei steigender
Bevölkerungszahl weiter verbes-
sern, wodurch gleichzeitig auch
die Beschäftigung zunehmen
wird.
? Mit der Ausweitung von
Dienstleistungs- und Handelsan-
geboten besteht die Chance zu
einer stärkeren  räumlichen Kon-
zentration dieser Angebote, um
die Attraktivität der Kernberei-
che in den Kommunen nachhal-
tig zu stärken.
? Bei vorzugsweiser Auswei-
sung von Flächen für den indivi-
duellen Wohnungsbau wird sich
eine Erhöhung der Eigentümer-
quote und damit verbunden eine
Verbesserung der Sozialstruktur
einstellen.
? Aus einer Bevölkerungsstei-
gerung ergibt sich auch eine
langfristige Verbesserung der
kommunalen Finanzkraft. Eine
Stadt wie Würzburg muss daher
ein großes Interesse daran haben,
die Einwohner in der Stadt zu
halten.

Vor allem die finanziellen Vor-
teile kommen natürlich nur voll
zum Tragen, wenn die vorhande-
ne Infrastruktur noch freie Kapa-
zitäten hat. Aber auch in der Re-
gion Würzburg werden in den
kommenden Jahren die Gebur-
tenzahlen weiter zurückgehen,
so dass die längerfristige Ausla-
stung von Kindergärten und
Schulen nicht gewährleistet ist.
Hiervon werden dann Kommu-
nen  mit unterdurchschnittlicher
Entwicklung besonders hart ge-
troffen. DK

PPP-Regelwerk ohne wenn und aber
1. Kooperationsverhältnis:Die Kommune ist

immer in das Verfahren voll eingebunden
- der "PPP-Consulter" arbeitet wie ein Treuhän-
der. Die wirtschaftlichste und kostengünstigste
Lösung muss immer Ziel des Handelns sein.

2. Konsequenter Einsatz von Privatrecht:Die
starren Regeln des öffentlichen Rechts

können verlassen werden, das senkt die Investi-
tionskosten und lässt Vergaben vor Ort zu Gun-
sten der heimischen Wirtschaft zu.

3. Bau- und Werkverträge beschränkt aus-
schreiben:Vergabe erfolgt auf Basis der

VOB immer pauschaliert unter Festpreisgaran-
tie.

4. Ingenieur- und Architektenverträge:Die
Preisvereinbarungen nach der HOAI soll-

ten grundsätzlich pauschaliert werden.

5. Vor- und Zwischenfinanzierung:Schnelle-
re und zügigere Bauabwicklung lassen

Bauzeitzinsen sparen - Ausgangslage günstiger
Zwischenfinanzierungen ist der europäische
Geldmarkt (mit rund 2,1 % im Oktober 2003).

6. Investitionskosten gedeckelt:Die Gesamt-
kosten der Maßnahme müssen vor Beginn

konkret feststehen und verbindlich bleiben - ei-
ne Kostenüberschreitung darf es nicht geben.Ei-

ne professionelle Projektsteuerung garantiert die
"Punktlandung" bei den Kosten und der Bauzeit.

7. Kostenerfassung transparent und über-
sichtlich:Die Kommune muss von den

tatsächlichen Kosten Kenntnis erlangen können,
somit sind alle Grundlagenverträge (für Bau,
Planung, Finanzierung, ...) offen zu legen. Um
den  Vorsteuerabzug müssen die Finanzierungs-
lasten reduziert werden können.

8. Nutzen und Laufzeit: Der Partner der
Kommune muss in der Lage sein, das

Zinsniveau für den Zeitraum des Nutzens zu si-
chern und der Kommune bis zu 25 Jahre die Fi-
nanzierung auf kommunaldarlehensfähiger und
pfandstockfähiger Basis stellen zu können. Das
bringt Luft und Spielraum im Vermögenshaus-
halt.

9. Unabhängig, neutral und offen: Der kom-
munale Dienstleister und Partner muss un-

abhängig sein und sich ausschließlich den Inter-
essen der Kommune widmen.

10. Die Modelle müssen die Zuschusssi-
tuation berücksichtigen: Staatliche Zu-

schüsse dürfen durch die Modelle nicht verloren
gehen.
Weitere Infos: info@kfb-reuth.de

Möglichst viel Geld nach
Unterfranken bringen

Möglichst viel Geld nach Unterfranken zu bringen - das ist das
Ziel der Arbeitsgruppe „Optimale Nutzung der Förderquellen
von EU, Bund und Land“, die Ende März bei der Regierung
von Unterfranken eingerichtet wurde. Die neue Einrichtung
ging aus der „EU-Arbeitsgruppe“ hervor, die bereits seit zwei
Jahren existiert. 

Durch regelmäßige Veröffent-
lichungen zum Thema „Förder-
quellen“ will die neue Arbeits -
gruppe ihrem Leiter Dr. Dieter
Aufderhaar zufolge die ländli-
che Regionalentwicklung und
die Wirtschaftsförderung in Un-
terfranken vorantreiben. Die
Wirtschafts- und Regionalför-
derer in den unterfränkischen
Landkreisen sowie private Un-
ternehmer, die zum Beispiel
ihren mittelständigen Wirt-
schaftsbetrieb mit Hilfe von
EU-Mitteln erweitern wollen,
sollen laut Aufderhaar vom En-
gagement der erweiterten EU-
Arbeitsgruppe profitieren. 

Sensibilisieren 
für Förderquellen

Die neun Mitarbeiter aus al-
len acht Abteilungen der Regie-
rung von Unterfranken wollen
verstärkt über Förderprogram-
me für Wirtschafts-, Natur-
schutz- und Regionalentwick-
lungsprojekte informieren und
durch öffentliche Veranstaltun-

gen für das Thema „Er-
schließung von Förderquellen“
sensibilisieren. Fördermöglich-
keiten aufzuspüren und auszu-
schöpfen sei besonders wichtig
in Zeiten, in denen die kommu-
nalen Mittel knapp sind. 

Eigenmittel erforderlich

Allerdings bringen die Förder-
programme jenen Kommunen
nichts, die über keinerlei Eigen-
mittel verfügen. Es sei ein Di-
lemma, so Aufderhaar, dass die
geförderten Kommunen oft ei-
nen gehörigen Eigenanteil bei
der Realisierung von Förderpro-
jekten übernehmen müssen. Zu
80 Prozent geförderte Maßnah-
men seien inzwischen selten.
Teilweise betrage die von Mün-
chen, Berlin oder Brüssel ge-
währte Fördersumme lediglich
30 Prozent. Wer keine Kofinan-
zierung leisten könne, komme
auch nicht in den Genuss der
Subvention. 

Eine der wichtigsten Personen
in der erweiterten EU-Arbeits-

gruppe ist Sylvia Schindler, EU-
Beauftragte der Regierung von
Unterfranken. Täglich schaut die
Juristin die EU-Amtsblätter
durch, ob unter den neuen
Rechtsverordnungen für die
Landwirtschaft - das sind jähr-
lich zwischen 3.000 und 4.000 -
Nachrichten über neue Förder-
programme zu finden sind.
Schindler: „Manchmal findet
man drei Wochen lang nichts,
dann wieder stehen in einem ein-
zigen Amtsblatt drei Aufrufe, die
über Programmverlängerungen
informieren.“ 

Spielregeln beherrschen

Mehrmals in der Woche re-
cherchiert die Mitarbeiterin der
Abteilung „Wirtschaft und Ver-
kehr“ im Internet nach Finanz-
quellen, die für Unterfranken in-
teressant sein könnten. Alles in
allem eine Zeit aufwändige und
schwierige Arbeit, wie sie zu-
gibt, denn die Übersichtlichkeit
über EU-Förderprogramme und
EU-Förderrichtlinien lasse mehr
als zu wünschen übrig. Wer kei-
ne persönlichen Kontakte habe,

die offiziellen Ansprechpartner
in Brüssel, die EU-Informations-
stellen in Deutschland und die
autorisierten Beratungsstellen
nicht kenne, wer nicht Bescheid
wisse über die EU-Subventions-
politik und gewisse „informelle
Spielregeln“ nicht beherrsche,
tue sich äußerst schwer beim
Umgang mit den Förderpro-
grammen. 

Berichte aus Brüssel

Eine unschätzbare Informati-
onsquelle sind für die Gewerbe-
rechtlerin die Europaberichte der
Vertretung des Freistaates Bay-
ern in Brüssel, die im Zwei-Wo -
chen-Rhythmus erscheinen. Die-
se Berichte informieren weit
frühzeitiger als die Amtsblätter,
welche neuen Förderprogramme
aufgelegt und welche laufenden
Programme verlängert werden
sollen. Diese rechtzeitige Infor-
mation sei überaus wichtig, so
die Beamtin, da die offiziellen
Einreichungsfristen oft nur we-
nig Zeit lassen. Schindler: „In
vielen Fällen wäre es am besten,
man hätte ein fertiges Projekt in
der Schublade, wenn die Frist
beginnt.“ Damit möglichst viele
Fördermittel nach Unterfranken
fließen, hilft die Regierung von
Unterfranken als Erlasserin der
Förderbescheide den Verant-
wortlichen in den Landkreisen
bei der Antragstellung. Die För-
derbescheide werden immer
dann von der Regierung erlas-
sen, wenn die EU-Fördermittel
an die Vergabe von Landesmit-
teln geknüpft ist. Mittelständler,
die mit den komplizierten For-
mularen Schwierigkeiten haben,
können sich Aufderhaar zufolge
an die Landesgewerbeanstalt
Bayern (LGA) in Nürnberg wen-

den. Diese ist sei Jahren Euro In-
fo Centre (EIC) der Europäi-
schen Kommission für klein-
und mittelständische Unterneh-
mer. Die LGA-Mitarbeiter ver-
mitteln Mittelständlern auch
Projektpartner und helfen, geför-
derte EU-Projekte zu realisieren.
Weitere wichtige Informations-
stellen sind die Europäischen
Referenzzentren (ERZ) für Ver-
waltungsbeamte, Initiatoren und
Projektträger, die Europäischen
Dokumentationszentren (EDZ)
für Professoren, Dozenten und
Studenten, die Euro Info Points
(EIP) für die Öffentlichkeit so-
wie das Innovation Relay Centre
(IRC) für Technologie orientier-
te klein- und mittelständische
Unternehmer. Die Arbeitsgruppe
„Optimale Nutzung der Förder-
quellen von EU, Bund und
Land“ ist unter 0931/3801381 zu
erreichen. Pat Christ

Sparkassen-Finanz-
gruppe berät auf der

KOMMUNLE
Unter dem Motto „Ge-

meinsam für unser Bayern“
präsentieren die Bayerische
Landesbank und der Spar-
kassenverband Bayern auf
einem Gemeinschaftsstand
umfassende und massge-
schneiderte Lösungen für
kommunale Investitionen.  

Ein wichtiges Schwer-
punktthema ist dabei das
kommunale Immobilien-
management. Mit diesem
Instrument können Kom-
munen konsequent Kosten-
senkungs- und Effizienz-
steigerungspotenziale rea-
lisieren. ?
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Finanzierungshilfen für das Handwerk: 

LfA betreibt Gründungs- 
und Wachstumsförderung 

Mit unterschiedlichen Förderinstrumenten hilft die
LfA sowohl Gründern als auch bestehenden Betrie-
ben im Handwerk bei der Finanzierung ihrer Inve-
stitionen. Für die staatlichen Finanzierungshilfen
gelten unter anderem zwei Förderprinzipien.

LfA-Mittel werden nach dem
Hausbankprinzip ausgereicht:
Die Geschäftsbank des Kunden
erstellt die Anträge und leitet sie
an die LfA weiter. Die Auszah-
lung der bewilligten Fördergel-
der erfolgt wieder über die
Hausbank, die dafür gegenüber
der LfA auch das Risiko trägt.
Verfügt der Kunde über keine
ausreichenden Sicherheiten zur
Absicherung des Risikos, so
kann bei der LfA teilweise eine
Haftungsfreistellung durch die
Hausbank beantragt werden,
dadurch ist diese eher bereit,
das Vorhaben zu finanzieren.

Vorbeginnklausel

Die Vorbeginnklausel besagt,
dass vor Beginn des Vorhabens,
das heißt insbesondere vor Ein-
gehen des wesentlichen finanzi-
ellen Engagements (z. B. Ab-
schluss von Kauf-, Übernahme-
und Beteiligungsverträgen), die
Fördermittel über eine Haus-
bank bei der LfA beantragt wer-
den müssen.

Die staatlichen Programme
der LfA bieten im Vergleich zu
anderen Finanzierungen günsti-
gere Zinsen, haben in der Regel
eine längere Laufzeit und unter-
nehmerfreundliche Rückzah-
lungsbedingungen. Dazu zählen
etwa tilgungsfreie Jahre, die für
den Kreditnehmer eine wichtige
Entlastung darstellen.

Finanzierungsangebote
für Gründer

Gleich, ob es sich um eine
„echte“ Neugründung oder die
Übernahme eines bestehenden
(nicht der eigenen Familie
gehörenden) Handwerksbetrie-
bes handelt: Mit ihren Finanz-
dienstleistungen geht die LfA
auf die unterschiedlichen An-
sprüche junger Unternehmer
ein. Wichtigstes Förderinstru-
ment für Gründungsinvestitio-
nen ist das vom Freistaat finan-
zierte Bayerische Mittelstands-
kreditprogramm (MKP). Es
sieht für Existenzgründer bei ei-
nem Finanzierungsanteil von 40
Prozent Kredite von 12.500 Eu-
ro bis maximal 310.000 Euro
vor. Wer einen zusätzlichen Fi-
nanzierungsbedarf hat, kann zur
Finanzierung auch noch ein
LfA-Ergänzungsdarlehen zum

MKP in Anspruch nehmen. Auf
diese Weise können die Investi-
tionen bis zu 100 Prozent über
LfA-Mittel abgedeckt werden.
Für beide Darlehensformen
können die Hausbanken eine
Haftungsfreistellung in Höhe
von 70 Prozent beantragen. Die
Nutzung des von der LfA ange-
botenen Beteiligungskapitals
der BayBG Bayerische Beteili-
gungsgesellschaft mbH kann
bei voraussichtlich hohen an-
fänglichen Verlusten oder ei-
nem geplanten schnellen
Wachstum von Vorteil sein. Es
verbessert die Eigenkapitalaus-
stattung des Unternehmens, das
damit für längere Durststrecken
gewappnet ist und ein höheres
Wachstumstempo vorlegen
kann. Über das "Beteiligungs-
kapital für Existenzgründer"
sind stille Beteiligungen in
Höhe von 20.000 bis 125.000
Euro möglich.

Wachstumshilfen für
bayerische 
Handwerksbetriebe

Die Wachstumsförderung
nach dem Bayerischen Mittel-
standskreditprogramm beruht
im Wesentlichen auf denselben
Grundsätzen wie die Förderung
von Existenzgründungen. Es
werden Darlehen in Höhe von
rund 12.500 bis 310.000 Euro
bewilligt. Durch die Ergän-
zungsdarlehen im MKP
–Wachstum-, die die LfA in Ko-
operation mit der Kreditanstalt
für Wiederaufbau (KfW) anbie-
tet, lässt sich die Basisfinanzie-
rung aus dem MKP auf bis zu
100 Prozent der förderfähigen
Investitionen aufstocken. För-

derfähig sind Investitionen im
Zusammenhang mit den geplan-
ten Wachstumsmaßnahmen, et-
wa Grunderwerb, Mietkautio-
nen, bauliche Investitionen, die
Anschaffung von Maschinen
sowie Hard- und Software, Fir-
menwert, Patente und Lizenzen
und Investitionsnebenkosten
wie Notar- und Maklergebühren
oder Architektenhonorare. Mit
den Ergänzungsdarlehen - Nor-
malkonditionen - können Inve-

Bau- und Land-Entwicklungsgesellschaft Bayern GmbH, BLE:

Partner der Kommunen
Seit bald drei Jahrzehnten versteht sich die Bau- und Land-
Entwicklungsgesellschaft Bayern GmbH (BLE) als Partner
der Kommunen, wenn es um die Finanzierung öffentlicher
Aufgaben geht. Die Gesellschaft gehört zum genossenschaftli-
chen FinanzVerbund der Volks- und Raiffeisenbanken. 

Ihr unternehmerischer Grund-
auftrag, Städte und Gemeinden
bei der Bewältigung finanzwirt-
schaftlicher und verwaltungs-
technischer Aufgaben unter
Einbindung des FinanzVerbun-
des zu unterstützen, steht im

Einklang mit der genossen-
schaftlichen Idee der gemein-
schaftlichen Selbsthilfe. So
wurden verschiedene Modelle
entworfen, aus denen sich be-
reits nach wenigen Jahren die
heutigen Schwerpunkte der Ge-
schäftstätigkeit entwickelt ha-
ben.

Nähe vor Ort

Durch die Nähe der Bankpart-
ner vor Ort wird die Möglichkeit
geschaffen, eine persönliche,
praxisorientierte und effiziente
Zusammenarbeit aller Beteilig-
ten zu erreichen. Die BLE ist ih-
rer Firmenphilosophie verpflich-
tend, sowohl im Dienstleistungs-
bereich als auch als Baulandent-
wickler, im eigenen wirtschaftli-
chen Risiko tätig. 

Haushaltsmodell

Der Dienstleistungsbereich
wird durch die Private Finanzie-
rung kommunaler Aufgaben ab-
gedeckt. Es handelt sich hier um
die Vorfinanzierung Kommuna-
ler Infrastrukturmaßnahmen
nach dem sogenannten „Haus-
haltsmodell“ und die Übernah-
me von Erschließungsträger-
schaften für Dritte.

Im eigenen Risiko werden
Baulandentwicklungsmaßnah-
men durch die BLE abgewickelt.

Bisher konnte die Gesellschaft
nahezu 600 Finanzierungsbe-
treuungsverträge nach dem
Haushaltsmodell mit einem Fi-
nanzvolumen von etwa 820 
Mio. € abschließen, 75 Bauland-
entwicklungsmaßnahmen für ca.
2.000 Grundstücke wurden ab-
gewickelt bzw. befinden sich in
Bearbeitung.

Die BLE ist in mehr als 300
Kommunen, überwiegend in
Bayern, tätig. ?

Unternehmertalente
in Bayern sind Spitze
Das beste deutsche Schülerunternehmen 2003

kommt aus Pasing 
S4S Students for Students vom Karlsgymnasium München-Pa-
sing heißt der Sieger im Wettbewerb um das beste Schülerun-
ternehmen Deutschlands 2003. Das Unternehmen vertreibt die
„Spielmaschine“, ein selbst entwickeltes Buch mit 166 Spiel-
ideen. Das bayerische Team setzte sich beim Bundeswettbewerb
am 26. Juni in Köln gegen die Sieger der anderen Länder durch.
Der Preis: Eine Reise nach London zum Europawettbewerb. 

Mit dem Erfolg von S4S ha-
ben die bayerischen Vertreter im
Projekt „Junior“ nun bereits in
sechs Jahren hintereinander vor-
dere Plätze geholt: zweimal den
ersten Platz, einmal den zweiten
und dreimal den dritten Platz.

Realistisches positives
Unternehmerbild

„Junior“ ist ein anspruchsvol-
les Projekt, das in vielen Län-
dern Europas läuft und seit
sechs Jahren auch an Bayerns
Schulen angeboten wird. Das
Besondere an Junior: Die
Schüler sind tatsächlich unter
Kapitaleinsatz auf dem Markt
tätig; sie tragen die Kosten- und
Ergebnisverantwortung gegenü-
ber den Geldgebern, von denen
sie sich ihr Startkapital durch
Ausgabe von Anteilsscheinen
beschaffen. 

Das Projekt zeigt die Perspek-
tiven einer Existenzgründung

auf und weckt die Bereitschaft,
sich später einmal selbständig
zu machen. Befragungen unter
den Teilnehmern haben gezeigt,
dass ihnen mit „Junior“ ein rea-
listisches und positives Unter-
nehmerbild vermittelt wird.

Investition in die Zukunft

Träger des Projekts „Junior“
ist das Institut der deutschen
Wirtschaft in Köln. Es koope-
riert in Bayern mit dem Bil-
dungswerk der Bayerischen
Wirtschaft e. V. in München.
Die LfA Förderbank Bayern,
die Gründer- und Mittelstands-
bank des Freistaats, unterstützt
das Projekt auf Landesebene als
Exklusivsponsor. „Wir sehen
unser Engagement als Frühför-
derung künftiger Unternehmer
und damit als Investition in die
Zukunft“, so der stellvertreten-
de Vorstandsvorsitzende der
Förderbank, Michael Schneider.

stitionen sowie wesentliche
Aufstockungen des Warenla-
gers ab 125.000 EUR finanziert
werden. Auch für Wachstumsfi-
nanzierungen kann Beteili-
gungskapital genutzt werden.
Risikoentlastungen bieten die
LfA und die zuständige Kredit-
Garantiegemeinschaft.

Faxabruf und Internet

Aktuelle Konditionen können
per Fax unter der Rufnummer
089/2124-2440 abgerufen wer-
den. Bei Fragen rund um die Fi-
nanzierungshilfen für das Hand-
werk steht das LfA-Kundencen-
ter, Telefon 01801/21 24 24
(Ortstarif), zur Verfügung. Die
LfA im Internet: www.lfa.de. ?

Erstes Halbjahr 2003:

Auch Bayerns 
Wirtschaft stagniert
Bruttoinlandsprodukt 0,1 Prozent niedriger

Nach Mitteilung des Bayerischen Landesamts für Statistik und
Datenverarbeitung blieb die Wirtschaftsleistung Bayerns in
der ersten Jahreshälfte 2003 geringfügig hinter dem Ergebnis
des entsprechenden Vorjahreszeitraums zurück. Das Bruttoin-
landsprodukt war im Vergleich zum ersten Halbjahr 2002
preisbereinigt um 0,1 Prozent niedriger, so dass sich die kon-
junkturelle Lage damit auch in Bayern weiterhin etwas ver-
schlechtert hat. In den Jahren 2002 und 2001 war im Freistaat
noch ein geringes Wirtschaftswachstum von 0,6 bzw. 0,9 Pro-
zent erzielt worden, im Jahr 2000 sogar das Rekordergebnis
von 5,1 Prozent.

Wie das Bayerische Landes-
amt für Statistik und Datenver-
arbeitung berichtet, weisen die
neuesten vorläufigen Daten für
den Freistaat, dem Trend in
ganz Deutschland entspre-
chend, eine fortgesetzte Ab-
schwächung der konjunkturel-
len Entwicklung im ersten
Halbjahr 2003 aus. 

Rekordwachstum in 2000

Dies ergaben die vom Ar-
beitskreis „Volkswirtschaftliche
Gesamtrechnungen der Länder“
vorgelegten Berechnungen zum
Wirtschaftswachstum in den
sechzehn deutschen Bundeslän-

dern. Nach dem Rekordwachs-
tum von 5,1 Prozent im Jahr
2000 hatte der Anstieg des Brut-
toinlandsprodukts in Bayern in
den Jahren 2001 und 2002
preisbereinigt (real) nur noch
0,9 bzw. 0,6 Prozent erreicht. In 
der ersten Jahreshälfte 2003
schrumpfte die Wirtschaftslei-
stung sogar geringfügig um 0,1
Prozent. Für das Bundesgebiet
insgesamt wurde nach 2,9 Pro-
zent, 0,6 Prozent und 0,2 Pro-
zent in den vorausgegangenen
Jahren im ersten Halbjahr 2003
ebenfalls ein Rückgang um 0,1
Prozent errechnet. 

In jeweiligen Preisen darge-
stellt verblieb in Bayern, wie

auch bundesweit, ein leichter
Anstieg des (nominalen) Brut-
toinlandsprodukts. Der so ge-
messene Wertzuwachs der Wirt-
schaftsleistung betrug in Bayern
0,7 Prozent und im Bundesge-
biet insgesamt 0,8 Prozent.

Gesamtwirtschaftliche
Entwicklung schwach

Die schwache gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung ging
auf alle wichtigen Bereiche der
Wirtschaft zurück. Ausschlag-
gebend für das bayerische Er-
gebnis war jedoch vor allem,
dass sich die Bruttowertschöp-
fung im Verarbeitenden Gewer-
be leicht, preisbereinigt um 0,3
Prozent, verringerte. Zudem
setzte sich auch der rückläufige
Trend im Baugewerbe weiter
fort. Von Handel und Dienstlei-
stungen gingen zudem nur recht
geringe Wachstumsimpulse aus.

Bei der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung ergaben sich
im ersten Halbjahr 2003 zwi-
schen den alten und neuen Bun-
desländern kaum Unterschiede,
da in den neuen Ländern die re-
lativ günstige Entwicklung im
Verarbeitenden Gewerbe nach
wie vor durch die massive
Rückführung der Bautätigkeit
kompensiert wird. ?

Stadt Hirschau:

Bau einer 
Kläranlage

Der Bau einer neuen
Kläranlage mußte von der
Stadt Hirschau im Landkreis
Amberg-Sulzbach bewerk-
stelligt werden. Dafür wähl-
te sie die BLE als Partnerin,
die sich einen Namen ge-
macht hat mit der Finanzie-
rung Kommunaler Maßnah-
men nach dem Haushalts-
modell. 

Das Investitionsvolumen
betrug ca. 3.320.000 Mark.
Die Leistungen der BLE
waren: Vor- und Zwi-
schenfinanzierung, Bereit-
stellung der Finanzierungs-
mittel über die Raiffeisen-
bank, Abwicklung des ge-
samten Rechnungs- und
Zahlungsverkehrs, Rech-
nungsprüfung und -Verbu-
chung, Aufteilung der Ko-
sten nach Maßnahmeerfor-
dernissen, Fertigung von de-
taillierten, vierteljährlichen
Zwischenabrechnungen, Er-
stellung der Schlussabrech-
nung, gegliedert nach Maß-
nahmeerfordernissen.        ?
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Ausbau der Mobilfunknetze:

Zusammenarbeit mit 
Kommunen spürbar verbessert

Mit der Erfolgsgeschichte des Handys ging der Ausbau der
Mobilfunknetze einher. Der Netzaufbau bereitete jedoch ei-
nem Teil der Bevölkerung Sorgen. Sie fühlten sich nicht aus-
reichend informiert, und das Vorgehen der Netzbetreiber 
schien ihnen oft eigenmächtig. Auf diese Situation reagierten
die Beteiligten vor zwei Jahren. Im Jahr 2001 schlossen die
Netzbetreiber freiwillige Vereinbarungen mit den kommuna-
len Spitzenverbänden wie auch mit der Bundesregierung. Ziel
dieser Vereinbarungen war eine engere Zusammenarbeit zwi-
schen Politik und Mobilfunkbetreibern beim Netzausbau so-
wie mehr Information für die Öffentlichkeit.

Die Vereinbarungen haben
Früchte getragen, wie eine reprä-
sentative Studie des Deutschen
Instituts für Urbanistik (Difu)
belegt. Die Studie zeigt nicht
nur, dass die Zahl der Konflikte
bei den Standortverfahren gering
ist: Mehr als drei Viertel der
Kommunalvertreter wie auch
der Netzbetreiber geben an, dass
es selten oder nie Konflikte gibt.
Sie stellt außerdem fest, dass die
meisten Beteiligten gegenüber
der Situation von vor zwei Jah-
ren deutliche Fortschritte sehen. 

Umfangreiche Information 
der Öffentlichkeit

Ebenso wichtig wie die Zu-
sammenarbeit von Gemeinden
und Netzbetreibern ist die Infor-
mation der Öffentlichkeit. Auch
hier hat sich viel getan. Die Be-
treiber organisieren Bürgerge-
spräche und Mobilfunkmessun-
gen, veröffentlichen die Strah-
lungswerte der von ihnen ange-
botenen Handys. Vor allem un-
terstützen sie den Aufbau einer
öffentlichen Datenbank mit Mo-
bilfunksendestandorten, die von
der Regulierungsbehörde für Te-
lekommunikation und Post ge-
genwärtig aufgebaut wird. 

Die Behörden machen mit

Auch die zuständigen Behör-
den haben ihre Informationsar-
beit intensiviert. Kommunen wie
auch diverse Landesministerien
veröffentlichten unabhängige
Messungen der Mobilfunk-Im-
missionen. So z.B. in Nordrhein-
Westfalen, Bayern, Schleswig-
Holstein und Hamburg. Eine im
Juli veröffentlichte Mess-Studie
des Landes Baden-Württemberg
kommt - wie die anderen Mess-
Studien auch - zu dem Ergebnis,
dass die Feldstärken von Mobil-

funkwellen gering sind. Um-
weltminister Ulrich Müller: „Die
Ergebnisse unseres Messpro-
gramms haben bestätigt, dass
nach heutigen Erkenntnissen
von den Antennen des Handy-

Netzes keine Gefahr ausgeht“.
Landesumweltministerien bie-

ten auf ihren Websites kostenlo-
ses Informationsmaterial zum
Themenfeld „Mobilfunk und
Umwelt“ an. Ab Herbst betreibt
das Bundeswirtschaftsministeri-
um im Internet unter www.mo-
bilfunk-information.de eine ei-
gene Website zum Thema. 

Weitere Informationen zum
Thema bietet das Informati-
onszentrum Mobilfunk e.V.
unter der kostenlosen Hotline
0800 - 330 31 33 oder im Inter-
net unter www.izmf.de ?

Mobilfunk-Felder:

Verbraucher können
per Internet ermitteln

Informationszentrum Mobilfunk startet neuen Online-Service

Verbraucher können künftig per Internet die Stärke der elektro-
magnetischen Felder von Mobilfunkanlagen ermitteln. Das Infor-
mationszentrum Mobilfunk e.V. Berlin stellte der Öffentlichkeit
ein Simulationsmodell vor, das unter www.izmf.de mittels einfa-
cher Eingabe des Gebäudetyps und des Abstands zur Mobilfunk-
anlage und ihrer spezifischen Merkmale den Wert der elektroma-
gnetischen Felder und ihres räumlichen Verlaufs ermittelt.

„Die Sicherheit des Mobil-
funks ist heute ein wichtiges
Thema. Aktueller Auslöser des
Interesses ist der Aufbau der
UMTS-Netze. Dabei spielen
auch Fragen nach möglichen
Auswirkungen des Mobilfunks
auf Umwelt und menschliche
Gesundheit eine wichtige Rol-
le“, sagte Dagmar Wiebusch,
Geschäftsführerin des Informati-
onszentrums Mobilfunk in Ber-
lin. Die Vielzahl im Alltag seit
Jahrzehnten bestehender und
neuer Quellen elektromagneti-
scher Felder löse bei Bürgerin-
nen und Bürgern zuweilen Be-
sorgnisse vor gesundheitlichen
Beeinträchtigungen aus.

Gesetzliche Grenzwerte

Bislang sei es nicht immer ein-
fach gewesen, sich in dem The-
menfeld zu orientieren. Jetzt ha-
be jeder Interessierte die Mög-
lichkeit, sich persönlich über die
Mobilfunkfelder in seinem Um-

feld zu informieren. Das Simula-
tionsmodell stelle dar, welche
Immissionen von Sendeanlagen
typischerweise ausgehen und
wie weit diese unter dem gesetz-
lich zulässigen Grenzwert lägen,
so Wiebusch. 

Mehr Transparenz

„Mit unserem Service wollen
wir für mehr Transparenz beim
Thema elektromagnetische Fel-
der des Mobilfunks sorgen“,
versicherte Wiebusch. Die Er-
gebnisse der neuen Online-An-
wendung zur Feldsimulation
würden auf der Basis eines gesi-
cherten mathematischen Mo-
dells errechnet. Das Informati-
onszentrum Mobilfunk e.V.
(IZMF) versteht sich als An-
sprechpartner bei allen grund-
sätzlichen Fragen zur mobilen
Kommunikation. Die Bran-
chen-initiative wurde 2001 von
den Mobilfunknetzbetreibern
gegründet. ?

Mobilfunk-
Vereinbarungen

jetzt als Broschüre
Die zwischen den Mobil-
funknetzbetreibern, der
Bundesregierung und den
Kommunen seit 2001 ge-
troffenen Mobilfunk-Ver-
einbarungen liegen jetzt als
Broschüre vor. Die Doku-
mentation soll interessier-
ten Bürgerinnen und Bür-
gern, insbesondere aber all
denjenigen, die am Auf- und
Ausbau der Mobilfunk-
Netzinfrastruktur beteiligt
sind, einen schnellen Über-
blick über die verschiede-
nen Vereinbarungen zwi-
schen den Mobilfunkunter-
nehmen und den genehmi-
genden bzw. kontrollieren-
den Behörden geben. 

Herausgeber ist das Infor-
mationszentrum Mobilfunk
e. V. (IZMF) in Berlin. Die
Broschüre beinhaltet alle
wichtigen Dokumente sowie
Gutachten, weiterführende
Quellenangaben und Links. 

Die Broschüre kann ko-
stenlos bezogen werden
beim Informationszentrum
Mobilfunk e. V. Hegelplatz
1, 10117 Berlin, Tel.:
030/209 16 98 - 0, Fax:
030/209 16 98 - 11, eMail:
info@izmf.de, Internet:
www.izmf.de ?

Stichproben an 400 Orten:

Elektrosmog weit unter Grenzwert
Schnappauf: Erste Ergebnisse des weltweit einmaligen Beobachtungssystems-

Strahlenbelastung nirgendwo höher als 1/25 des bundesweit gültigen Grenzwerts
(München/Augsburg) „In bayerischen Wohngebieten ist die
Elektrosmog-Belastung nur sehr gering“, zog Bayerns Umwelt-
minister Werner Schnappauf nach Abschluss der ersten Mess-
kampagne des landesweiten Elektrosmog-Beobachtungssystems
Bilanz. Rechtzeitig vor dem zum Jahresende angekündigten
Start der neuen Mobilfunkgeneration UMTS wurde an 400 sta-
tistisch ausgewählten Messorten in bayerischen Wohngebieten
die elektromagnetische Belastung im Freien gemessen. 

Alle Hochfrequenz-Messwer-
te lagen unter 4 Prozent des
bundesweit gültigen Grenz-
werts. Über alle Messorte ge-
mittelt lag der Anteil der durch
Radio- bzw. Fernsehsender ver-
ursachten hochfrequenten Bela-
stung nur bei 0,48 bzw. 0,24
Prozent des Grenzwertes; die
herkömmliche GSM-Mobil-
funk-Belastung bei 0,34 Pro-
zent. Schnappauf: „Bei Einhal-
tung der geltenden Grenzwerte
besteht nach Auffassung unab-
hängiger Expertenkommissio-
nen keine Gesundheitsgefahr.“

Sorgen werden ernst genomen

Trotzdem nimmt Bayern
nach den Worten Schnappaufs
die Sorgen und Ängste vor al-
lem elektrosensibler Bürger an-
gesichts der zahlreichen elek-
tromagnetischen Quellen ernst.
Neben Radio, Fernseher, GSM-
und künftig  UMTS-Mobilfunk
ändern auch Technologien wie
„blue tooth“ oder digitales Ra-
dio und Fernsehen die Anzahl
elektromagnetischer Felder
(EMF) rasant. Deshalb hat das
Umweltministerium bereits
Mitte 2001 ein deutschlandweit
einmaliges EMF-Monitoring
gestartet. 

Monitoring-Erkenntnisse

Die jetzt abgeschlossene erste
Messkampagne lieferte eine Fül-
le an Daten, die derzeit weiterge-
hend ausgewertet werden. Ne-
ben den Daten der Strahlungsin-
tensität erhoffen sich die Fach-
leute am Landesamt für Um-
weltschutz wichtige Rückschlüs-
se bei der detaillierten Auswer-
tung der Tagesverläufe und der
Anteile der Quellen an der Strah-
lung. 

Die Monitoring-Erkenntnisse
werden nach Abschluss der Aus-
wertung in einem projektbeglei-
tenden Fachbeirat mit Experten
aus verschiedenen Ländern erör-
tert und bewertet. Ziel ist, alle 2
bis 3 Jahre die EMF-Messungen
landesweit zu wiederholen, um
Vergleichsdaten für eine Trend-
analyse und damit ein Steue-
rungsinstrument zu erhalten.

Internationale Empfehlungen

Für das unsichtbare elektro-
magnetische Umfeld hat sich der
Begriff „Elektrosmog“ eingebür-
gert. Dabei werden niederfre-
quente Felder, die von Hoch-
spannungsleitungen und elektri-
schen Haushaltsgeräten ausge-
hen, von hochfrequenten Feldern

wie Radio-, TV- und Mobilfunk-
Sendern unterschieden. Die in
Deutschland zum Schutz der

Bevölkerung in der 26. Bunde-
simmissionsschutzverordnung
festgelegten Grenzwerte stützen
sich auf internationale Empfeh-
lungen unabhängiger Experten
wie der Internationalen Kom-
mission für den Schutz vor
nichtionisierender Strahlung
und der Weltgesundheitsorga-
nisation. Informationen unter
www. mobilfunk.bayern.de    ?

Vom Laufmenschen
zum Sitzmenschen

Aktionstag „Bergsport und Gesundheit“ 
Einen schwungvollen Auftakt nahm der „1. Tag des Bergsports
und der Gesundheit“ in der Alten Saline in Bad Reichenhall.
Oberbürgermeister Wolfgang Heitmeier sprach von einem mit
viel Engagement und Energie vorangetriebenen Mühen um die
Schaffung einer landkreisweiten „Akademie für den Bergsport
und die Gesundheit“ (BAG). Nach finanzieller Starthilfe durch
die Stadt Bad Reichenhall wünscht sich Heitmeier auch von den
Kreisgemeinden Unterstützung für die weitere Arbeit des Vereins. 

Der Präsident der BAG, Dr.
med. Rüdiger Andrasch, erläuter-
te die wirtschaftliche Notwendig-
keit im Landkreis neue Impulse
zu setzen. „Wir haben uns vorge-
nommen, nicht mehr über die
Versäumnisse der letzten Jahre
zu klagen, sondern selbst die In-
itiative zu ergreifen und Ideen
und Perspektiven für das Berch-
tesgadener Land zu entwickeln.“
„Ganz im Trend“ befanden Kur-
direktoren Gabriella Squarra
(Bad Reichenhall) und der Ge-
schäftsführer der Berchtesgaden
Tourismus GmbH, Norbert Mey-
er, das Anliegen der Akademie. 

„Sportliche Bewegung in einer
intakten Natur, also in Verbin-
dung mit besonderen Naturerleb-
nissen, sind wieder stark ge-
fragt.“ Andrasch zog eine klare
Grenze zur „Wellness-Bewe-
gung“. „Wir glauben, dass der

Mensch über Jahrtausende als
Läufer überlebt hat. Heute hat er
sich zu einem „Sitzmenschen“
gewandelt, ohne jedoch auf seine
genetisch vorprogrammierten
Lebensbedürfnisse, insbesondere
einer ständigen Bewegung, zu
achten.“ Auf Bewegungsmangel
führt der Mediziner Krankheiten
wie Osteoporose, Gelenkarthro-
se, Übergewicht und depressive
Verstimmungen zurück. 

Erklärtes Ziel der Akademie

ist, sportmedizinische und
ernährungswissenschaftliche Er -
kenntnisse weiter zu vermitteln.
Dabei sollen Teilnehmer neuen
Mut schöpfen und ihr Leben und
ihre Gesundheit wieder aktiv und
selbstverantwortlich in die eigene
Hand nehmen. 

Die BAG versteht sich als
übergeordnete Organisation, die
Sport-, Gesundheits- und Semi-
narporgramme in enger Zusam -
menarbeit mit sportmedizini-
schen Instituten und Universitä-
ten durchführt. Auch wolle man
bei Sport- und Gesundheitsver-
bänden, bei Krankenkassen und
Patienten-Selbsthilfegruppen, bei
Fachverbänden und Großbetrie-
ben vorstellig werden. Kontakt-
aufnahmen nach Salzburg schei-
terten bislang.

Das große Interesse der Bevöl-
kerung  zeigte sich am regen Be-
such. Man erprobte den Kletter-
turm, und den neuen Klettersteig
auf den Hochstaufen und infor-
mierte sich über Almhütten, Frei-
zeiteinrichtungen, Wander- und
Radtouren ebenso wie jene des
Alpennationalparks Berchtes-
gaden. Ein bunter Mix der An-
bieter präsentierte sich: Kurmit-
telhäuser, Fitness-Studios, Klini-
ken, Hersteller und Fachhändler
von Gesundheitsprodukten sowie
Vereine, von den Eisstockschüt-
zen bis zum Alpenverein. 

Der gesamte Innenhof der Al-
ten Saline war ein bunter Markt-
platz.                  Gerd Spranger
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Wohin mit dem Klärschlamm?
Fachseminar in Pfarrkirchen diskutierte neue Modelle

„Wohin mit dem Klärschlamm?  - Neue Modelle für Kommu-
nen und Landnutzer“ lautete das Thema eines vom Bildungs-
werk Bund Naturschutz in Abstimmung mit dem ATV-DVWK,
Landesverband Bayern, durchgeführten Fachseminars in
Pfarrkirchen. Hochkarätige Experten stellten dabei Möglichkei-
ten der Klärschlammverwertung und -entgiftung vor und dis -
kutierten über Zertifizierungs- und Management-Systeme.

Georg Riedl, Bezirksvor-
sitzender Niederbayern des
Bayerischen Städtetags und Er-
ster Bürgermeister von Pfarrkir-
chen, bezeichnete eingangs den
„Schnellschuss Bayerns, aus 
der landwirtschaftlichen Klär-
schlammverwertung auszustei-
gen“ als falsch. Definitiv könne
niemand sagen, wie die Politik
in der Zukunft entscheiden wer-
de. Es bleibe nur zu hoffen, dass
die Entscheidungen „nicht auf
der Emotionsebene, sondern auf
der sachlichen Ebene fallen“. 

Interkommunale
Zusammenarbeit

Es falle schwer, so Riedl, we-
gen der vielen auf dem Markt
befindlichen Behandlungstech-
niken sich einen umfassenden
Überblick über die Verfahren
der Schlammbehandlung zu
machen. In der Zukunft werde
die interkommunale Zusam-
menarbeit aufgrund dieser Si-
tuation noch mehr an Bedeu-
tung gewinnen. Kommunen
müssten näher zusammen
rücken, um das Problem ge-
meinsam zu lösen. Nur so hät-
ten sie in der Zukunft eine
Chance, die Bürger nicht noch

mehr zu belasten.
Fest stehe aber auch, dass

durch das Verbot der landwirt-
schaftlichen Klärschlammaus-
bringung eine Qualitätsverbes-
serung von Nahrungsmitteln
und ein besserer Verbraucher-
schutz gewährleistet sind. Auch
sei für ihn, Riedl, klar, dass für
den Freistaat keine umfassende
Ökobilanz erstellt worden sei
und Zweifel gehegt werden
müssten, ob der in Bayern ange-
dachte Weg „der Umwelt nicht
mehr schadet als nutzt“.

Ein Irrweg

Wie Dr. Hartmut Hoffmann,
Sprecher des BUND, Arbeits -
kreis Abfall, erläuterte, müsse
es das Ziel einer vorausschau-
enden Umweltpolitik sein, den
Eintrag von Schadstoffen in die
Umwelt drastisch zu verringern.
„End-of-pipe“-Lösungen wie
die Verbrennung von Klär-
schlamm wirkten in die gegen-
teilige Richtung. Es bestehe die
Gefahr, dass Regulierungsin-
strumente wie die Indirektein-
leiterverordnung dadurch unter-
laufen werden. Dies würde sich
dann auch auf die Qualität von
Oberflächen- und Grundwasser

negativ auswirken und wäre
„ein Irrweg“. 

Bei nicht verwertbaren Abfäl-
len oder Klärschlämmen habe
der Bund Naturschutz als Alter-
native zur Verbrennung aus
ökologischen Gründen die me-
chanisch-biologische Restmüll-
behandlung favorisiert, die ge-
genüber der Verbrennung eine
Reihe von verfahrensbedingten
Vorteilen aufweist, fuhr Hoff-
mann fort. Des weiteren gebe es
interessante technische Verfah-
ren wie die Druckhydrolyse
oder Nassoxidation. Bei diesen
Verfahren werde der Klär-
schlamm unter geeigneten Be-
dingungen (erhöhter Druck, er-
höhte Temperatur) mit Sauer-
stoff behandelt. 

Ökologischer Vorteil

Der ökologische Vorteil bei
diesen Verfahren bestehe darin,
dass der energieaufwendige
Prozess der Klärschlammtrock-
nung wegfallen kann. Aller-

dings sei der technische Auf-
wand für diese Hydrolysever-
fahren relativ hoch, ebenso die
Störanfälligkeit, so dass sie in
großem Maßstab bisher nicht
zum Einsatz gekommen sei.

PURE-Klärschlamm-
Vererdung 

Ein Verfahren zur Entwässe-
rung und Mineralisierung von
Klärschlämmen der unter-
schiedlichsten Herkunft und
Zusammensetzung stellte Wolf-
Dieter Rausch, privater Sach-
verständiger in der Wasserwirt-
schaft, Bad Reichenhall, vor.
Bei der PURE-Klärschlamm-
vererdungsanlage wird auf der
Beckensohle ein spezieller Fil-
terkörper mit einer guten Ent-
wässerung eingebaut und
anschließend bepflanzt. Die
PURE-Klärschlammvererdung
ist nach Rauschs Darstellung
für folgende Bereiche einsetz-
bar: 1. Schlamm aus kommuna-
len Kläranlagen, 2. Schlamm
aus industriellen Produktions-
prozessen und Kläranlagen, 3.
Fäkalschlamm aus Drei-Kam-
mer-Gruben, 4. Fluss- und Ha-
fensedimentschlämme.         DK

Dampfkessel ohne Deckel
Mit einem riesigen Autokran wurde an der Müllpyrolyseanla-
ge Burgau (MPA) der obere Teil des Abhitzekessels entfernt.
Grund ist die geplante Vergrößerung, die im Rahmen der Jah-
resrevision durchgeführt wird. Der 20 Jahre alte Kessel ver-
ringert die Temperatur der heißen Abgase, bevor sie in die
Rauchgasfilter weitergeführt werden. Künftig führen rund
4000 Meter lange Heizschlangen die Wärme aus dem Kessel ab
und erzeugen damit über die Dampfturbine Strom. Die rund
700.000 Euro teure Maßnahme soll den Eigenstromverbrauch
und Kühlluftbedarf verringern und die Stromabgabe ins Netz
erhöhen.  Durch die geringere Gastemperatur am Rauchgasfil-
ter wird dieser künftig nicht mehr so stark beansprucht. Bei
der Erweiterung wird gleichzeitig das 20 Jahre alte hitzebe-
ständige Mauerwerk im Kessel erneuert. Rund 40 Tonnen
schwer ist das obere Teil des Abhitzekessels, das der Autokran
mit 300 to Tragkraft samt Mauerwerk vom unteren Teil ab-
hebt und zur Vergrößerung bereitstellt. Baukoordinator Peter
Mucha vom Landratsamt Günzburg und Werkleiter Karl
Schmid beobachten die Arbeiten.                                  Hans Joas

Landkreis Pfaffenhofen:

Überzeugendes 
Abfallkonzept

Japanische Delegation zu Gast bei Landrat Engelhard 

Eine japanische Fachdelegationsgruppe der Kagoshima Univer-
sity Graduate School war kürzlich zu Gast bei Pffafenhofens
Landrat Rudi Engelhard. Die Gäste informierten sich eingehend
über die Abfallentsorgung im Landkreis sowie über die Zusam-
menarbeit des Abfallwirtschaftsbetriebs mit den Gemeinden.

Landrat Engelhard stellte das
Holsystem (drei Behälter für
Bioabfall, Papier und Restab-
fall) und Bringsystem des Land-
kreises (20 Wertstoffhöfe und
130 Wertstoffinseln) vor. Er in-
formierte darüber, dass im
Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm

kerung gestärkt wird. Heuer
sammelten die 4000 freiwilli-
gen Helfer über 55 Tonnen Ab-
fall, der in der Landschaft abge-
lagert wurde. 

Großes Interesse zeigten die
japanischen Gäste an der Ent-
sorgung von Restabfall über
die MVA Ingolstadt, in der der
Landkreis Pfaffenhofen Mit-
glied ist. „Wegen der hohen
Verbrennungstemperaturen so-
wie der kostenintensiven Rauch-
gasreinigungsanlage entstehen
keine Probleme mit der Um-
welt“, so der Landrat.

Duales System

Rudolf Kriegl, Leiter des Ab-
fallwirtschaftsbetriebs, referier-
te über das Duale System
Deutschland (DSD), insbeson-
dere über die gesetzliche
Grundlage hierfür, die Finanzie-
rung durch Lizenzentgelte, die
die Hersteller und Verpacker zu
entrichten haben. „Das DSD ist
als Maßnahme zur Stärkung der
Eigenverantwortung von Indu-
strie und Handel zu sehen. Für
den Endverbraucher entstehen
dabei keine weiteren finanziel-
len Belastungen“, erläuterte
Kriegl.

Die Professoren interessierte
außerdem die Genehmigung
und der Betrieb von Windkraft-
anlagen, sowie der Anteil der
Energie, der durch die im Land-
kreis Pfaffenhofen befindlichen
Anlagen mit regenerativen Roh-
stoffen abgedeckt wird. Im An-
schluss an das Informationsge-
spräch führte Anton Gänger,
stellvertretender Leiter des Ab-
fallwirtschaftsbetriebs, die Gä-
ste aus Japan durch den Wert-
stoffhof Pfaffenhofen.           DK

Neue Broschüre:

Umwelttechnologie und 
Umweltberatung in der EuRegio
Der Arbeitskreis „Natur- und Umweltschutz“ der EuRegio Salz-
burg - Berchtesgadener Land - Traunstein hat vor kurzem eine
neu überarbeitete Broschüre über alle Anbieter im Bereich „Um-
welttechnologie und Umweltberatung“ aus der EuRegio heraus-
gegeben. Erstellt wurde diese Broschüre von der Umweltabteilung
der Wirtschaftskammer Salzburg in Zusammenarbeit mit den
Landeskreisen Berchtesgadener Land und Traunstein unter Ko-
ordination durch die Geschäftsstelle der EuRegio.

Ziel der nun vorliegenden
Übersicht ist es, im Sinne des
Zusammenwachsens der EuRe-
gio alle Firmen, Verbände und
Organisationen, die sich mit
dem Umweltschutz befassen,
themenbezogen aufzulisten.

Geboten wird ein aktueller
Überblick über die Vielfalt des
Umwelttechnik- und Umwelt-
beratungsangebotes für all jene
Betriebe, aber auch für Behör-
den und andere Einrichtungen,
die mit umwelt- und natur-
schutzrelevanten Problemen
konfrontiert sind und innovative
Lösungen erwarten. Auch für
die Entscheidungsträger in der
Kommunal- und Landespolitik
stellt diese Zusammenstellung 

eine wertvolle Informations-
quelle dar, sind sich die Erstel-
ler Stefan Neiber, Hans Pa-
gatsch, Steffen Rubach und
Wolfgang Schörghuber einig.
Gefördert wurde das Projekt
von der EU aus der Gemein-
schaftsinitiative INTERREG.

Zusätzlich zur Broschüre
wurde eine eigene Internet-
Plattform eingerichtet. Unter
der Adresse www.euregioat-
las.com finden sich dort die in
der Broschüre erfassten Um-
welttechnologiefirmen und Be-
ratungseinrichtungen auf dem
jeweils aktuellen Stand. Hier
können sich auch weitere Fir-
men und Organisationen selbst-
tätig neu eintragen. ?

Landrat Rudi Engelhard.    ?

die Bürger nur eine Gebühr für
sämtliche Leistungen zahlen und
dass das Ergebnis einer Umfrage
das Konzept der Abfallwirtschaft
„vollauf bestätigt hat“.

Landrat Rudi Engelhard:
„Die Professoren der japani-
schen Universität überzeugte
die Vorstellung unseres Grün-
guterfassungskonzepts sowie
die Förderung des Landkreises
der Eigenkompostierung in den
einzelnen Haushalten als Ab-
fallvermeidungsmaßnahme. Als
innovative Idee fanden sie auch
das Tätigwerden der karitativen
Verbände z.B. im Bereich der
Altkleidererfassung.“ Weiter
schilderte Engelhard, wie mit
der jährlich durchgeführten
„Ramadama“-Aktion der Ge-
meinsinn der Landkreisbevöl-

Rewindo meldet 8 % Plus
Beim Kunststofffenster-Recyceln sind die Deutschen Spitze

Die führenden deutschen Kunststoff-Profilhersteller, zusam-
mengeschlossen in ihrer Recyclinginitiative Rewindo,melden ein
Jahresplus von 8 Prozent bei recycelten Altfenstern aus PVC.
Der Betrachtung zu Grunde liegt ein Vergleich der wiederver-
werteten Altfenstermengen Ende Mai 2003 und im Mai 2002. 

Für Michael Vetter, den Ge-
schäftsführer der Rewindo GmbH,
ist es ein Erfolg für die Fenster-
profilbranche und auch ein Be-
weis für die gute Zusammenar-
beit mit den Recyclingpart-
nern Tönsmeier Kunststoffe und 
VEKA Umwelttechnik. Die
führenden Kunststoff-Profilher-
steller hatten sich 2002 zusam -
mengetan,um mit der Gründung
der Rewindo die Erreichung der
Ziele der freiwilligen Selbstver-
pflichtung der europäischen
PVC-Branche „Vinyl 2010“ zu
unterstützen. Danach sollen bis
zum Jahre 2005 „50 Prozent der
erfassbaren verfügbaren Menge“
von Abfällen aus Fensterprofilen
werkstofflich verwertet werden.

PVC punktet

Die Rewindo GmbH mit Sitz
in Bonn leistet hierfür Auf-
klärungs- und Servicearbeit, do-
kumentiert die Mengenströme
und prüft die Einhaltung der Qua-
litätskriterien. Zielgruppen sind

Fensterbauer,Abbruchunterneh-
men, Kommunen und Wohnungs-
baugesellschaften und nicht zu-
letzt Architekten und Bauherrn.
Denn wo gebaut wird, geht es
auch um Fenster - bei Abbruch-
und Sanierungsarbeiten um die
Frage:“Wohin mit den Altfen-
stern aus Kunststoff?“, beim Neu-
bau um die Entscheidung,wel-
ches Material mit welchen Vortei-
len. In beiden Fällen kann PVC
punkten.

Deutlicher Beleg

Die Altfenster sind nahezu
vollständig recycelbar. Das wie-
dergewonnene sortenreine PVC
Recyclat wird von den Rewin-
do-Gesellschaftern zurückge-
nommen und wieder der Fenster-
profilproduktion zugeführt. Und
beim Neubau bietet PVC neben
Langlebigkeit, Wartungsfreiheit
und Witterungsbeständigkeit sei-
ne Recyclingfähigkeit als zusätz-
liches Plus. Ein Plus, das sich
jetzt in Zahlen ausdrückt. ?
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VKU-Verbandstagung in Mannheim:

Stadtwerke erfolgreich und
selbstbewusst im Wettbewerb

Verschmelzung mit Verband der Kommunalen Abfallwirtschaft
Die nahezu 1.000 im Verband kommunaler Unternehmen organi-
sierten Stadtwerke in Deutschland sehen sich in den nächsten Mo-
naten nicht nur durch Vorhaben der nationalen Politik, sondern
auch durch Pläne der EU vor erhebliche Herausforderungen ge-
stellt: „Das bereits vom EU-Parlament verabschiedete Unbund-
ling, also die Aufsplitterung der Querverbundunternehmen in
mehrere Einheiten, eine drohende Zwangsausschreibung öffentli-
cher Dienstleistungen und die Pläne zur Liberalisierung der
Trinkwasserversorgung können zu einer nachhaltigen Verände-
rung der Stadtwerkelandschaft führen“, erklärte Präsident OB
Gerhard Widder in einem Pressegespräch anlässlich der VKU-
Verbandstagung in Mannheim.

„Und von Europa kommt auch
die für den 01. Juli 2004 anste-
hende Regulierung der Strom-
und Gasmärkte“, so Widder. 

Rechtssicherheit vonnöten

Die hierfür notwendige No-
vellierung des Energiewirt-
schaftsgesetzes müsse allen
Marktakteuren in erster Linie
Rechtssicherheit vermitteln. Des-
halb trete der VKU für eine nor-
mative Regulierung ein, wobei
die Regeln des Netzzugangs 
für Strom und Gas sowie die

Berechnungsmethoden der Netz-
entgelte durch Gesetz- und Ver-
ordnungsgeber festgelegt wer-
den sollten. Vollzug und Über-
wachung dieser Regeln den 
Regulierungsbehörden obliege.
Durch die Regulierungspraxis
müsse die Sicherheit der Netze
gewährleistet und auch zukünf-
tig ausreichende Investitionen in
die Netzinfrastruktur und den
Netzausbau ermöglicht werden.

Zu den Wettbewerbsüberle-
gungen der EU im Bereich der
Wasserwirtschaft sagte Widder:
„Wir wollen Modernisierung

statt Liberalisierung“. Den Über-
legungen der EU, auch die Was-
serversorgung - ähnlich wie
Strom und Gas - für den Wettbe-
werb zu öffnen, würde der VKU
klar entgegentreten. Widder:
„Trinkwasser ist unser Lebens-
mittel Nummer 1 und kann nicht
wie eine normale Handelsware
behandelt werden“. Hier dürfe es
weder einen Durchleitungswett-
bewerb noch eine zwingende
Ausschreibung der Versorgungs-
konzessionen geben. Die Kom-
munen müssten weiterhin allein
entscheiden dürfen, wer für diese
Dienstleistung zuständig sein soll. 

Im Wettbewerb behauptet

Die kommunalen Ver- und
Entsorgungsunternehmen hätten
sich im Wettbewerb gut behaup-
ten können, so Widder. Sie seien
nach wie vor ein bedeutender
Wirtschaftsfaktor in der Region.
Durch Kundenorientierung, Ko-
stensenkung und Kooperation
hätten sie ihren Anteil an der
Stromversorgung (43 %) und an
der Gasversorgung (70 %) im
Wettbewerb sogar noch ausbau-
en können. Nur 2 % der Stadt-
werke-Kunden hätten ihren Lie-
feranten in dieser Zeit gewech-
selt und man habe - wie aktuelle
Umfragen zeigen - die ohnehin

starke Kundenbindung weiter
verbessern können. Mit einem
Umsatz von 50 Milliarden Euro
und 164.000 Beschäftigten seien
die kommunalen Unternehmen
nicht nur Arbeitgeber, sondern
auch Investor und Auftraggeber
für das örtliche Handwerk und
Gewerbe. Auch wenn es bei vie-
len Stadtwerken bereits private
Anteilseigner gebe, so sei der
Trend zu horizontalen Koopera-
tionen ungebrochen: In ca. 50
Zusammenschlüssen hätten sich
bereits mehrere Hundert Stadt-
werke z.B. zum gemeinsamen
Stromeinkauf, Handel oder Ver-
trieb entschlossen. Das verstärk-
te Selbstbewusstsein der kom-
munalen Unternehmen zeige
sich beispielsweise auch darin,
dass die Firmen Bayerngas und
Gelsenwasser jetzt von Stadt-
werken übernommen wurden
und die Stadt Leipzig den 40 %-
Anteil des RWE-Konzerns
zurückgekauft habe. 

Erweiterte Kompetenz

Nach der Verbandstagung
wird der VKU zukünftig die In-
teressen von über 1.400 kommu-
nalen Unternehmen wahrneh-
men. Mit Beschluss der Mitglie-
derversammlung werde nämlich
der Verband Kommunale Abfall-
wirtschaft und Stadtreinigung
(VKS) unter das Dach des VKU
kommen. Der traditionsreiche,
über 90 Jahre alte VKS, bringe
etwa 400 kommunale Unterneh-
men und Regiebetriebe in den
VKU ein und erweitere damit
dessen Kompetenz und Aufga-
benbereich um die so gewichtige
Sparte der Abfallwirtschaft. ?

Dosenpfand:

Verbraucherfreundliche
Lösung in weiter Ferne
Umweltminister Schnappauf: Ungereimtheiten
bei rot-grünem Dosenpfand bleiben bestehen 

Als Augenauswischerei bezeichnete Umweltminister Wer-
ner Schnappauf die Feststellungen von Bundesumweltmi-
nister Trittin, wonach mit dem Start der Rücknahmesyste-
me für Einwegdosen und -flaschen die Zettelwirtschaft ein
Ende gefunden hat und das Dosenpfand einfach wird. 

Die Bundesregierung ist offensichtlich nicht in der Lage, das
Pfand-Chaos ebenso wenig wie das Maut-Chaos zu beseitigen.
Nachdem die EU-Kommission erst darüber entscheiden wird,
ob sie rechtlich gegen das deutsche Dosenpfand vorgeht,
nimmt das Pfand-Chaos seinen weiteren Lauf. Das Bunde-
sumweltministerium gaukelt dem Verbraucher durch den Slo-
gan „Wer Einweg verkauft, muss Einweg zurücknehmen“ ei-
ne heile Welt vor. Doch vier konkurrierende Rücknahmesyste-
me und fünf Insellösungen sprechen eine andere Sprache.

Nach den Worten Schnappaufs ist die Leidensfähigkeit der
Bürger angesichts der dilettantischen Berliner Politik allmäh-
lich erschöpft. „Die Bundesregierung muss endlich ein Kon-
zept vorlegen, damit es für den Bürger einfacher wird“, so der
Minister. Das Verbraucherverhalten in Bayern ist ausgespro-
chen umweltbewusst. Bayerns Bürgerinnen und Bürger sind
inzwischen zu wahren Profis im Mülltrennen und -vermeiden
geworden. Jeder einzelne produziert heute jährlich 41 kg we-
niger Abfall als noch vor zehn Jahren. „Aber irgendwann reißt
der Geduldsfaden. Trittin ist gefordert, den Bürger als Um-
weltschützer mit ins Boot zu holen, und nicht durch chaotische
und schikanöse Regelungen zu vergraulen“, so Schnappauf.

Das Bayerische Umweltministerium hat als Bürger-Ser-
vice die wichtigsten Fragen und Antworten zum Dosen-
pfand ins Internet eingestellt unter: http://www.umweltmi-
nisterium.bayern.de/aktuell/topthem/dosen.htm                 ?

Öko-Power aus der Gelben Tonne:

Neue Werbekampagne
des Grünen Punkts 

Strom kommt aus der Steckdose - oder aus der Gelben Tonne.
Die neue Werbekampagne des Grünen Punkts lenkt den Blick
auf das Wesentliche: Im Mittelpunkt der TV-Spots und Anzei-
gen, die jetzt der Öffentlichkeit vorgestellt wurden, steht der
Umweltnutzen des Verpackungsrecyclings. 

Überraschende Bilder und kla-
re Worte machen deutlich, was
das Engagement der Verbraucher
bei der täglichen Abfalltrennung
bewirkt. Unter anderem konnten
durch ihre Mithilfe im vergange-
nen Jahr 6,3 Milliarden Kilo-
wattstunden elektrischer Energie
eingespart werden - so viel wie
die Privathaushalte in München,
Hamburg und Köln jedes Jahr an
Strom verbrauchen. Das Motto
der Kampagne lautet daher auch:
„Danke. Grüner Punkt AG“. Die
Gelbe Wertstofftonne wird zum
Energielieferanten, die Steckdo-
se zum Sinnbild für das Potenzi-
al des Grünen Punkts. 

„Der Nutzen, den unsere Ar-
beit für Umwelt und Gesell-
schaft darstellt, wird durch die

ungewöhnliche Inszenierung
greifbar“, sagte Hans-Peter
Repnik, Vorstandsvorsitzender
des Grünen Punkts, im Rahmen
der Pressekonferenz in Köln.
Die Gelbe Tonne sei ein starkes
Symbol für die zuverlässige
Leistung des Dualen Systems
zu Gunsten des Ressourcen-
schutzes. Gleichzeitig stehe sie
für das Zusammenspiel zwi-
schen dem Grünen Punkt und
den Verbrauchern. „Diese ge-
wachsene Beziehung zu unserer
Premiummarke wollen wir wei-
ter stärken, indem wir unseren
Grünen Punkt mit konkreten
Leistungen positiv aufladen,
und ihre Relevanz für die Um-
welt verdeutlichen“, so Repnik.
„Die Kampagne soll die Bevöl-
kerung motivieren, sich auch
künftig freiwillig an einer sorg-
fältigen Mülltrennung zu betei-
ligen, und gleichzeitig ihren
Beitrag würdigen.“ 

Umfassende
Neuausrichtung

Der neue Werbeauftritt ist
Teil einer umfassenden Neuaus-
richtung und Modernisierungs-
strategie des Dualen Systems
und unterstreicht die Positionie-
rung als Marktführer, der hinter
dem Grünen Punkt und der Gel-
ben Tonne steht. Daher sollen
auch die ökologischen und öko-
nomischen Leistungen des Grü-
nen Punkts offensiver darge-
stellt werden. Im Rahmen des
„Innovationskonzepts 2007“
verfolgt das Unternehmen das
Ziel, die ökonomische und öko-
logische Effizienz des Ver-
packungsrecyclings weiter zu
steigern, um den Verbrauchern
an jedem Ort in Deutschland
Entsorgungskomfort und -si-
cherheit zu günstigen Preisen
bieten zu können.                      ?

Info-Zentrum für 
Natur-Juwel „Donauried“
Bächingen/Mertingen - „Das ‘Mooseum’ ist nicht nur ein Mu-
seum, sondern eine aktive Begegnungsstätte für die Menschen
im Donauried“, betonte Umweltminister Schnappauf bei der
Eröffnung des neuen Natur-Informationszentrums in Bächin-
gen, Lkr. Dillingen a.d. Donau. Das Info-Zentrum, das mit
über 500.000 Euro vom Umweltministerium bezuschusst wur-
de, soll die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf den hohen
ökologischen Wert des 400 Quadratkilometer großen Donau-
rieds lenken.

Bayern vervollständigt mit
dem neuen Info-Haus die Na-
turschutz-Bildungsstätten ent-
lang des zweitgrößten Stroms
Europas. Im Westen mit dem
schwäbischen „Mooseum“ be-
ginnend, informieren donauab-
wärts die Donaumoos-Umwelt-
bildungsstätte „Haus im Moos“
im Lkr. Neuburg/Schrobenhau-
sen, das Umweltzentrum Ingol-
stadt, das Regensburger Um-
weltbildungszentrum „Forum
Umwelt und Natur (FUN)“, das
Umweltzentrum „Schloss Wie-
senfelden“ bei Straubing, das
Deggendorfer „Infohaus Isar-
mündung“ sowie das „Haus am
Strom“ bei Passau über die ein-
malige Donau-Flusslandschaft.
Das „Grüne Band“ entlang der
Donau ist die wichtigste eu-
ropäische Biotopverbundachse
vom Schwarzwald bis zum
Schwarzen Meer.

„Mertinger Höll“

Schnappauf informierte sich
im Anschluss an die „Moo-
seums“-Eröffnung über den
Fortgang der Renaturierungs-
maßnahmen in der „Mertin-
ger Höll“, einem rund 700 Hek-
tar großen Niedermoor zwi-
schen Zusam und Schmutter im
Landkeis Donauwörth. Knapp
780.000 Euro erhält dafür der
Bund Naturschutz aus dem
Bayerischen Naturschutzfonds
bis 2004. Die „Höll“ hat landes-
weite Bedeutung als Rast- und
Überwinterungsgebiet seltener
Vogelarten wie Kornweihe,

Sumpfohreule oder Kranich so-
wie als Brutgebiet für Röhricht-
und Wiesenbrüter.

Großes Engagement

Nach den Worten Schnapp-
aufs hat der Freistaat in den letz-
ten vier Jahren viel für das
schwäbische Donautal getan:
Bei Blindheim/Gremheim wur-
den für 2,7 Millionen Euro rund
130 Hektar in Biotopverbund-
Flächen umgewandelt. Bei Pfaf-
fenhofen werden für knapp 3,5
Millionen Euro rund 120 Hektar
Fläche für den Natur- und Hoch-
wasserschutz erworben. Darüber
hinaus wird die Anstellung eines
Naturschutz-Projektmanagers
zunächst bis Ende 2004 für die
Koordinierung der Umsetzungs-
maßnahmen mit 125.000 Euro
gefördert.

Wesentliche Ziele

Seit 1999 wird intensiv an der
Umsetzung des vom Bayeri-
schen Landtag veranlassten „Ge-
samtökologischen Gutachtens“
für das Donauried gearbeitet.
Wesentliche Ziele sind erstens
für die hier lebende Bevölkerung
mit 1.700 landwirtschaftlichen
Betrieben eine ressourcenscho-
nende Nutzung langfristig zu ge-
währleisten, zweitens durch tem-
poräre Auwald-Überflutungen
den Hochwasserschutz zu ver-
bessern und drittens die Nieder-
moore und Streuwiesen als Le-
bensräume seltener und gefähr-
deter Arten zu erhalten.              ?

Kommunale Altdeponien:

Entscheidende
Weichenstellung 

Erfreut zeigte sich der Präsident des Bayerischen Gemein-
detags, Dr. Uwe Brandl, über die Mitteilung des Bayeri-
schen Innenministers, Dr. Günther Beckstein, dass jetzt im
Auftrag des Ministerrats eine Gesetzesvorlage für ein Ge-
samtkonzept zur Finanzierung der Erkundung und Sanie-
rung kommunaler Altlasten erarbeitet wird. 

„Dies ist ein Meilenstein auf dem Weg zu einer akzepta-
blen Finanzierung der Altlastenproblematik. Damit wird den
Gemeinden geholfen und zugleich ein wertvoller Beitrag für
eine intakte Umwelt geleistet“, sagte Brandl. „Die beharrli-
che Überzeugungsarbeit unseres Verbands über 1 1/2 Jahr-
zehnte hat endlich Früchte getragen.“ 

Finanzierungslösung

In Bayern existieren mehr als 7.000 (bereits geschlossene)
kommunale Altdeponien. Für ca. 20 Prozent von ihnen be-
steht Sanierungsbedarf, um Gefährdungen für Boden und
Grundwasser für die Zukunft sicher auszuschließen. Nach
jetzigem Recht sind die kreisangehörigen Gemeinden als
ehemalige Betreiber für die Untersuchung und Sanierung
der alten Müllkippen zuständig. Nach einer groben Kosten-
schätzung betragen die hierfür notwendigen Kosten ca. 1,3
Mrd. Euro.

Als Finanzierungslösung vorgesehen ist eine Kombinati-
on aus einer gemeinsamen Finanzierung für die vor Juni
1972 geschlossenen Deponien durch Staat und Kommunen
(Kooperationsmodell) und aus einer Finanzierung für die
nach Juni 1972 geschlossenen Altdeponien über Abfallge-
bühren (Gebührenmodell). „Wir haben diese Finanzierungs-
lösung selbst entwickelt und sehen darin ein Zukunftsmodell
für die Sanierung von Altlasten“, betonte Brandl. 

Geringstmögliche Belastung für Gemeinden

Im Gesetzesverfahren wird sich der Bayerische Gemein-
detag dafür einsetzen, die Belastung für die Gemeinden
und die Bürger so gering wie möglich zu halten. Um die-
ses Ziel zu erreichen, ist es erforderlich, dass - angesichts
der enormen Kosten - ein Sanierungsprogramm nach Prio-
ritäten gestaffelt und über einen langen Zeitraum gestreckt
werden muss.                                                                           ?
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Flächensparen - wo und wie?
Von Lambert Huber, Bürgermeister a.D. 

Eine wichtige Forderung im Umweltpapier der CSU „Schüt-
zen und Gestalten“, das auf dem Parteitag in Nürnberg be-
schlossen wurde, ist die Reduzierung des anhaltenden Flächen-
verbrauches. Mit einem „Bündnis zum Flächensparen“ wollen
Staatsregierung und Kommunale Spitzenverbände eine Trend-
wende im Flächenverbrauch - laut Medienberichten täglich 28
ha - erreichen. Die „Grünen“ haben das Thema Flächenver-
brauch mit der Aussage, dass Bayern jährlich eine Fläche von
der Größe von Chiemsee und Tegernsee „verbraucht“ zum
Schwerpunktthema für ihren Landtagswahlkampf gemacht.

Es stellt sich nun für mich als
langjährigen Kommunalpoliti-
ker die Frage, ob jede Landnut-
zung für die Bedürfnisse der
Menschen mit „Verbrauch“
gleichzusetzen ist und wie groß
dieser Verbrauch im Verhältnis
zur Landesfläche wirklich ist.

Raumordnungsbericht

Entsprechend dem Raumord-
nungsbericht der Staatsregie-
rung sind 5 % der Landesfläche
Gebäude- und Betriebsflächen
und 4,4 % Verkehrsfläche, aber
immer noch um die 90 % freie
Landschaft, die sich aus Land-
wirtschafts- und Waldflächen
und anderen Grünflächen zu-
sammensetzt natürlich mit er-
heblichen Unterschieden in den
Regionen des Landes. 

90 Prozent freie Landschaft 

So verfügt die Industrieregion
7 (Nürnberg) nur noch über
84 % freier Landschaft und hat
zusammen fast 15 % Gebäude-,
Betriebs- und Verkehrsflächen,
während die Region 13 (Lands-
hut) noch 91,5 % freie Land-
schaft hat und nur 6,6 % „ver-
brauchte“ Flächen. Es ist somit
gelungen, Bayern von einem
Agrarstaat zu einem modernen
Industriestaat zu entwickeln
und trotzdem noch 90 % freie
Landschaft zu erhalten. Eine
Leistung, die man bei aller be-
rechtigten Sorge um den
Flächenverbrauch nicht ver-
schweigen sollte.

Ansichtssache

Verbraucht für die Land- und
Forstwirtschaft sind sicher Bau-
und Verkehrsflächen. Ob diese
Flächen als ganzes auch für die
Landschaft und den Naturhaus-

halt verbraucht sind, ist eine an-
dere Frage. Straßen sind in der
Regel großzügig eingegrünt und
die statistisch erfassten Ver-
kehrsflächen sind meist höch-
stens zur Hälfte zugeteert. Der
Rest sind Grünflächen und be-
pflanzte Böschungen, die zwar
keine Biotope darstellen, aber
doch die Landschaft bereichern. 

Mehr Natur ums Haus

Das gleiche gilt für Bau-
flächen. Gerade im ländlichen
Raum bestehen die Siedlungen
nur zu einem geringen Teil aus
überbauten und versiegelten
Flächen. Ein natürlich gestalte-
ter Hausgarten, der groß genug
ist für ein paar Obstbäume mit
Sträuchern und Hecken, ist si-
cher kein Verlust für den Natur-
haushalt. Siedlungen dieser Art
sind oft Rückzugsgebiete für
Vögel und andere Arten, die in
der intensiv genutzten Kultur-
landschaft wenig Lebensraum
finden. Dort, wo es die Bau-
landpreise noch erlauben, sollte
man deshalb bei der Bauleitpla-
nung den Menschen etwas mehr
Natur ums Haus gönnen, auch
wenn damit mehr Land ver-
braucht wird. In den städtischen
Verdichtungsräumen sorgen die
Grundstückspreise dagegen von
selbst für einen sparsamen
Landverbrauch.

Appelle an die Gemeinden

Die Appelle zur Eindämmung
des Flächenverbrauchs richten
sich vor allem an die Städte und
Gemeinden. Wenn man erlebt,
dass um eine Autobahnausfahrt
im Umkreis von 6 km in fünf
Gemeinden 5 neue Gewerbege-
biete ausgewiesen wurden, die
zum großen Teil leerstehen, so
sind diese Appelle nicht ganz

unberechtigt.
Diejenigen, die den Landver-

brauch so sehr beklagen, sollten
aber die Schuld nicht immer nur
bei den Kommunen suchen. Es
gibt eine Reihe von Gründen
und Ursachen über die man
auch nachdenken sollte. Ob-
wohl Deutschland eines der am
dichtesten besiedelten Länder
der Welt ist, machte man es zum
Einwanderungsland. Wir leisten
uns einen Wohnraumverbrauch
der inzwischen in Bayern bei
über 40 Quadratmeter Wohn-
fläche je Einwohner liegt. In
über der Hälfte aller Wohnun-
gen in München wohnt nur eine
Person. Immer mehr Bürger
können sich für ihre Freizeit ei-
nen Zweitwohnsitz leisten und
die Gestaltung der zunehmen-
den Freizeit beansprucht eben-
falls immer größere Flächen.

Versäumnisse

Natürlich haben die Gemein-
den und Städte mit ihrer Pla-
nungshoheit gewisse Möglich-
keiten in ihrem Gebiet mit den
Flächen sparsam umzugehen.
Es ist richtig, dass man vor Aus-
weisung neuer Bau- und Ge-
werbeflächen dafür sorgen soll-
ten, dass vorhandene Flächen
zuerst genutzt werden, leider
hat der Gesetzgeber den Ge-
meinden kaum brauchbare
Möglichkeiten gegeben, dies zu
erzwingen. Viele bayerische
Gemeinden haben es trotzdem
geschafft, brachliegendes Bau-
land zu vermeiden, indem sie
die Baulandabwicklung selbst
in die Hand genommen und die
rechtzeitige Bebauung vertrag-
lich gesichert haben - Beispiele,
die noch mehr Schule machen
sollten.

Unterschiedliche Lagen

Die schwierige Frage, wo
man noch neue Gewerbegebiete
ausweisen soll und darf, kann
wohl nicht einheitlich für das
ganze Land beantwortet wer-
den. Wir kennen die Forderung
die Arbeit zu den Menschen zu
bringen, um unnötigen Verkehr
und die Abwanderung in die

Ballungsgebiete zu vermeiden.
Andererseits gibt es Gebiete,
wo ausgewiesene Gewerbe-
flächen ungenutzt liegen, weil
die notwendige Verkehrser-
schließung verhindert wird. Der
Verfassungsauftrag zur Schaf-
fung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse in allen Landesteilen
erfordert auch die Schaffung der
notwendigen Infrastruktur, die
immer auch mit Flächenver-
brauch verbunden ist. Es gibt in
Bayern auch noch Gebiete wo
man gerne etwas mehr Flächen
verbrauchen würde.

Erhoffte Gewerbesteuer

Die Ausweisung neuer Ge-
werbegebiete in den Gemeinden
erfolgt nicht immer nur wegen
der Arbeitsplätze. Ein Haupt-
grund ist die erhoffte Gewerbe-
steuer. Die vielfach geforderte
Abschaffung dieser Steuer wür-
de sicher die Bereitschaft zur
Ausweisung von Gewerbe-
flächen besonders in kleineren
Gemeinden verringern. Die
Gründe, warum Gemeinden
ortsgebundene Handwerks- und
Gewerbegebiete an den Orts-
rand aussiedeln und dafür Ge-
werbeflächen ausweisen, sind
meist eine notwendige Erweite-
rung die im Ort nicht mehr
möglich ist, vor allem aber die
Emissionen, die von diesen Be-
trieben ausgehen und die vielen
Bürger nicht mehr hinzuneh-
men bereit sind.                          ?

Überzeugungsarbeit für 
nachhaltiges Handeln

Die neue Werbekampagne: Grüner Punkt sagt „Danke“ für das
Umweltengagement der Verbraucher 

Der ökologische Erfolg des Verpackungsrecyclings hängt in ho-
hem Maße von der Bereitschaft der Bürger ab, zu Hause ihren
Abfall zu trennen. Die Information und Motivation der Ver-
braucher spielt deshalb eine bedeutende Rolle in der Unter-
nehmenskommunikation des Grünen Punkts. Heute sind 98
Prozent der Menschen in Deutschland mit dem Grünen Punkt
vertraut. Er hat sich 13 Jahre nach seiner Einführung zu einer
starken Premiummarke entwickelt. 

„Die Abfalltrennung ist
weitgehend akzeptiert, doch
viele Verbraucher wissen noch
nicht, was ihr Beitrag für den
Umweltschutz konkret be-
wirkt. Das sollen sie erfahren,
damit sie in ihrem umwelt-
schonenden Verhalten bestärkt
werden“, sagt Dr. Heike Schif-
fler, Direktorin Kommunikati-
on und Marketing beim Dua-
len System. „Deshalb spre-
chen wir in unserer neuen
Werbekampagne weniger über
uns als viel mehr über die ge-
meinsame Leistung mit den
Bürgern für die Umwelt.“ 

Alltagsbeispiele

Bereits im Rahmen seiner
Umwelterfolgsbilanz hat das
Duale System konkrete All-
tagsbeispiele für den Nutzen
von Abfalltrennung und Recyc-

ling veröffentlicht. Ziel der
Kampagne ist es daher auch,
die Menschen einzubeziehen
und zur aktiven Unterstützung
des Projekts Nachhaltigkeit zu
bewegen, indem der Erfolg
des Grünen Punkts als ihr 
Erfolg dargestellt wird. Die
neue Kampagne ist eine kon-
sequente Weiterentwicklung
dieser Erkenntnis. So heißt es
in einem der Anzeigentexte:
„Durch Ihre Mithilfe konnten
allein im letzten Jahr 360.000
Tonnen Erdöl eingespart wer-
den. Danke. Grüner Punkt
AG.“ 

Gelbe Tonne

Der neue Werbeauftritt ist
Teil einer umfassenden Neu-
ausrichtung und Modernisie -
rungsstrategie des Dualen Sy-
stems und unterstreicht die

Positionierung als Marktfüh-
rer, der hinter dem Grünen
Punkt und der Gelben Tonne
steht. Daher sollen auch die
ökologischen und ökonomi-
schen Leistungen des Grünen
Punkts offensiver dargestellt
werden.

Innovationskonzept 2007

Im Rahmen des „Innovati-
onskonzepts 2007“ verfolgt
das Unternehmen das Ziel, die
ökonomische und ökologische
Effizienz des Verpackungs-
recyclings weiter zu steigern,
um den Verbrauchern an je-
dem Ort in Deutschland Ent-
sorgungskomfort und -sicher-
heit zu günstigen Preisen bie-
ten zu können. Um dies zu er-
reichen, konzentriert sich auch
die Kommunikation auf diese
Stärken: die messbare Lei-
stung des Unternehmens und
die besondere Relevanz des
Grünen Punkts für Bürger und
Umwelt. 

Die Inszenierung ist ebenso
einfach wie überraschend. Vor
einer farblich surreal anmu-
tenden Naturkulisse - redu-

ziert auf eine sehr grüne Wiese
und einen sehr blauen, weiten
Horizont - verkörpert die Gel-
be Tonne sowohl die Funkti-
onsweise als auch den Nutzen
von Kreislaufwirtschaft und
Verpackungsrecycling. Die
Wiederverwertung zum Bei-
spiel der gebrauchten Pla-
stikbecher, Getränkekartons
und Aludeckel, die in der Gel-
ben Tonne gesammelt werden,
spart Energie und hilft bei der
Reduzierung klimaschädlicher
Treibhausgase. 

Anzeigenmotive

Drei verschiedene Anzei-
genmotive übersetzen diese
Informationen in eine konkre-
te Zeichensprache: Die Wert-
stofftonne wird durch den
symbolischen Anschluss von
Steckdose und Zapfpistole 
zur Energiequelle oder steigt
als Klima-Ballon in den klaren
Himmel. Der positive Effekt
des Verpackungsrecyclings
wird anfassbar, erlebbar und
dadurch relevanter für jeden
Einzelnen. In drei entspre-
chenden Fernsehspots wird
diese Wirkung noch verstärkt,
indem die Protagonisten das
Potenzial der Gelben Tonne
für ihre persönlichen Bedürf-
nisse nutzen: als Tankstelle,
als Stromlieferant für den Ra-
senmäher, als Luftballon für
die unbeschwerte Freude an
der Bewegung in einer intak-
ten Natur. 

Herz und Hirn

Die Kampagne verknüpft
das Synonym des Grünen
Punkts, die Gelbe Tonne, mit
einer positiven, emotionalen
Bildsprache und mit dem kon-
kreten, individuellen Vorteil
nachhaltigen Handelns. Herz
und Hirn werden angespro-
chen um zu vermitteln, was
den Grünen Punkt zu einem
ganz besonderen Unterneh-
men macht, nämlich die kon-
sequente Orientierung an Öko-
effizienz, am Schutz der Um-
welt und am Nutzen für die
Bürger. Ab dem 4. Oktober
2003 wurden die TV-Spots
bundesweit über die öffent-
lich-rechtlichen sowie die
reichweitenstärksten Privats -
ender ausgestrahlt. Starttermin
für die Printkampagne in den
bekannten Wochenmagazinen
war der 6. Oktober.            ?

Vergabeunterlagen für Baufirmen:

Ab sofort auch 
über Internet

Die Vergabeplattform „www.vergabe.bayern.de“ ist ab sofort
im Internet für die Öffentlichkeit freigeschaltet. Mit ihr wickelt
die Hochbauverwaltung des Freistaats Bayern Vergabeverfah-
ren für Bauaufträge nach der „Vergabe- und Vertragsordnung
für Bauleistungen“ (VOB) auch elektronisch über das Internet
ab. 

Die neue Lösung für die digita-
le Ausschreibung und Vergabe
vereinfacht und verkürzt die Ar-
beitsabläufe bei Vergabeverfah-
ren erheblich. „Sie ist damit 
ein wichtiger Beitrag zur Verfah-
rensbeschleunigung. Zugleich
kommt mit der elektronischen
Bauauftragsvergabe eine innova-
tive Anwendung und Technolo-
gie zum Einsatz, die auch für an-
dere Bereiche der elektronischen
Datenverarbeitung zukunftswei-
send ist“, freut sich Innenminis-
ter Dr. Günther Beckstein. Die
Oberste Baubehörde im Bayeri-
schen Staatsministerium des In-
nern rechnet mit großem Interes-
se seitens der Bauwirtschaft.
Dies hat sich bereits anlässlich
von Infoveranstaltungen in die-
sem Sommer gezeigt. 

Zunächst werden die Bauaus-
schreibungen der staatlichen
Hochbauämter Landshut und
Bad Kissingen und der Univer-
sitätsbauämter Würzburg und
Regensburg digital zu beziehen
sein. Zug um Zug sollen alle
staatlichen Bauämter des Frei-
staats an das System angeschlos-
sen werden. 

Recherche und Bearbeitung

Ab sofort haben Baufirmen die
Möglichkeit, kostenfrei nach Be-
kanntmachungen zu öffentlichen
Vergabeverfahren der Hochbau-
verwaltung zu recherchieren und
sich nach Aufforderung die Ver-
gabeunterlagen in digitaler Form
über das Internet auf ihre Rech-
ner zu laden. Die Bearbeitung
von Formularen und Leistungs-
verzeichnissen erfolgt mit Aus-
füllhilfen, Prüfroutinen und Hin-
weisen zu etwaigen Formfehlern.
Ihre verbindlichen Angebote sen-
den die Firmen dann per Internet
an das Rechenzentrum zurück,
wobei sie die Dateien mit Hilfe
einer persönlichen Signaturkar-
te digital unterschreiben und 
verschlüsseln. Das zuständige
Hochbauamt ruft zum Eröff-
nungstermin alle digitalen Ange-
bote vom Rechenzentrum ab.
„Die oft voluminösen Ausdrucke
auf Papier werden nicht mehr
benötigt. Das herkömmliche Ver-
fahren bleibt dennoch daneben
erhalten, damit Firmen nicht be-

nachteiligt werden, die noch kei-
nen Anschluss an das Internet ha-
ben“, so Beckstein.

Die Vergabeplattform www.
vergabe.bayern.de umfasst eine
ganzheitliche Lösung und er-
möglicht den durchgängigen
Einsatz der elektronischen Da-
tenverarbeitung in allen Schritten
des Vergabeverfahrens. Durch
einfachere Arbeitsabläufe lassen
sich Kosteneinsparungen in der
Verwaltung und bei den Baufir-
men erzielen. Für letztere erge-
ben sich geringe einmalige Ko-
sten für die Einrichtung eines Zu-
gangs zur Plattform einschließ-
lich benötigter Software und
Nutzung der Hotline in Höhe
von 25 Euro zuzüglich Umsatz-
steuer sowie Kosten für die
Ausstattung mit Signaturkarte
(ca. 65 Euro) und Lesegerät
(zwischen ca. 50 und 100 Euro).
Eine Gebühr für die Nutzung
des Systems und den Down-
und Upload der Vergabeunterla-
gen wird nicht erhoben.

Projektpartner

Der Freistaat Bayern inve-
stiert in die Bereitstellung und
Pflege der Software, die Ein-
führung des Systems sowie den
zunächst zweijährigen Betrieb
rund 650.000 Euro. Projekt-
partner sind die Firma T-Sy-
stems - verantwortlich für den
Betrieb im Rechenzentrum -
sowie als Subunternehmer das
Softwarehaus ventasoft GmbH
- verantwortlich für die Pro-
grammierung der Anwendung.
Das Rechenzentrum der T-Sy-
stems ist mit umfangrei-
chen Sicherheitsmaßnahmen
geschützt. Der Zugriff ist nur
von autorisierten Anwendern
möglich. Die ständige Protokol-
lierung des elektronischen Ab-
laufs macht die Verfahren trans-
parent und nachvollziehbar.

Die Vergabeplattform stellt
die Kommunikation zwischen
Bauämtern und Baufirmen im
Rahmen von Vergabeverfahren
nach VOB auf eine moderne
elektronische Basis. Ihr kommt
deshalb innerhalb der Initiative
„E-Government“ der Bayeri-
schen Staatsregierung eine be-
sondere Bedeutung zu. ?
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Gemeinden lagern zunehmend
ihre Pflegearbeiten aus

Kommunal-Fahrzeuge werden immer mehr von Dienstleistungsfirmen
gekauft/Fendt erhöht im nächsten Jahr die Preise

Seit 35 Jahren bietet der Allgäuer Schlepperhersteller Fendt,
der technisch zu den Weltmarktführern gehört, als Spezialist
auch Traktoren für Kommunal- und Gewerbetechnik an. Im
Jahre 2002 hat er von diesen Maschinen 328 an Städte und Ge-
meinden, Landschaftspfleger sowie an Bau- und Lohnunter-
nehmer verkauft. In diesem Jahr dürfte eine ähnlich Stückzahl
erreicht werden. Dabei hat die Agco GmbH & Co OHG, Mark -
toberdorf - so heißt Fendt seit seinem Verkauf durch die Fendt-
Familie 1997 an den US-Landmaschinen-Konzern Agco -  fest-
gestellt, dass immer seltener die Gemeinden selbst die Fahr-
zeuge kaufen. Oft sind die zu erledigenden Arbeiten ausgela-
gert an Lohnunternehmer und Dienstleistungsfirmen, die dann
als Käufer der Kommunalfahrzeuge auftreten. 

Fendt-Kommunalfahrzeuge
gibt es in der Stärke von 50 bis
310 PS. Inzwischen werden
auch Schmalspurtraktoren ange-
boten, die nicht nur für den
Wein- und Obstbau geeignet

ren werden können und dürfen.
Die Systemfahrzeuge sind be-

sonders als Pflegemaschinen
geeignet. So wird in Verbindung
mit einem dreiteiligen Schlegel-
Mulchgerät Gras auf ausge-

birgt sich eine technisch per-
fekte Betreuung der Schlepper
auf Basis von Wartungs- und
Serviceverträgen mit von 
Fendt zertifizierten Werkstät-
ten. Außerdem bietet das Sy-
stem eine Verlängerung der
Gewährleistungszeiten. Zur
Spitzentechnik von Fendt, das
Agco, dem drittgrößten Land-
maschinen-Hersteller der Welt,
als Technologiezentrum dient,
gehört die über Satelliten ge-
steuerte Autoguide-Spurfüh-
rung, die ein besonders exaktes
Arbeiten und eine genaue Ko-
stenerfassung für die bearbeite-
te Fläche ermöglicht.

Mit diesen technischen Lei-
stungen hat Fendt auch wirt-
schaftlichen Erfolg. Das Allgäu-
er Unternehmen ist und bleibt
eine Perle im Agco-Konzern.
Zwar lassen die Amerikaner es
nicht zu, dass Ertragszahlen ge-
nannt werden, sie waren aber
jetzt bei der Fendt-Pressekonfe-
renz in Marktoberdorf immer-
hin zu der Aussage bereit, dass
Fendt „einen sehr, sehr großen
Beitrag zu Agco“ leistet. Her-
mann Merschroth, für den Ver-
trieb zuständiger Fendt-Ge-
schäftsführer: „2002 war ein
gutes Jahr für uns und der Mut-
terkonzern war sehr zufrieden.“ 

Trotz des Jahrhunderthoch-
wassers und der daraus resultie-
renden schlechten Ernte in di-
versen Regionen stiegen 2002
die Schlepper-Verkäufte bei
Fendt um 6 % auf 10 709 Ein-
heiten. Dabei nahm der Export

um 11,6 % auf 5907 Einheiten
zu, wodurch die Exportquote
auf 55 (52) % stieg. Das sicher-
te mit unverändert 18 % Mark-
tanteil den zweiten Platz in der
Zulassungsstatistik. In Westeu-
ropa beträgt der Marktanteil
von 5,5 bis 6 %.

Da der Trend zu höherwerti-
gen Fahrzeugen anhält, nahm
2002 der Umsatz um 12 % auf
706 Mio. Euro zu. 95 % der Er-
löse stammen aus dem Verkauf
von Traktoren, der Rest aus dem
Vertrieb von Erntemaschinen
(Mähdrescher, Ballenpressen)
aus dem Agco-Sortiment sowie
von der Kemptener Maschinen-
fabrik mit den Sparten Gabel-
stapler-Vertrieb und Hydraulik.
Das Allgäuer Unternehmen mit
seinen 2713 (2755) Mitarbeitern
hat 2002 in Forschung und Ent-
wicklung 18 Mio. Euro gesteckt
und 19 Mio.Euro investiert, was
„deutlich über den Abschreibun-
gen liegt“.

Finanzschwäche

Die zum Teil extreme Trocken-
heit in diesem Jahr, aber auch
die Beschlüsse des EU-Agrar-
rats und die gescheiterten
WTO-Verhandlungen haben die
Investitionsbereitschaft der
Landwirtschaft negativ beein-
flusst. Und die Kommunen äch-
zen unter ihrer Finanzschwäche.
So sind die Märkte zum Teil er-
heblich unter Druck. „Den-
noch“, so Merschroth, „gehen
wir davon aus, dass wir 2003
die Absatzzahlen des vergange-
nen Jahres übertreffen können
und auf rund 10 800 verkaufte
Einheiten kommen.“ Im Kom-
munalgeschäft werde der Ab-
satz stabil bleiben. Zur Umsatz-
steigerung dürfte beitragen,
dass im kommenden Jahr die
Preise linear um 2 % erhöht
werden.                                     dho

Jahrestagung der Bayerischen Obst- und Gartenbauvereine:

Gemeinsame Gestaltung
der Heimat

Am 20. September 2003 kamen zur Jahrestagung des Bayeri-
schen Landesverbandes für Gartenbau und Landespflege e. V.
Delegierte und Abordnungen der Kreisverbände, die über
523.000 Mitglieder aus mehr als 3.300 Obst- und Gartenbau-
vereinen in ganz Bayern repräsentieren, in der Kurhalle von
Bad Bocklet zusammen.

Unter dem Motto „Garten-
bauvereine und Kreisfachbe-
ratung - Heimat gemeinsam
gestalten“ stand sowohl die
öffentliche Kundgebung als
auch die satzungsgemäße Mit-
gliederversammlung der Jah-
restagung. Mittelpunkt der
von Verbandspräsident Man-
fred Nagler geleiteten und
vom Jugendmusikkorps Bad
Kissingen musikalisch um-
rahmten öffentlichen Kundge -
bung war der Festvortrag vom
Bayerischen Staatsminister
für Landwirtschaft und For-
sten, Josef Miller, zum Thema
„Gartenbauvereine und Kreis-
fachberatung - Ein Beispiel
für die Aktive Bürgergesell-
schaft“.

Aktive Bürgergesellschaft

Miller ging ein auf das kon-
struktive und am Gemeinwohl
orientierte Zusammenwirken
der Kreisfachberatung für Gar-
tenkultur und Landespflege mit
den Gartenbauvereinen, das er
als hervorragendes Beispiel für
die „Aktive Bürgergesellschaft“
bezeichnete. Während die be-
sondere Bedeutung der Garten-
bauvereine darin besteht, dass
sie als Kulturträger Wissen und
Erfahrungen von Generation zu
Generation weiter geben, ist die
Kreisfachberatung ein wichtiger
Partner der Vereine für die Initi-
ierung und Betreuung bürger-
schaftlicher Eigeninitiative. 

Einmaliges Netz geknüpft

So konnte beispielsweise in
Bayern ein deutschlandweit
einmaliges Netz wohnungsna -
her, vielfältig nutzbarer und
ökologisch wirksamer priva -
ter Gärten geknüpft werden,
deren Fläche ca. 80.000 ha be-
trägt. Außerdem ist das Ergeb-
nis dieser Partnerschaft, dass
sich bis heute über 25.000
Mal bayerische Dörfer am
Wettbewerb „Unser Dorf soll
schöner werden - Unser Dorf
hat Zukunft“ beteiligt haben,
was diesen Wettbewerb wohl
zur bedeutendsten Bürgeri-
nitiative in Bayern und zu ei-
nem Paradebeispiel für geleb-
te Bürgerkultur gemacht hat.
Dabei, aber auch bei Aktionen
wie dem „Tag der offenen
Gartentür“ sowie bei der Pla-
nung, Gestaltung und Pflege

von Beispielsgärten in Land-
kreisen haben sich die Kreis-
fachberaterinnen und -berater
immer als Motoren und effizi-
ente Moderatoren erwiesen.

Miller zeigte sich von der
Leistung der Obst- und Gar-
tenbauvereine begeistert und
hält deswegen auch deren
flächendeckende Unterstüt-
zung durch die Kreisfachbera-
tung für Gartenkultur und
Landespflege für unverzicht-
bar.

Der Minister dankte dem
Landesverband, all seinen
Mitgliedern und der Kreis-
fachberatung für das beispiel-
hafte Übernehmen von Ver-
antwortung für die Mitmen-
schen, das Gemeinwesen und
die Zukunft, und appellierte
an alle Landräte und Mandat-
sträger, sich auch künftig für
die Stärkung und Wiederbe-
setzung der Kreisfachbera-
tungsstellen einzusetzen.

Zeichen der Zeit erkannt

Verbandspräsident Nagler
nahm den Dank gerne an und
betonte, dass der Landesver-
band für Gartenbau und Lan-
despflege die Zeichen der
Zeit frühzeitig erkannt und
die von der Bayerischen
Staatsregierung geforderte
„Mitmachgesellschaft“ durch
seine Bürgernähe und Förde-
rung der Eigenverantwortung
durch bürgerschaftliche
Selbsthilfemaßnahmen seit
langem mit Leben erfüllt hat. 

Darüber hinaus war der
Landesverband seit seiner
Gründung im Jahre 1894
maßgeblich am Aufbau des
staatlichen Beratungswesens
im Gartenbau und somit auch
der Kreisfachberatung betei-
ligt. Diese historisch begrün-
dete enge Verbundenheit mit
der Kreisfachberatung ist die
Ursache für die bis heute an-
haltende partnerschaftliche
Zusammenarbeit, die man
auch in Zukunft fortsetzen
möchte.

Die an die öffentliche
Kundgebung anschließende
Mitgliederversammlung zog
ein Resümee über das vergan-
gene Geschäftsjahr, gleich-
zeitig wurden die Weichen für
die künftigen Tätigkeits-
schwerpunkte des Verbandes
gestellt.                                   ?

Fendt-Schmalspurtraktoren 200 V/P sind auf Mäh-, Pflege-
und Winterdienstarbeiten spezialisiert. Sie sind robust, zuver-
lässig, wertbeständig und mit einer hohen Auslastung wirt-
schaftlich im Einsatz.                                           Foto: AGCO/Fendt

sind, sondern auch in Parks und
Gewächshäusern eingesetzt wer-
den können. Alle Kommunal-
fahrzeuge aus dem Allgäu kön-
nen mit Bio-Diesel betrieben
werden. 

Zu den wesentlichen Innova-
tionen zählt eine Rückfahrein-
richtung. Damit kann das Fahr-
zeug innerhalb weniger Sekun-
den durch Drehen des Fahrersit-
zes auf die andere Fahrtrichtung
umgestellt werden, ohne dass
der Fahrer dazu vom Sitz aufste-
hen muss. Dies erleichtert
in vielen Fällen die Arbeit. Die
auf Wunsch allradangetriebenen
Fahrzeuge erreichen eine Spit-
zengeschwindigkeit von 50
km/h, so dass sie auf sämtlichen
für sie relevanten Straßen gefah-

dehnten Flächen wie zum Bei-
spiel  Flugplätzen jenseits der
Start- und Landebahnen in einer
Höhe von 20 cm gekappt und
als verrottungsfähiges Mulch-
gut gleichmäßig verteilt. Das
spart wesentliche Kompostie-
rungskosten und verhindert zu-
gleich gefährlichen Vogel-
schlag, da Grasflächen mit die-
ser Stoppelhöhe als Brutregion
auf Flugplätzen nicht mehr an-
genommen werden. Stufenlose
Getriebe, besonders enge Wen-
dekreise und überdurchschnitt-
liche Frontkraftheber gehören
seit Jahren zum Angebot.

Zu allen Fahrzeugen gibt es
den Fendt-Star-Service als maß-
geschneiderte Dienstleistung.
Hinter dieser Bezeichnung ver- Mehr Sicherheit und weniger 

Kosten durch Minikreisverkehr
In der Würzburger Weißenburgstraße wurde die

Verkehrführung geändert
In der Würzburger Weißenburgstraße wurde die Verkehr-
führung an der Ecke Sedanstraße von einer Kreuzung mit
Lichtsignalanlage in einen kleinen Kreisverkehr geändert.
„Dieser  sogenannter Minikreisverkehr ist eine komplett wirt-
schaftliche Maßnahme“, so  Stadtbaurat Baumgart. Mehrere
Aspekte sprachen für diese Lösung. Das Steuergerät der Am-
pelanlage war defekt, der Straßenbelag marode und es standen
Kanal-, Gas- und Wasserarbeiten an, die großflächige Aufgra-
bungsarbeiten im Kreuzungsbereich erforderlich machten.

30.000 Euro eingespart

Auf Vorschlag des Baureferats wurde daraufhin vom Stadtrat
der Bau des dritten Minikreisverkehrs nach der Friedenstraße
und der Semmelstraße beschlossen. Die Herstellungskosten in
Höhe von 28.000 Euro amortisieren sich schon durch die ein-
gesparten 30.000 Euro, die für das neue Steuergerät der Ampe-
lanlage hätten aufgebracht werden müssen. Der entfallende
jährliche Ampelunterhalt von 5.000 Euro führt zu weiteren
Einsparungen im Verwaltungshaushalt. 
Minikreisverkehre haben einen engen Radius und einen ge-
pflasterter Innenbereich, der es Lastwagen und Bussen er-
möglicht darüber zu fahren und sind in nach einer Probe-
phase in Nordrhein-Westfalen in Bayern erst seit Februar
2001 zulässig.
Aber nicht nur die Kosten sprachen für die Maßnahme: Durch
den Kreisverkehr konnten die Gehwege verbreitert werden.
Die nun umlaufenden Zebrastreifen bevorrechtigen den
Fußgängerverkehr und tragen somit zur Schulwegsicherheit
zum angrenzenden Friedrich König Gymnasium bei. Ein wei-
teren positiver Aspekt war die Schaffung acht neuer Pkw-Stell-
plätze in der Weißenburg- und der Sedanstraße.                         ?
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Automatisierte Schaltung 
für Mercedes-Benz Unimog

Ab sofort auf Wunsch in beiden Unimog-Produktlinien verfügbar
Ab sofort steht das Elektronisch Automatisierte Schaltgetriebe
„AutomaticShift“ für die geländegängigen Unimog-Geräteträ-
ger U 400 und U 500 sowie für alle hochgeländegängigen Fahr-
gestelle aus der Baureihe U 3000 - U 5000 zur Verfügung. Der
Preis für diese Sonderausstattung, die sichere und bequeme
Schaltvorgänge ohne Kupplungsbetätigung ähnlich einem Auto-
matikgetriebe ermöglicht, liegt mit 2 850 Euro weit unter dem
Preis eines Nutzfahrzeug-Automatikgetriebes. Zudem wirkt sich
AutomaticShift günstig auf die Belastung des Triebstrangs, die
Lebensdauer der Kupplung sowie die Betriebskosten bei War-
tung und Kraftstoff-Verbrauch aus, da der Kupplungsver-
schleiß auf das absolute Minimum reduziert wird und die Elek -
tronik in den jeweils günstigsten Drehzahlbereich schaltet. 

Das über einen CAN-BUS ge-
steuerte „AutomaticShift“-Sys-
tem funktioniert ähnlich der be-
reits aus den Mercedes-Benz-
Schwerlastwagen der Actros-
Baureihe bekannten Elektronisch
automatisierten Schaltung (EAS).
Es automatisiert alle Kupplungs-
vorgänge und steuert so selbst-
tätig das Einkuppeln beim Anfah-
ren, das Auskuppeln beim Anhal-
ten sowie das Auskuppeln, Schal-
ten und Einkuppeln beim Gang-
wechsel. Dies hat eine erhebliche
Entlastung des Unimog-Fahrers
bei allen schaltintensiven Einsät-
zen und damit ein Plus an Sicher-
heit zur Folge: Der Fahrer kann
sich voll und ganz auf seine ei-
gentliche Aufgabe - das Fahren -
konzentrieren, und seine Hände
bleiben während der Arbeit am
Lenkrad. Er kann dabei aber je-
derzeit zwischen automatisierten
und manuellen Schaltvorgängen
wählen. 

Mit AutomaticShift betätigt der
Fahrer nur noch zwei Pedale - das
Fahr- und das Bremspedal im
Fußraum der Fahrerkabine. Am
Gebergerät unterhalb des EPS-
Schalthebels kann der Fahrer mit-
tels eines Kippschalters zwischen

den Einstellungen „A“ (= auto-
matisiert) und „M“ (= manuell)
wählen. Dies ist ein großer Vorteil
im Gerätebetrieb und auch bei
Einsätzen unter schwierigen
Geländebedingungen, denn mit
AutomaticShift ist beispielsweise
das „Freischaukeln“ im Gelände
weiterhin uneingeschränkt mög-
lich. Ist Höchstleistung in Sachen
Motordrehzahl gefragt, steht die
Kick-Down-Funktion zur Verfü-
gung. Und noch ein weiterer Vor-
teil: AutomaticShift ist rund 200
kg leichter als ein Nutzfahrzeug-
Automatikgetriebe, so dass die
Nutzlast des Unimog in keinster
Weise eingeschränkt wird. 

Im Automatik-Modus wird in
Abhängigkeit vom jeweiligen
Lastzustand, dem Betriebszu-
stand des Motors, der Fahrpedal-
Stellung sowie den ermittelten
Daten zu „Steigung/Gefälle“ und
„Motorbremse ein-/ausgeschal-
tet“ automatisch die Wahl des
richtigen Ganges getroffen. Dann
werden die entsprechenden
Schaltvorgänge eingeleitet und
durchgeführt. Dadurch gibt es
beim Anfahren, Anhalten, Ran-
gieren und bei schnellen Gang-
wechseln kein Kuppeln durch

den Fahrer und somit auch keine
Fehlbedienung bzw. kein Ver-
schalten mehr. In Verbindung
mit der serienmäßigen Wende-
schaltung EQR („Electronic
Quick Reverse“) ist ein schnelles
und bequemes Vorwärts-Rück-
wärts-Rangieren möglich, da
zum Umschalten nicht angehal-
ten werden muss: Nach der Akti-
vierung von EQR und der Rich-
tungs-Vorwahl über eine Schalt-
wippe erfolgt automatisch die
Umschaltung bei Fahrgeschwin-
digkeiten unter 6 km/h.

Im manuellen Modus erfolgt
die Gangwahl wie gewohnt über
den Schaltknauf der EPS-Schal-
tung: Der Fahrer wählt den
Gang, die Bestätigung der Gang-
wahl und der Kupplungsvorgang
selbst erfolgen dann automa-
tisch. Auch im automatisierten
Modus kann jederzeit manuell
eingegriffen werden. Betätigt der
Fahrer den Schalter für die Ar-
beitsdrehzahl-Regelung, wird
automatisch der manuelle Mo-
dus eingelegt, ebenso beim Ein-
satz von Zapfwelle und Arbeits-
bzw. Kriechganggruppe.

Als zusätzliche Möglichkeit
bietet sich dem Fahrer auch 
bei eingebautem AutomaticShift
weiterhin die konventionelle Lö-
sung, mit EPS und Kupplungspe-
dal zu fahren: Im Fußraum befin-
det sich auf der linken Seite ein
klapp- und entriegelbares Kupp-
lungspedal. Es ist jedoch nur für
die Einsatzfälle vorgesehen, in
denen der Fahrer die Kupplung
bewusst trennen oder schließen
will - zum Beispiel bei steilen
Bergauffahrten oder beim Ankup-
peln von Geräten am Hang.?

Neues Mercedes-Benz Museum 
als architektonisches Statement

Grundstein enthält den ersten schnelllaufenden Motor von 1883
Fertigstellung der Mercedes-Benz Welt im Frühjahr 2006

Auf dem 60.000 Quadratmeter großen Areal vor dem Haupt-
tor des DaimlerChrysler-Werks in Stuttgart-Untertürkheim
wurde heute der Grundstein für das Neue Mercedes-Benz Mu-
seum gelegt. Im Beisein von Erwin Teufel, dem Ministerpräsi-
denten des Landes Baden-Württemberg, Jürgen E. Schrempp,
dem Vorstandsvorsitzenden von DaimlerChrysler und den
DaimlerChrysler-Vorständen Prof. Jürgen Hubbert und Dr.
Eckhard Cordes hat somit der erste Bauabschnitt der Merce-
des-Benz Welt begonnen, die nach einer Bauzeit von rund drei
Jahren im Frühjahr 2006, rechtzeitig zur Fußball-Weltmei-
sterschaft, eröffnet werden soll. 

Jürgen E. Schrempp, Vorsit-
zender des Vorstands von Daim-
lerChrysler: „Wir betrachten die
heutige Grundsteinlegung des
Neuen Mercedes-Benz Mu-
seums als einen positiven Bei-
trag unseres Unternehmens ge-
genüber dem Land Baden-
Württemberg und der Landes-
hauptstadt Stuttgart.“ 

„Der Mythos Mercedes
gehört zu unserem Land, er ist
Teil seiner ruhmreichen Ge-
schichte und heute - mehr als je
zuvor - Garant für Wohlstand
und Arbeitsplätze und für die
Zukunftschancen unserer jun-
gen Generation“, würdigte Er-
win Teufel, Ministerpräsident
des Landes Baden-Württemberg,
das Bauvorhaben Mercedes-
Benz Welt in seiner Festrede. 

Forum der Kommunikation

Als Erfinder des Automobils
hat DaimlerChrysler die Ver-
pflichtung, der Kommunikation
der Automobilgeschichte eine
entsprechende Plattform zu
schaffen und der einzigartigen
Tradition der Marke Merce-
des-Benz einen entsprechenden
Rahmen zu geben. „Das Neue
Mercedes-Benz Museum soll
keine Ausstellung im herkömm-
lichen Sinn werden, sondern ein
Forum zur aktiven Kommuni-
kation von Tradition und Her-
kunft der Marke Mercedes-
Benz“, erklärt Prof. Jürgen
Hubbert, im DaimlerChrysler-
Vorstand verantwortlich für die
Mercedes Car Group. 

Von den Anfängen der indivi-
duellen Mobilisierung, über die
Geschichte der Fahrzeuge bis
hin zur Zukunft des Automobils
werden im Neuen Mercedes-
Benz Museum alle Epochen und
Meilensteine der Marke sowie
der Unternehmensgeschichte
dargestellt. Das architektonisch
herausragende Gebäude mit ei-
ner Gesamthöhe von über 47
Metern, errichtet auf einem
knapp sechs Meter hohen Hü-
gel, wird zum natürlichen Mit-
telpunkt der Mercedes-Benz
Welt und repräsentiert in einzig-
artiger Form die Faszination
Mercedes. Seinen Besuchern

wird das Neue Mercedes-Benz
Museum ein unvergessliches
Markenerlebnis bieten, bei dem
die Tradition von Mercedes-
Personenwagen und -Nutzfahr-
zeugen sowie die Faszination
Motorsport zentrale Elemente
bilden. 

Die Einbindung von neuesten
Medien, Informations- und
Kommunikationssystemen so-
wie die klassische, zielgruppen-
orientierte Besucherbetreuung
ermöglichen den Besuchern
einen interessanten und ab-
wechslungsreichen Weg durch
die rund 17.000 Quadratmeter
große Ausstellung. Chronolo-
gisch geordnete Inszenierungen
machen den gesamten „Mythos
Mercedes“ - von den Anfängen
der Automobilgeschichte bis
hin zu einem Ausblick in die
Zukunft - erlebbar. Parallel da-
zu werden Sammlungen ge -
zeigt, die in einem themati-
schen Zusammenhang stehen.
Sie ermöglichen den Besuchern
- je nach persönlichen Wün-
schen - noch tiefer in die faszi-
nierende Vielfalt der Marke
Mercedes-Benz einzusteigen.
Neben den 100 ausgestellten
Personenwagen rundet eine
große Anzahl von Schnittmo-
dellen, Motoren und anderen
Exponaten das Angebot ab. 

Nutzfahrzeugtradition

Das Neue Mercedes-Benz
Museum bietet neben den Perso-
nenwagen und den Renn- und
Rekordfahrzeugen erstmals auch
eine umfassende Darstellung der
Nutzfahrzeugtradition. Dr. Eck-
ard Cordes, im DaimlerChrys-
ler-Vorstand zuständig für die
Commercial Vehicle Division:
„Als weltweit einzige Marke
kann Mercedes-Benz auch sei-
ner Nutzfahrzeug-Geschichte ei-
ne adäquate Plattform bieten
und wird so der einmaligen Tra-
dition als ältester und größter
Nutzfahrzeughersteller der Welt
gerecht.“ 

Ein ganz besonderes High-
light ist die Ebene „Rennen und
Rekorde“, die auf einer Ausstel-
lungsfläche von knapp 1200
Quadratmetern Platz für 40

Renn- und Rekordfahrzeuge
von Mercedes-Benz bietet. Die
gesamte Faszination „Motor-
sport“ - von den Anfängen des
Rennsports, über die legendären
Silberpfeile bis zum jeweils ak-
tuellen Motorsportprogramm -
ist mit einem Blick erfassbar. 

Das Neue Mercedes-Benz
Museum und das benachbarte
Mercedes-Benz Center sind
durch einen Zwischenbau mit-
einander verbunden. Hier finden
die Besucher ein Kindermuse-
um, eine Erfinderwerkstatt, Ga-
stronomie, Shops und Fahrzeug-
Sonderpräsentationen. Der ge-
samte Außenbereich des Gelän-
des eröffnet völlig neue und
äußerst flexible Nutzungsmög-
lichkeiten für unterschiedlichste
Open-Air-Veranstaltungen. Den
Höhepunkt bildet eine Freiluft-
Arena mit mehr als 300 Sitzplät-
zen für Produktpräsentationen
und Veranstaltungen. 

Grundstein der Mobilität 

Der Grundstein, der heute für
das Neue Mercedes-Benz Muse-
um gelegt wurde, gilt als Grund-
stein der Mobilität. Der soge-
nannte „erste schnelllaufende
Motor“, den Gottlieb Daimler
1883 patentieren ließ, ist in Ple-
xiglas eingefasst. Er wird im
Neuen Mercedes-Benz Museum
als sichtbares Element präsen-
tiert werden. Der „Schnellläufer“
ist der Vorgänger der berühm-
ten „Standuhr“, die Daimler 1885
in sein erstes Zweirad einbaute,
das als Vorgänger des ersten Au-
tomobils von 1886 gilt. 

Mercedes-Benz Center

Im Mai 2004 beginnt der Neu-
bau des Mercedes-Benz Cen-
ters, das ebenfalls im Frühjahr
2006 eröffnet wird. Damit wird
das Konzept, die Marke in den
Metropolen in ihrer ganzen
Bandbreite erlebbar zu machen,
konsequent fortgesetzt. Künftig
findet dort der Neuwagenver-
kauf statt, der heute noch in der
Mercedes-Benz Niederlassung,
in der Stuttgarter Türlenstraße
angesiedelt ist. Das Mercedes-
Benz Center stellt mit einer Ge-
samtfläche von knapp 35.000
Quadratmetern die Gegenwart
von Mercedes-Benz dar. Das
breite Angebot der Marke mit
dem Stern kann hier in seiner
ganzen Vielfalt gezeigt werden.
Damit werden den Kunden in
Zukunft optimale Voraussetzun-
gen für eine umfassende und
detaillierte Produktinformation
geboten.                                       ?

Gesponsert von Daimler-Chrysler wurde der LKW Mercedes Atego, den Markus Wasmeier für
sein Bauernhofmuseum in Schliersee so dringend braucht. Für die ehrenamtlichen Helfer be-
deutet der Einsatz dieses Fahrzeugs eine große Erleichterung. ?
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Der Alleskönner - 
Geräteträger BOKIMOBIL 1151
Kommunalfahrzeuge für den Einsatz zu jeder Jahreszeit stellt
die Kiefer GmbH, 84402 Dorfen, her. Das BOKIMOBIL ver-
bindet kompakte Abmessungen, totale Wendigkeit und starke
Leistung. Das Schmalspurfahrzeug eignet sich besonders für
Arbeiten auf engstem Raum wie Reinigung und Instandhal-
tung von Altstadtbereichen und Fußgängerzonen, aber auch
für den Winterdienst und ganz besonders für den Mäheinsatz. 

Neben den hydrostatisch be-
triebenen Fahrzeugen HY
1251/1351 stellt die Kiefer
GmbH seit kurzem das BOKI-
MOBIL Kommunalfahrzeug
1151 mit Schaltgetriebe her.
Serienmäßig stehen 5 Vor-
wärts- und 1 Rückwärtsgang
zur Verfügung, optional kann
das Fahrzeug mit einem Un-
tersetzungsverteilergetriebe
ausgerüstet werden, damit ver-
fügt es über 10 Vorwärts- und
2 Rückwärtsgänge. Der kraft-
volle 106 PS-Motor erfüllt
selbstverständlich die Euro-3-
Norm. Auch auf einen Allrad-
antrieb braucht nicht verzich-
tet werden. Das BOKIMOBIL
1151 läuft 100 km/h schnell.
Der serienmäßige Radstand
beträgt 2,20 m und kann auf
2,6 m verlängert werden.

Universeller Einsatz

Mit seinem serienmäßigen
3-Seiten-Kipper ist das BOKI-
MOBIL 1151 als Transporter
mit einem zulässigen Gesamt-
gewicht von 4 Tonnen, optio-
nal sogar 5 Tonnen, universell
einsetzbar. Aber nicht nur das:
Das Schnellwechselsystem
sorgt dafür, dass die gleichen
Anbaugeräte wie bei den Hy-
drostaten in kürzester Zeit am
BOKIMOBIL 1151 zum Ein-
satz kommen können. Hierfür
steht eine optionale Zusatzhy-
draulik, die von einem kupp-
lungsunabhängigen Nebenab-
trieb versorgt wird, zur Verfü-

gung. Die Bedienung erfolgt
bequem über den Joystick-
Schalthebel. Und so wird das
Fahrzeug zum wahren Alles -
könner.

Im Transportbereich kann das
Gerät durch eine Schwenk-Con-
tainer-Anlage ergänzt werden.
Damit können 1100 Liter-
Behälter transportiert und ent-
leert werden. 

Diverse Anbaugeräte

Für die kommunale Land-
schaftspflege stehen verschie-
dene Anbaugeräte zur Aus-
wahl, vom Sichelmähwerk mit
Gras- und Laubsaug-Contai-
ner ein Schlegelmähwerk bis
hin zur Wildkrautbürste.

Straßenreinigung

In der Straßenreinigung hat
der Geräteträger ebenfalls be -
ste Einsatzmöglichkeiten. Es
steht eine Kehrsaugmaschine
zum Anbau bereit, die in der
Straßen- und Gehsteigpflege
hervorragende Dienste leistet.
Wahlweise kann auch eine
Vorbaukehrmaschine verwen-
det werden. Selbst für die
Müllentsorgung kann das
Fahrzeug eingesetzt werden:
mit Hilfe einer Müllpressanla-
ge können Mülltonnen dort
abgeholt werden, wo die nor-
malen Müllfahrzeuge nicht
hinkommen wie z.B. im engen
Altstadtbereich, im Friedhofs-
bereich etc. Für den Fußgän-

gerbereich sei noch die Gieß-
und Bewässerungsanlage oder
auch die Schwemmanlage er-
wähnt.

Auch für den professionel-
len Winterdienst ist das BOKI-
MOBIL bestens gerüstet. Dort
kommen Schneefräse und
-pflug sowie Walzenstreuer mit

zuschaltbarem Streuteller zum
Einsatz. Speziell der Gehweg-
und Radwegbereich ist ein Ein-
satzgebiet, den viele andere
Fahrzeuge nicht abdecken kön-
nen. Das BOKIMOBIL 1151
mit einer Breite von nur 1,40 m
ist aber ideal dafür.

Sämtliche Geräte können im
Ein-Mann-Betrieb bedient und
umgerüstet werden. Dies macht
das BOKIMOBIL 1151 zu ei-
nem der vielseitigsten und auch
zu einem der wirtschaftlichsten
Fahrzeuge im Schmalspurbe-
reich.                                        ?

Vielseitig und wirtschaftlich: das BOKIMOBIL 1151.     ?

Beckstein bei Landesfeuerwehrverband Bayern e.V.:

Enormer finanzieller 
Einsatz für Feuerwehren

„Der Freistaat Bayern bringt für die Feuerwehren einen enor-
men finanziellen Einsatz auf. Im Schnitt der letzten zehn Jahre
lagen die jährlichen Ausgaben des Staates bei etwa 49 Millio-
nen Euro. In diesem Jahr setzen wir mit 35,6 Millionen Euro
rund 10 Millionen Euro mehr für die Förderung von Fahrzeu-
gen und Gerätehäusern ein als im Jahr 2002. Diese Tatsachen
sagen viel über das enge und vertrauensvolle Miteinander von
Feuerwehr und Staatsregierung aus“, betonte Innenminister
Dr. Günther Beckstein anlässlich der 10. Versammlung des
Landesfeuerwehrverbandes Bayern e.V., verbunden mit dem
2. Landesfeuerwehrtag in Rödental. 

Im Anschluss händigte Beck-
stein neun um das Feuerwehrwe-
sen in Bayern verdienten Persön-
lichkeiten das Steckkreuz des
Feuerwehr- Ehrenzeichens aus.
Es wurde in diesem Jahr an insge-
samt 60 Persönlichkeiten verlie-
hen. Dem langjährigen bisheri-
gen Vorsitzenden des Landesfeu-
erwehrverbandes Bayern, Karl
Binai, dankte Beckstein für sei-
nen unermüdlichen Einsatz. Dem
neuen Vorsitzenden des Landes-
feuerwehrverbandes, Kreisbrand-
rat Alfons Weinzierl aus Dingol-
fing wünschte Beckstein alles
Gute für seine Tätigkeit. 

Zusätzliche Aufgaben

„In den letzten Jahren haben
die Feuerwehren neben der
Brandbekämpfung weitere Auf-
gaben übernommen“, so Beck-
stein. Heute macht die Brand-
bekämpfung nur noch etwa ein
Sechstel der Feuerwehrtätigkeit
aus. Zum weit überwiegenden
Teil wird technische Hilfe gelei-
stet. Dazu gehört nicht nur die
Hilfeleistung bei Überschwem -
mungen, sondern zum Beispiel
auch bei Unfällen im Straßenver-
kehr, bei Personenrettung und
-bergung und in vielen anderen
Notfällen.

Gerade auch bei Gefährdungen
der Umwelt durch Unfälle mit
Gift- und sonstigen Gefahrstoffen
und bei erhöhter Strahlenbela-

stung seien die Fachkompe-
tenz und die Einsatzbereitschaft
der Feuerwehren unverzichtbar.
Durch das in den letzten Jahren
stark rückläufige Feuerschutz-
steueraufkommen sei der finanzi-
elle Rahmen für die Erfüllung der
Aufgaben im Feuerwehrwesen
immer enger geworden.

Veränderter Schlüssel

Beckstein: „Die Bayerische
Staatsregierung hat auf die rück-
läufige Entwicklung gezielt rea-
giert. Wir haben den Schlüssel für
die Verteilung des auf Bayern ent-
fallenden Anteils aus der Feuer-
schutzsteuer zu Gunsten des Feu-
erwehrwesens verändert. Im Jahr
2000 wurden insgesamt 70 Pro-
zent für die Förderung des Feuer-
wehrwesens und 30 Prozent für
die Förderung der Löschwasser-
versorgung eingesetzt. Seit Be-
ginn des Haushaltsjahres 2003
verwenden wir das gesamte Feu-
erschutzsteueraufkommen für das
Feuerwehrwesen.

Beckstein zeigte sich zuver-
sichtlich, dass sich die Fördersi-
tuation in den nächsten Jahren
wieder normalisieren wird. Vor-
aussetzung dafür sei jedoch, dass
das Feuerschutzsteueraufkom-
men nicht weiter zurückgeht und
die Mittelanforderungen nicht
weiterhin in einem Maße steigen,
wie das in den vergangenen Jah-
ren der Fall war. ?

Vorsorgende Umweltpolitik:

Entwicklung
lärmarmer Modelle

Im Hinblick auf eine vorsorgende Umweltpolitik hat die Bun-
desregierung in den vergangenen Jahren die Weiterentwick-
lung der Lärmminderungstechnik sowie die Einführung 
lärmarmer Produkte gefördert. Als lärmarm gelten Kraftfahr-
zeuge und Baumaschinen sofern sie dem fortschrittlichen
Stand der Lärmminderungstechnik entsprechen. 

Der von Baumaschinen aus-
gehende Lärm zählt zu den be-
sonders lästigen Lärmarten.
Mit der Verfügbarkeit von lär-
marmen Baumaschinen kann
insbesondere in lärmempfind-
lichen Gebieten und zu schutz-
bedürftigen Zeiten lärmarm ge-
arbeitet werden. Durch die ver-
stärkte Berücksichtigung von
Baulärm in der Planungsphase
unter Verwendung des Stan-
dardleistungsbuches für das
Bauwesen, Leistungsbereich
000, Baustelleneinrichtung,
1995 und Leistungsbereich
898, Schutz gegen Baulärm
und Erschütterungen, 1996,
kann vorgeschrieben werden,
dass nur leise Baumaschinen
benutzt werden dürfen, um die
Geräuschbelastung der Anwoh-
ner in der Nachbarschaft auf
ein Minimum zu reduzieren.
Durch die entstehenden Benut-
zervorteile lärmarmer Bauma-
schinen sind eventuelle Mehr-
kosten oft in kürzester Zeit aus-
geglichen.

Vorteile für den Benutzer

Als lärmarme Kraftwagen
gelten Fahrzeuge bei denen al-
le lärmrelevanten Einzelquellen
(Fahrgeräusch, Motorenbrems-
geräusch, Druckluftgeräusch)
dem Stand fortschrittlicher
Lärmminderungstechnik ent-
sprechen. Mit dem Einsatz von
lärmarmen Kraftfahrzeugen und
lärmarmen Baumaschinen erge-
ben sich für den Betreiber häu-
fig Benutzervorteile. So sind
lärmarme Lastkraftfahrzeuge
zum Beispiel vom österreichi-
schen Nachtfahrverbot im Al-
pentransit befreit. Weiterhin
können lärmarme Lkw in be-
sonders lärmempfindlichen Ge-
bieten, wie z. B. Kurgebieten,
Vorteile eingeräumt werden. 

Bei Kommunalfahrzeugen
hat die Bundesregierung im
Rahmen des Umweltfor-
schungsplanes die Entwicklung
lärmarmer Modelle unterstützt.
Durch den Einsatz moderner
Lärmminderungstechnik konnte
bei Saug-, Kehr-, Müll-, Winter-
dienst- und Abfallcontainerfahr-
zeugen der Schallleistungspegel

bei Vollast unter 100 dB(A) ge-
senkt werden. Lärmarme Kom-
munalfahrzeuge sind mit dem
UZ 51 gekennzeichnet. Im Be-
reich der Altglascontainer wur-
de der Stand der Lärmminde-
rungstechnik erheblich verbes-
sert. Nunmehr sind verschiede-
ne Hersteller auf dem Markt,
deren Altglascontainer um 12-
15 dB(A) unter den Geräusch-
emissionen herkömmlicher Sy-
steme liegen. Lärmarme Alt-
glassammelcontainer tragen das
neue UZ 21 (1995) oder sind
durch Klasse I gekennzeichnet.

Umweltzeichen

Die Entwicklung von lärmar-
men Baumaschinen beschäftigt
zunehmend deutsche und auch
ausländischen Hersteller. Inzwi-
schen gibt es für viele wichtigen
Baumaschinenarten auch in den
hohen Leistungsbereichen der-
artige Geräte. Die Auszeich-
nung einer Baumaschine mit
dem Umweltzeichen weist sie
als weniger umweltbelastend im
Vergleich zu einer Baumaschine
ohne Umweltzeichen aus. Die
Geräuschemissionen einer lärmar-
men Baumaschine mit Umwelt-
zeichen liegt um ca. 10 dB(A)
unter den sonst auf dem Markt
angebotenen Maschinen, d.h.
10 Maschinen mit Umweltzei-
chen sind zusammen nicht lau-
ter als einen einzige herkömmli-
che Baumaschine. Die Zahl der
Baumaschinentypen , die mit
dem Umweltzeichen ausge-
zeichnet wurden, ist im Zeit-
raum 1990 bis 1999 von 39 auf
über 250 angestiegen.               ?

Kommunen und Landwirte:

„Partner im ländlichen Raum“
Für die Erhaltung und Stärkung des ländlichen Raumes ist eine
enge Partnerschaft von Kommunen und bäuerlicher Landwirt-
schaft unverzichtbar. Die Unterstützung der Partnerschaft gehört
deshalb zu den Schwerpunkten bayerischer Agrarpolitik. Das er-
klärte Landwirtschaftsminister Josef Miller bei einer Tagung der
Bayerischen Akademie Ländlicher Raum e.V. in Roßhaupten.

Millers Worten zufolge ge-
hört die Sicherung der bäuerli-
chen Landwirtschaft und damit
der gepflegten Kulturlandschaft
zu den ureigensten Interessen der
Gemeinden. Die Kommunen sel-
ber gäben im Rahmen ihrer
Selbstverwaltung wichtige Im-
pulse für die Entwicklung der
bäuerlichen Betriebe. Ziel einer
zukunftsweisenden Strukturpoli-
tik sei es deshalb, auch den Länd-
lichen Raum als Wirtschafts-, Er -
holungs- und Naturraum gezielt
zu unterstützen. 

Von den Förderinstrumenten
wie Dorferneuerung, Flurneuord-
nung und Regionale Landent-
wicklung profitieren laut Miller
beide Seiten, denn: „Hilfen für
die Landwirtschaft sind immer
auch Hilfen für die Gemeinden.“
So verbessere die Flurneuord-
nung die landwirtschaftlichen
Produktionsbedingungen und lö-

se auf kommunaler Ebene Boden-
nutzungskonflikte wie zum Bei-
spiel beim Bau von Umgehungs-
straßen. Mit der Dorferneuerung
würden alte Ortskerne wieder be-
lebt. Gleichzeitig bekämen Land-
wirte durch die Verwertung funk-
tionsloser Gebäude Betriebsver-
mögen frei für Investitionen.

Aber auch die Gemeinden
können nach Millers Meinung
zum Erhalt der Betriebe beitra-
gen: So seien Landwirte mit
ihren Maschinen, Fach- und
Ortskenntnissen prädestiniert für
die Erledigung kommunaler Ar-
beiten. Zur Einkommenssiche-
rung trügen auch Kooperationen
mit Land- und Forstwirten zur
Nutzung von Bioenergie bei.
Entscheidend sei aber, dass die
Gemeinden bei der Bauleitpla-
nung die Entwicklungsmöglich-
keiten der örtlichen Betriebe stär-
ker berücksichtigten.                dho
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Von der Residenz zum 
Ausstellungs-Schloss

Kulturdenkmal ersten Ranges in Höchstädt vom Freistaat renoviert

Höchstädt/Donau (jdt). Zu den stolzesten Schlössern entlang der
Donau gehört die beinahe wie eine Burgfestung wirkende weit-
läufige Vierflügelanlage oberhalb der Stadt Höchstädt an der Do-
nau. Geprägt wird das mächtige Bauwerk vom hohen Bergfried,
der noch von der Vorgängerburg stammt, von bis zu über vier
Meter dicken Mauern und Rundtürmen an allen vier Ecken. In
der heutigen Form entstand das Schloss der Pfalzgrafen zu Neu -
burg zwischen 1589 und 1603. Das in den letzten Jahren vom Frei-
staat Bayern mit einem Aufwand von rund 30 Millionen Euro
gründlich renovierte Schloss birgt seit Mitte des Jahres 2002 eine
der bedeutendsten Einrichtungen des Bezirkes Schwaben, das
„Forum für schwäbische Geschichte“.

Das „Burgschloss“ auf einem
Bergsporn zwischen der nahen
Donau und dem Höchstädter
Stadtkern nimmt überregional
bedeutende Ausstellungen auf
und dient als eindrucksvoller
Rahmen für Veranstaltungen.
Zur wechselvollen Geschichte
des „festen Schlosses“ gehören
die Nutzung als Residenz, Wit-
wensitz, Landgericht, Rentamt,
Gefängnis, Sitz einer Polizeista-
tion, im 3. Reich als Arbeits-
dienstlager und Sammellager,
schließlich nach dem 2. Welt-
krieg als Caritas-Altersheim, das
von schlesischen Borromäerin-
nen geführt wurde.

Großes Glück 1945

Einen besonderen „Schutzen-
gel“ hatte das Schloss Höchstädt,
wie die Donaustädte allesamt
zwischen Passau und Neu-Ulm,
als es bei Kriegsende 1945 nicht
mehr zur vorgesehenen Donau-
Verteidigungs-Linie kam. Tau-
sende alliierter Flugzeuge waren
schon startbereit, um den von den
Nationalsozialisten propagierten
„Donau-Wall“ in Schutt und
Asche zu bombardieren. Die
vorrückenden Panzerverbände
der US-Armee sollten geschont
werden. Doch die schnelle Über-
windung der Donau, an der kaum
deutsche Truppenteile standen,
verhütete sonst kaum zu vermei-
dende schwere Zerstörungen.
Das Schloss Höchstädt hätte si-
cherlich zu den Hauptzielen, als
markanter „Punkt“ in der Donau-
ebene, gezählt.

Nach der Auflösung des Al-
tenheimes im Schloss schien 
das historische Bauwerk einem
Dornröschenschlaf anheim zu
fallen. Der Durchbruch zur Ret-
tung des vom Ruin bedrohten
und von Bäumen und viel

Buschwerk umschlossenen
großen Baukörpers war erreicht,
als er im Jahr 1979 von der
Bayerischen Schlösserverwal-
tung übernommen wurde. Nach
gründlicher Planung folgte ein
besonderer Kraftakt des Frei-
staates. Einbezogen in die um-
fangreichen Renovierungen
wurden auch die sehenswerte
Schlosskapelle und der weite
Schlosskeller. Das Großprojekt
war dem Staatlichen Hochbau-
amt Augsburg, unter Führung
des Leitenden Baudirektors 
Diplom-Ingenieur Bernhard
Schwarz, mit der Außenstelle
Donauwörth, unter Leitung von
Baudirektor Gerhard Riepl, und
mit dem örtlichen Bauleiter, Ar-
chitekt Karl Uhl, anvertraut. Ho-
he Leistungsanforderungen wa-
ren zu erfüllen.

Jetzt nach 
Stephanskirchen

In der zweiten Jahreshälfte
2002 bot das „Forum für Schwä-
bische Geschichte „ im Schloss
Höchstädt die vielbesuchte Son-
derausstellung „Lebensbilder -
Geschichte und Kunst in Bild-
nissen aus Schwaben“. Jetzt
wurde, bis zum 19. Oktober, die
eindrucksvolle Sonderausstel-
lung „In Bayern angekommen“
(Flucht - Vertreibung - Integrati-
on - Wiederaufbau) im „Forum“
„ untergebracht. Vom 25. Okto-
ber bis 30. November 2003 wird
sie im Ortsteil Schlossberg von
Ste-phanskirchen gezeigt. Vor-
her war die vielseitig ausgestat-
tete Sonderschau im Jahr 2003
in Viechtach Hof, Kitzingen und
Furth im Wald zu sehen.

Erster Standort der Wander-
ausstellung war im Herbst 2000
das Heimathaus Traunreut. Seit-
dem war sie durch alle bayeri-

schen Regierungsbezirke erfolg-
reich auf „Wanderschaft“. Orga-
nisiert wurde die Ausstellung
vom Haus der Bayerischen Ge-
schichte und dem Bayerischen
Sozialministerium. In Höchstädt
engagierten sich dazu der Bezirk
Schwaben und die Bayerische
Schlösserverwaltung.

Besonderes Niveau

Das besondere Niveau des
Dargestellten würdigten Staats-
ministerin Christa Stewens und
Staatssekretär Georg Schmid.
Betont wurde von ihnen, dass
neben der Tragödie der Vertrei-
bung, großer Not und erschüt-
ternden Dokumenten an ermu-
tigenden Beispielen spürbar
werde, dass sich Leistung auch
in scheinbar ausweglosen Si-
tuationen lohne.

Dokumentiert werden u.a.
die Heimatgebiete der von der
Vertreibung betroffenen 17
Millionen Deutschen, Zeitzeu-
genberichte, der Beitrag der
Vertriebenen zur Umwandlung
Bayerns in einen modernen In-
dustriestaat und das „geistige
Gepäck“ (Kunst und Kultur),
an einer Hörstation die Dia-
lekte und abrufbare Kochre-
zepte.

Erinnerung - Aussöhnung

Bei der zentralen Veranstal-
tung der Ausstellung in Höch-
städt betonte Bezirkstagspräsi-
dent Dr. Georg Simnacher, gera-
de weil die Erlebnisgeneration
schwinde, sei es nötig, auf die
schrecklichen Folgen von Ver-
treibungen hinzuweisen. Land-
rat Dr. Anton Dietrich stellte
heraus, mit der Ausstellung wer-
de an ein Kapitel der Geschichte
erinnert, das bisher recht stief-

mütterlich behandelt worden sei.
Jetzt müssten auch die Vertrei-
berstaaten bereit sein, das 1945
und danach Geschehene als das
zu deklarieren, was die Vertrei-
bung letztlich bedeute, „eine un-
auslöschliche Schande des 20.
Jahrhunderts.“

Rahmenprogramm

Das Rahmenprogramm der
Ausstellung eröffnete der
Schriftsteller Erich Pawlu (Trä-
ger des Sudetendeutschen Lite-
raturpreises) mit dem eindrucks-
vollen Erlebnisbericht „Heimat-
verlust und Neuanfang“. Über
die „Bukowina - Schweiz des
Ostens“ sprach Luzian Geier,
ein Beitrag von besonderem In-
teresse weil der Wanderausstel-
lung in Höchstädt die Schau
„Heim ins Reich“ (die Umsied-
lung der Deutschen der Bukowi-
na ab 1940) angegliedert wor-
den ist. Hinzu kamen der Vor-
trag von Manfred Bernard über
die Flucht 1945 von Breslau
nach Bayern und ein „Tag der
offenen Tür“. Am Sonntag, 19.
Oktober, 11 Uhr, berichten ein
Ehepaar aus dem Sudetenland
und Schlesien, Uta und Johan-
nes Schmidt, über das Schicksal
der „Präger-Gruppe“ aus Nord-
böhmen bzw. über einen 1000-
km-Pferdetreck aus Nieder-
schlesien nach Schloss Waller-
stein bei Nördlingen.

„Wie viel Leid - 
wie viel Tatkraft“

Im Gästebuch der Ausstellung
im Schloss Höchstädt haben Be-
sucher aus dem In- und Ausland
tief beeindruckt von der Ausstel-
lung reagiert. So heißt es unter
anderem: „Gott sei Dank musste
ich diese Zeit nicht erleben ...
Man wird wieder zufriedener“.
Prof. Hans Bruno Ernst und Gu-
drun Ernst schrieben: „wie viel
Leid ...wie viel Tatkraft. Wir
können alle daraus viel lernen,
gerade heute“. Ein Eintrag lau-
tet: „Erschütternd ... was müssen
meine Eltern nur durchgemacht
haben“.              ?

Vor Original-Flüchtlingsgepäck bei der zentralen Veranstal-
tung der Wanderausstellung über die Vertreibung im Schloss
Höchstädt (v. l.): Dr. Michael Henker, Bezirkstagspräsident
Dr. Georg Simnacher, der Kreisobmann der Dillinger Sudeten-
deutschen, Alfred Gabriel, Höchstädts Bürgermeisterin Hilde-
gard Wanner, Landrat Dr. Anton Dietrich. Bild: -jdt-

Fremdenverkehr im Landkreis Dillingen:

Professionelle 
Vermarktung geplant

Der Fremdenverkehr im Landkreis Dillingen soll belebt und
gestärkt werden. Nach den Vorstellungen von Landrat Dr. An-
ton Dietrich sollen deshalb die Kräfte der Region gebündelt
werden und gemeinsam eine professionelle Vermarktung auf-
gebaut werden. In einer Sitzung der konzertierten Aktion stell-
te der Landrat jetzt den Entwurf eines Tourismuskonzeptes
zur Diskussion, den Sven Hedicke, Tourismusfachkraft im
Landratsamt, in den vergangenen Monaten erarbeitet hat.

Die Basisdaten in dem Kon-
zept lassen deutlich die zuneh-
mende Bedeutung des Frem-
denverkehrs für Nordschwaben
erkennen. Während das Deut-
sche Wirtschaftswissenschaftli-
che Institut für Fremdenver-
kehr im Jahre 1995 insgesamt
310.000 Übernachtungen in den
beiden Landkreisen registrierte
waren es im Jahre 2001 bereits
420.000 Übernachtungen, das
ist eine Steigerung von 35 Pro-
zent. Mit einem weiteren An-
stieg der Übernachtungszahlen,
insbesondere aber auch der Ta-
gesgäste, durch das im Jahr
2002 eröffnete Legoland Günz-
burg muss gerechnet werden.
Sven Hedicke schätzt, dass die
direkten touristischen Ausgaben
der Gäste in Nordschwaben im
Jahre 2003 bei rund 130 bis 150
Millionen Euro liegen.

Großes Potenzial

„Bei diesen Zahlen wird das
große Entwicklungspotenzial
deutlich, das der Fremdenver-
kehr auch für den Landkreis
Dillingen bietet“, sieht der
Landrat ungenutzte Vorteile für
die Wirtschaft der Region.
Wenngleich der Tourismus bis -
lang im Landkreis Dillingen ei-
ne vergleichsweise bescheidene
Rolle spiele, ergäben sich neue
Chancen, die bei einem profes-
sionellen Marketing zu einer
deutlichen Belebung des Frem-
denverkehrs führen können.
Der Gast von heute interessiere
sich nicht mehr für einen Ort,
sondern zunehmend für eine
ganze Region. Die Urlauber
machen nicht Ferien in Florenz
oder Siena, sondern in der Tos-
kana. Auf den Raum Dillingen
übersetzt bedeute die Entwick-
lung, dass nicht nur das Lego-
land in Günzburg angesteuert
wird, sondern ein Urlaub in
Schwaben geplant ist.

An diesem Punkt, so der
Landrat, gelte es anzusetzen.
Der Landkreis habe eine nicht
zu unterschätzende Bedeutung
als (Nah-)Erholungsgebiet ins-
besondere auch für Besucher
und Gäste aus dem Raum Augs-
burg, sowie dem ostwürttem-
bergischen Gebiet um Heiden-
heim und Aalen und der Region
Göppingen. 

Auch Sven Hedicke sieht her-
vorragende Ansätze zur weite-
ren Belebung des Fremdenver-
kehrs, insbesondere mit Blick
auf attraktive Erholungsmög-
lichkeiten an den Badeseen des
Landkreises, die sich auch her-

vorragend für Wassersport eig-
nen. „Für Familien mit Kindern
stehen Baden und Wassersport
häufig an erster Stelle ihrer Ur-
laubsvorstellungen“, bestätigte
IHG-Vorsitzender Winfried
Seitz und verwies auf die un-
glaubliche Entwicklung an der
fränkischen Seenplatte. Der Ab-
geordnete Georg Winter stimm-
te hier zwar zu, gab aber zu be-
denken, dass im Landkreis Dil-
lingen ein ausgeprägter Bade-
tourismus häufig offenbar gar
nicht gewollt sei. Auflagen zur
Verfüllung und Renaturierung
behinderten vielfach die Nut-
zung der Badeseen. 

Künftige Rechtsform
unstrittig

Unstrittig war nach der Dis-
kussion der verschiedenen
Möglichkeiten die künftige
Rechtsform für eine Tourismus-
organisation. Künftig soll der
„Verein für Naherholung“ die
Basis für eine Organisation bil-
den, für die noch ein pfiffiger
Name gefunden werden muss.
Dieser Verein soll dann in neuer
und verbesserter Struktur eine
aktive und zielgerichtete Ver-
marktung der Region Dillingen
übernehmen. Dazu benötigt die
neue Organisation allerdings
auch eine ordentliche finanziel-
le Ausstattung, die neben den
Kosten für einen Geschäftsfüh-
rer von Sven Hedicke mit min-
destens 100.000 Euro jährlich
beziffert wurde. Dazu gebe es
eine Reihe von Vorschlägen, die
insbesondere auf die Werbung
neuer Mitglieder zielten. But-
tenwiesens Bürgermeister Leo
Schrell will stärker als bisher
die Wirtschaft ins Boot holen.
Dabei soll auch die nicht-
deutschsprachige Gastronomie
angesprochen und eingebunden
werden. 

Diskussionswürdig war auch
der Vorschlag, die Beiträge für
Privatpersonen und die Gastro-
nomie zu staffeln. Grundlage
dafür könnten in der Gastrono-
mie beispielsweise die Über-
nachtungszahlen des einzelnen
Unternehmens sein. Über die
Finanzierung werden die Wirt-
schaftsvereinigungen und die
Bürgermeister des Landkreises
bereits in ihren nächsten Sitzun-
gen diskutieren, denn die
Grundlagen für eine neue
Rechtsform der Fremdenver-
kehrsorganisation sollen nach
den Vorgaben von Landrat Die-
trich spätestens bis Ende des
Jahres vorliegen. DK

7. Gunzenhäuser IuK-Tage
Gunzenhausen (wefa) - Viel ist von der Anfangseuphorie nicht
übrig geblieben. E-Government, also Verwaltungsabläufe per In-
ternet, leiden unter den knappen Geld der Kommunen. Die mei-
sten Projekte, in die sich einzelne Gemeinden und Städte vorge-
wagt hatten, sind inzwischen gestoppt worden. „Kurzfristig viel-
leicht eine Lösung, auf Dauer aber eine Sackgasse“, sagt dazu die
Projektleiterin Gertraud Kast von der Bayerischen Akademie für
Verwaltungs-Management.

Auf den „7. Gunzenhäuser IuK-Tagen“ erfuhren an die 70 Bürgermei-
ster, Behördenleiter, EDV-Organisationsleiter und Führungskräfte der
kommunalen  Verwaltung, die schonungslose Wahrheit: Die meisten
öffentlichen Verwaltungen sind noch weit davon entfernt, wirklich
schlank und effizient zu arbeiten. Bei den behördenübergreifenden Ar-
beitsabläufen und auch in den einzelnen Verwaltungen stecken noch
enorme Rationalisierungspotenziale. Für Dr. Günter Paul, dem Ta-
gungsleiter, stellt sich die Frage: Wie viel E-Government braucht eine
Kommune, um rationell, kostengünstig und bürgerfreundlich den
zukünftigen Ansprüchen zu genügen und die Möglichkeiten der heuti-
gen Technik optimal zu nutzen? 
Einer, der Antworten gab, war der Putzbrunner CSU-Bürgermeister
Josef Kellermeier (siehe Bild), dessen webbasiertes Rats- und Infor-
mationssystem Preisträger beim Wettbewerb „Innovative Verwaltung
2003“ war. Von der Abmeldung des Hundes über die Urkunde aus
dem Geburtenbuch, der Ausstellung einer Personenstandskurkunde
bis hin zur  Briefwahl reichen in seiner Gemeinde die Onlinemöglich-
keiten für den Bürger.  Von den Erfahrungen der Stadt Hagen (Preisträ-
ger des 6. Speyerer Qualitätswettbewerbs 2002), des virtuellen Bau-
amts der Stadt Esslingen (Gewinner beim 3. E-Government-Wettbe-
werb) und des Bücherei-online-Projekts der Stadt Würzburg (Bayer-
nOnline-Preis 2003) konnten die Teilnehmer des Gunzenhäuser Semi-
nars profitieren.                                                                        Bild: Falk

Ingolstädter Künstlerinnen Tage 2003:

„Der Oktober ist eine Frau“
Die Künstlerinnentage sind längst zu einem festen Bestandteil im
kulturellen Leben der Stadt Ingolstadt geworden. Der Gleichstel-
lungsstelle und den Mitveranstaltern ist es heuer bereits zum ne-
unten Mal gelungen, für den gesamten Oktober Künstlerinnen
aus vielen Teilen Deutschlands, Europas und den USA einzuladen.
Somit steht die Vielfalt künstlerischer Ausdrucksformen und Lei-
stungen von Frauen unverrückbar im Mittelpunkt. 

Die Besucherinnen und Besu-
cher können in diesem Rahmen
die Bandbreite weiblichen
Kunstschaffens verfolgen, ge-
nießen und diskutieren. Laut
Oberbürgermeister Dr. Alfred
Lehmann setzen die Künstlerin-
nentage ein Zeichen, um den
Anteil an Künstlerinnen in der
öffentlichen Würdigung und
Präsentation zu erhöhen und
fördern dadurch die Gleichstel-
lung von Frauen in der Gesell-
schaft.

Enormes Spektrum

Mit dieser deutschlandweit
einmaligen Veranstaltungsreihe
wird gleichzeitig die Kultur-
landschaft in Ingolstadt berei-
chert. Präsentiert wird heuer im
Kabarettbereich ein großes
Spektrum aus Süd-, Nord-,
West-, und Ostdeutschland. Un-
ter anderem treten die  Well-
küren, ein bayerisches Musik-
Kabarett der Extraklasse auf. 

Nach der erfolgreichen Zu-
sammenarbeit mit dem Audi
Forum Ingolstadt im vergange-
nen Jahr konnte zudem die Pro-
grammkinoreihe weiter ausge-
baut werden. Vor allem kom-
men die Freunde der internatio-
nalen und nationalen Musiksze-
ne nicht zu kurz: Im Rahmen
des 20-jährigen Bestehens der
Kleinkunstbühne Neue Welt
sind große Stars im kleinen
Rahmen zu erleben. Die Musi-
kerinnen kommen aus Australi-
en, England, Italien, Irland und
den USA. Deutsche Stars wie
Helen Schneider und Nina Ha-
gen treten im Festsaal des Thea-
ters Ingolstadt auf.

In Zusammenarbeit mit der
Buchhandlung Schönhuber und
der Stadtbücherei konnten darü-
ber hinaus mit Christa Hein und
dem „literarischen Fräulein-
wunder“ Alexa Hennig von
Lange zwei sehr unterschiedli-
che und interessante Schriftstel-
lerinnen gewonnen werden. DK
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Landkreis Amberg-Sulzbach:

Wirtschaftsförderung
ist Chefsache

Wirtschaftsförderung ist sowohl bei Amberg-Sulzbachs Land-
rat Armin Nentwig als auch bei Ursensollens Bürgermeister
Franz Mädler „Chefsache“. Dies betonten beide beim ersten
vom Landrat initiierten Gewerbetag im Landkreis, der bei
Handel und Gewerbe in Ursensollen auf große Resonanz stieß.
Für Nentwig und Mädler bedeutet dies nach eigenen Worten,
dass man sich sowohl um die Anliegen der bestehenden Firmen
kümmert als auch um Neuansiedlungen bemüht ist. Ursensol-
len biete als Wirtschaftsstandort durch seine prädestinierte
Lage ideale Voraussetzungen, betonte Mädler. 

Derzeit gibt es laut Mädler
in der Gemeinde rund 280 Ge-
werbetreibende, die rund 530
Leute beschäftigen. Beson-
ders attraktiv für Firmen dürf-
te der Gewerbesteuerhebesatz
sein, der derzeit der niedrigste
im Landkreis ist. Bereits in
Planung befindet sich das
neue Gewerbegebiet, direkt an
der Autobahn gelegen. Vieles
deute darauf hin, dass sich
auch ausländische Unterneh-
men in Ursensollen niederlas-
sen werden.

Beratung „vor Ort“

Was der Staat derzeit an Re-
gional- und Mittelstandsförde-
rung gewähren kann, erläuter-
te der am Landratsamt zustän-
dige Sachbearbeiter Harald
Herrle. Er bot den Firmenver-
tretern neben einem kompakten
Überblick beim Gewerbetag
umfangreiches aktuelles Infor-
mationsmaterial und persön-
liche Beratung „vor Ort“ im
Betrieb an. 

In der regionalen Wirt-
schaftsförderung beispielswei-
se schwanken die Zuwendun-
gen zwischen 7,5 Prozent für
mittlere Unternehmen und 15
Prozent für Kleinbetriebe.
Landrat Armin Nentwig er-
gänzte die Informationen Herr-
les mit dem Appell, auch Mittel
aus dem Fördertopf Maxhütte
in Anspruch zu nehmen.

Neues Kreditrating

Mit „Rating und Basel II -
Hindernis oder Hilfe?“ sprach
Harald Küffner von der Raiff-
eisenbank ein Thema an, das
vielen Unternehmern auf den
Nägel brennt. Dies zeigte sich
auch bei einer abschließenden

lockeren Gesprächsrunde. Der
Referent riet dazu, sich genau
über das neue Kreditrating zu
informieren. Ein Beratungsge-
spräch beim Geldinstitut ma-
che eine gute Vorbereitung
notwendig. Eine wichtige Vor-
aussetzung für eine gute Ra-
ting-Note sei, dass der Bank
die erforderlichen Zahlen und
Informationen vorliegen.

Je mehr ein Unternehmer
selbst über seine Stärken und
Schwächen wisse, desto leich-
ter könne er notwendige Ver-
änderungen anstoßen und da -
mit sein Rating verbessern, be-
tonte Küffner. Rechtzeitiges
Aufeinanderzugehen, Offen-
heit, Ehrlichkeit und die Be-
reitschaft zur Veränderung sei
das richtige Verhalten des Un-
ternehmers beim Rating.

PTG-Angebote

Auf großes Interesse der
Zuhörer stießen die Informa-
tionen über die personellen
Angebote, die die Projekt- und
Trainingsgesellschaft (PTG)
bietet. Diese gemeinnützige
Einrichtung kümmert sich um
die Weiterqualifizierung und
Vermittlung von Personen, die
durch die Schließung der
Maxhütte ihren Arbeitsplatz
verloren haben.

Vereinfacht gesagt kann je-
des Unternehmen, das Perso-
nalbedarf hat, die Bewerber der
PTG ohne jedes Risiko und oh-
ne Kosten über einen bestimm-
ten Zeitraum bei sich im Be-
trieb testen. Ein dickes Lob für
das gute personelle Angebot
der PTG kam spontan von Bür-
germeister Mädler, der mit drei
Kräften der PTG am Gemein-
debauhof beste Erfahrungen
macht. DK

Neues Marketingkonzept:

„Niederbayern oben auf“
Marketing ist nicht alles, doch ohne Marketing läuft wenig. Das
gilt nicht nur für Firmen und Produkte, sondern zunehmend
auch im Wettstreit der Regionen um ansiedlungswillige Betrie-
be, qualifizierte Arbeitskräfte und erholungsuchende Touristen.
Der Bezirk Niederbayern jedenfalls ist entschlossen, die Chan-
cen des Regionalmarketing offensiv zu nutzen. Mit dem Slogan
„Niederbayern oben auf“ präsentiert er sich selbstbewusst  als
zukunftsgewandtes Land  - weltoffen und heimatverbunden,
wirtschaftsstark und reich an Natur und Kultur.

Ziel des neuen Marketing-
konzeptes ist es, Niederbayern
als Marke zu etablieren, die
für eine moderne Region mit
leistungsstarker Infrastruktur,
innovative Unternehmen, gut
ausgebildete Arbeitskräfte, für
bürgernahe Verwaltung und
vielfältige Bildungsangebote,
aber ebenso für hohen Frei-
zeit- und Erholungswert und
intakte Naturräume steht. Und
so konzentriert sich das Mar-
ketingkonzept des Bezirks in
„Top-Themen“ auf die Stärken
Niederbayerns und versucht,
sie im öffentlichen Bewusst-
sein zu verankern.

Rascher Zugang in alle Welt

Niederbayern, das nach dem
Fall des Eisernen Vorhangs
und der EU-Erweiterung im
nächsten Jahr in wieder ge-
wonnener zentraler europäi-
scher Lage zu einer der inte-
ressantesten Regionen gehört,

gewinnt vor allem durch sei-
ne moderne, gut ausgebaute 
Verkehrsinfrastruktur, dessen
weiterer Ausbau nach Tsche-
chien zügig voran getrieben
wird: Sein Straßen- und Schie-
nennetz erschließt Europa
nach allen Himmelsrichtun-
gen. Mit der Donau verfügt
Niederbayern über eine Was-
serstraße, die den kostengün-
stigen und umweltschonenden
Transport an die Nordsee und
bis ans Schwarze Meer gestat-
tet. Und die Nähe zum Flugha-
fen München II eröffnet Nie -
derbayern den raschen Zugang
in alle Welt.

Längst in der ersten Liga

Kein Wunder also, wenn der
Bezirk stolz auf moderne, in-
ternational höchst wettbe-
werbsfähige Gewerbebetriebe
in Niederbayern verweisen
kann - vom weltbekannten Au-
tomobilhersteller und vom

Maschinenbauer über die
Elektrotechnik und die Infor-
mationstechnologie bis hin 
zur Glasproduktion im Bayeri-
schen Wald. Und „Made in
Niederbayern“ ist begehrt:
Rund 50 Prozent der hier er-
zeugten Produkte gehen in
den Export. Damit ist Nieder-
bayern der exportstärkste
bayerische Regierungsbezirk.
Doch Niederbayern steht
nicht nur für Gewerbefleiß.
Auch im Dienstleistungssek-
tor Tourismus, im Gesund-
heits- und Wellnessbereich
spielt die Region längst in der
ersten Liga. Das Bäderdreieck
und der Bayerische Wald sind
Schwerpunkte der „weißen
Industrie“. 

Besondere Stärken

Zu den besonderen Stärken
der Region zwischen Landshut
und Bayerischem Wald, zwi-
schen Kelheim und Passau
zählt der Bezirk auch die vor-
bildliche Bildungsinfrastruk-
tur. Ein gut ausgebautes Netz
von allgemeinbildenden Schu-

len und Berufsschulen sowie
die beiden Fachhochschulen
in Landshut und Deggendorf
und die Universität Passau
sind die Grundlage für ein
hoch qualifiziertes Arbeits -
kräftepotenzial.

Im Vorteil sieht sich der Be-
zirk auch im direkten Ver-
gleich mit der Region Mün-
chen. Immerhin liege die
Kaufkraft, so Bezirkstagsprä-
sident Manfred Hölzlein, um
zehn Prozent über der des Bal-
lungsraums München. Die Im-
mobilienpreise seien sogar bis
zu einem Viertel niedriger.

Das Image schärfen

Insgesamt, da sind sich die
Verantwortlichen des Bezirks
sicher, wird Niederbayen sei-
nen Platz „oben auf“ stärken
und ausbauen. Mit dazu bei-
tragen wird das neue Regio-
nalmarketing-Konzept, dessen
wesentliche Botschaften durch
Menschen aus der Region -
beispielsweise von Unterneh-
mern, Künstlern und Sportlern
- vertreten und verbreitet wer-
den sollen. Ziel der Personali-
sierung sei es, so Hölzlein, re-
gionale Identität nach innen zu
schaffen und das Image Nieder-
bayerns nach außen zu schärfen
und zu profilieren. DK

Neuwahl der Kreisvorstandschaft der KPV im Landkreis
Roth. Von rechts: Kreisvorsitzender Gerhard Lunz, Stellver-
treterin Lissy Wild-Heyder und Bezirksvorsitzender Peter
Grimm.                                                                                                        ?

KPV im Landkreis Roth:

Gerhard Lunz als
neuer Hoffnungsträger

Gerhard Lunz heißt der neue Hoffnungsträger der Kommu-
nalpolitischen Vereinigung (KPV) im Landkreis Roth. Ein-
stimmig wurde er bei der Mitgliederversammlung im Gasthof
Glauber in Büchenbach gewählt.

Damit, so KPV-Bezirksvor-
sitzender Peter Grimm aus
Roth, verknüpfe er die Hoff-
nung auf eine erfolgreiche Ar-
beit im Landkreis Roth. Ger-
hard Lunz sei für sein außeror-
dentliches Engagement bekannt
und verfüge über ein immen-
ses kommunalpolitisches Wis-
sen aus seinen langjährigen
Tätigkeiten als Gemeindekäm-
merer und Bürgermeister.

Wichtigstes Instrument

Die Kommunalpolitik ist
nach Darstellung von Gerhard
Lunz nicht losgelöst von 
der überregionalen Politik, son-
dern ein Teil davon. Die Ge-
meinden seien abhängig von der
Politik im Land und im Bund,
was insbesondere die Finanzie-
rung angeht. Dabei müsse die
Kommunalpolitik bestrebt sein,
die kommunale Selbstverwal-
tung als ihr wichtigstes Instru-
ment zu bewahren.

Gerade hier habe die kommu-
nale Familie in der KPV einen
starken Anwalt zur Wahrung der
gemeindlichen Rechte. Kom-
munalpolitikerinnen und -politi-
ker der CSU kämpften für ihre
Gemeinden vor Ort um Verbes-
serung der Wohnqualität, um
Personennahverkehr, um Ent-
wicklungsmöglichkeiten, um
funktionierende Wasserversor-

gung und Abwasserbeseiti-
gung und vieles mehr, ohne je-
doch die Weitsicht der Proble-
me zu verlieren, die Land,
Bund und EU an die Gemein-
den herantragen. Hier könne
die große kommunalpolitische
Familie der CSU Druck auf
die Politik ausüben, die Sor-
gen und Nöte der Gemeinden
ernst zu nehmen.

Null Toleranz

Dies unterscheide die KPV,
so Lunz, wohlwollend von un-
abhängigen Wählergruppen, die
hilflos mit ansehen, wie die Ge-
meinden langsam, aber sicher
ausbluten. Die Landtagswahl
habe gezeigt, dass der Wähler
nicht mehr bereit ist, Konzept-
losigkeit zu tolerieren, sondern
habe sich in beeindruckender
Weise für die Politik der CSU
ausgesprochen.

Als Stellvertreter im Kreis-
vorsitz der KPV wurden Lissy
Wild-Heyder und Günter Gräf
gewählt. Zur Vervollständigung
der Kreisvorstandschaft gehören
die Beisitzer Karin Halbig (Hei-
deck), Beate Ott (Wendelstein),
Brigitte Bär-Wurdinger (Büchen-
bach), Ralph Edelhäußer (Roth),
Otto Körner (Hilpoltstein),
Heinz-Peter Bieberle (Roth),
Peter Grimm (Roth) und Hans-
Peter Auer (Roth).                 ?

Umweltbildungs-Projekt „InnBrücke 21“:

Vernetzung heißt
das Zauberwort

Der Name ist Symbol und Programm: „InnBrücke 21“ heißt
ein neues Umweltbildungs-Projekt der Landvolkshochschule
Niederalteich im Landkreis Deggendorf. Das Ziel: Gemeinden
in Ostbayern und Oberösterreich, die einen lokalen Agenda-
21-Prozess gestartet haben oder starten wollen, sollen sich ver-
netzen und so den Gedanken der Nachhaltigkeit buchstäblich
auf eine breitere Basis stellen. 

Neben dem praktischen Er-
fahrungsaustausch zwischen den
Agenda-21-Akteuren diesseits
und jenseits des Inn bildet ein
grenzübergreifender Qualifizie-
rungs-Lehrgang einen Schwer-
punkt des Projektes: Über einen
Zeitraum von zehn Monaten
können sich Interessierte das
„Handwerkszeug“ für Lokale
Agenda-Prozesse aneignen. Die
Themen der einzelnen Kursmo-
dule reichen von „Grundlagen
der Projektarbeit“ über „Aktivie-
rung“ und „Moderation“ bis hin
zum Eruieren von möglichen
Fördergeldern. Am Ende des auf
drei Jahre angelegten „Inn-
Brücke“- Projektes soll das Netz-
werk von sich aus neue grenzü-
berschreitende Nachhaltigkeits-
Initiativen hervorbringen. 

Finanziert wird das Projekt
durch Interreg-3a-Mittel der
Europäischen Union und aus
dem „Allgemeinen Fonds zur
Förderung der Umweltbildung“
der Bayerischen Staatsregie-
rung. Auf bayerischer Seite ha-
ben auch die Landkreise Passau,
Altötting und Deggendorf ihre
finanzielle Unterstützung zuge-
sagt. „Wir erhoffen uns von dem
Projekt“, so der Deggendorfer
Landrat Christian Bernreiter, „ei-
nen neuen Schwung für die
Agenda 21 in unseren Gemein-
den!“ Offen ist noch eine Betei-
ligung des Landkreises Rottal-
Inn; dort hatte sich der Kreisaus-
schuss zuletzt nicht zum Mitma-
chen durchringen können. 

„Ich glaube, wir können von
unseren österreichischen Nach-
barn viel lernen“, begründet der
Passauer Landrat Hanns Dorf-
ner sein Engagement für die
„InnBrücke“. Die Region dies-
seits und jenseits des Inn sei 
ein „gemeinsamer Kulturraum“;

auch die Besinnung darauf
könnte heute für die Agenda 21
neue Impulse bringen. 

„Die Agenda 21 lebt!“, ist
auch der Leiter der Landvolks-
hochschule Niederalteich, Dr.
Josef Rehrl, überzeugt. Das An-
liegen der Konferenz von Rio
1992 müsse in den Gemeinden
vor Ort immer wieder kreativ
und mit Geduld in Projekte um-
gesetzt werden. „Damit dabei
die Luft nicht ausgeht, ist die
Arbeit in Netzwerken unab-
dingbar.“ Die regelmäßigen
Kontakte nach Österreich und
der gemeinsame Lehrgang
könnten zu wertvollen „Tank-
stellen“ in einem Entwicklungs-
Prozess werden, der eben erst
begonnen habe.                       DK

Größtes deutsches Auenprojekt:

Offizieller 
Startschuss

„Zwischen Neuburg und In-
golstadt wird Deutschlands
größter Auwald wieder natür-
lich.“ Dieses Versprechen brach-
te Umweltminister Werner
Schnappauf ins Schloss Grünau
bei Neuburg mit. Zusammen
mit Neuburg-Schrobenhausens
Landrat Dr. Richard Keßler, In-
golstadts Oberbürgermeister Dr.
Alfred Lehmann und dem Ge-
neraldirektor des Wittelsbacher
Ausgleichsfonds, Georg Graf
von Schall-Riaucour, gab er
jüngst den offiziellen Start-
schuss für das größte deutsche
Auenprojekt. „Zwischen Neu-
burg und Ingolstadt wird der
Auwald renaturiert und die Do-
nauauen dynamisiert. Damit
entsteht der größte deutsche Au-
wald, einer der größten ganz
Europas. Die Donau wird damit
in ihrer Funktion als europäi-
sche Biotopverbundachse ent-
scheidend aufgebessert“, so der
Minister.

Landrat Keßler zeigte sich von
den Aussagen Schnappaufs er-
freut: „Die Idee, die Vision einer
Wiederbelebung der Aue, um die
wir uns in guter Zusammenarbeit
mit der Stadt Ingolstadt seit 1997
bemühen, kann jetzt in die Rea-
lität umgesetzt werden. Das Pro-
jekt hat Modellcharakter, es
dient den Belangen des Hoch-
wasserschutzes, des Natur- und
Artenschutzes.“                     DK
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„Da hat einer kalte Füße
bekommen als er sich klar-
machte, dass er es mit heiß-
blütigen bayerischen Bürger-
meistern zu tun bekommt.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
war sichtlich enttäuscht, als
er das Mail der „Gemeinde-
zeitung“ las. Darin wurde
mitgeteilt, dass Bundesfinanz-
minister Eichel den Kommu-
nal-Gipfel auf dem Nebelhorn
hatte platzen lassen. 

Eichel sollte auf Einladung des Kommunal-
Fachblatts eine Diskussion zum Thema Ge-
meindefinanzreform bestreiten. 24 Stunden vor
der Veranstaltung zogen die in Berlin die Not-
bremse: Der Minister kann nicht kommen, weil
ihn der im Ural weilende Kanzler verdonnert
habe, eine Gesprächsrunde im Kanzleramt zu
leiten. Eine klassische „der Ober sticht den Un-
ter“-Situation, für die eigentlich alle bayeri-
schen Kartler viel Verständnis haben. 

Dennoch macht man sich so seine Gedanken.
Es sollten eigentlich schon sehr massive Grün-
de im Raume stehen, wenn man 160 Bürgermei-
ster, Oberbürgermeister und Landräte so kurz
vor knapp sitzen lässt. Vielleicht lag es am Ver-
anstaltungsort? Gut möglich, dass der Bundes-
finanzminister zur Zeit allergisch auf alpines Vo-
kabular reagiert, türmt sich vor den Finanzpoli-
tikern doch ein Gebirge aus Problemen, sind die
Staatsfinanzen keineswegs „über den Berg“ und
steuert Deutschland auf einen neuen „Gipfel der
Verschuldung“ zu. Natürlich nehmen sich die
1932 Meter, die das Nebelhorn über Meeres-
höhe liegt eher bescheiden aus, verglichen mit
42 Milliarden Euro, die im Jahre 2003 als Bun-
desschulden aufgetürmt werden. Aber vielleicht
ist Eichel ja auch schon bei vergleichsweise klei-
neren Höhen nicht schwindelfrei?

Wahrscheinlich kann man ihm keinen Vor-
wurf machen, dass er dem Verdikt seines Chefs
folgte und sich dem Gespräch mit der kommu-
nalpolitischen Basis verweigerte, um irgend-
eine der unzähligen Regierungskommissionen
mit seiner Anwesenheit zu schmücken. Schließ-
lich hat der Basta-Kanzler in seiner kurzen
Amtszeit schon Dutzende Minister verschlissen.
Aber besser aufgehoben wäre er im Allgäu ge-

wesen. Da hätte er mal Erfah-
rungen gemacht, wie sie für
diese Bundesregierung Selten-
heitswert haben: Fundierte
Diskussionen und ungeschönte
Zustandsbeschreibungen.

Bayern ist ja für die rot-grü-
nen Berliner das südliche Ter-
ritorium, in das man sich nicht
gerne wagt, nicht mal zu den
eigenen Genossen, von denen
man so wenig hält, dass man
ihnen nicht mal Entwicklungs-

hilfe teilhaftig werden lässt. 
Ist es die Scheu vor dem Unbekannten - viel-

leicht vor der Kunst des erfolgreichen Regie-
rens? Fürchtet man die Begegnung mit einer
Wirklichkeit, die so auffällig mit den Bro-
schüren des eigenen Presse- und Informations-
amts kontrastiert? Möchte man sich nicht dem
ungeschminkten, schnörkellosen Wort ausset-
zen, das die Eingeborenen in Bayern auszeich-
net und das Kritik auch mal direkt artikuliert?
Die Diskussion wäre heiß geworden, aber die
Atmosphäre garantiert herzlicher als um den
Gefrierpunkt (wie draußen). Schließlich sind
die Bayern gastfreundlich.

Jedenfalls tun mir die tüchtigen Organisato-
ren der „Gemeindezeitung“ leid, die selbst dem
Wetter noch was Gutes abgewonnen haben und
eine Rodelbahn präparieren ließen. Da hätte
Eichel gleich selbst ausprobieren können, wie
schnell es abwärts gehen kann. Und auch das
Problem mit dem Nebel und der schlechten
Sicht hätte das GZ-Team hingekriegt. Die hät-
ten Eichel nicht so orientierungslos gehalten
wie seine Beamten in Berlin.

Nun, es hat nicht sollen sein. So wird mein
Chef alle seine Fragen, Analysen, Zahlenrei-
hen, und was er sich sonst noch akribisch für
den Termin notierte, in einen Brief an Eichel
zusammen fassen. Hoffen wir mal, dass er
mehr bekommt als die nichtssagende Antwort
eines Abteilungsleiters „Ihre Argumente wer -
den geprüft“.

Zur Würze des Schreibens lege ich dem Bür-
germeister ein Kalenderblatt hin, das den ehe-
maligen Gymnasiallehrer Eichel nachdenklich
machen könnte. Ernst von Feuchtersleben sag-
te einmal: „Das wichtigste Resultat aller Bil-
dung ist die Selbsterkenntnis.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Der Bürgermeister 
wäre mit Eichel 

Schlitten gefahren

Auftaktveranstaltung des Netzwerkes UNSER LAND:

Gelungenes Fest auf dem
Münchner Marienplatz

„München und sein Umland - Leben miteinander und voneinan-
der“ - dies war das Motto der Veranstaltung am 3. Oktober. Der
Anlass: das Netzwerk UNSER LAND weitet sein Engagement im
Rahmen einer Stadt-Land-Partnerschaft auf die Landeshaupt-
stadt und den Landkreis München aus. Für die Bürger bedeutet
dies umfassende Information und Aktivierung des Bewusstseins
für regionale Kreisläufe und den Wert des Lebensmittels. 

„Im Namen aller Münchner
möchte ich mich ganz herzlich
für dieses gelungene Fest und das
beeindruckende Engagement
beim Netzwerk UNSER LAND
bedanken!“ Sicher sprach dieser
Münchner nicht im Namen aller
Bürger der Stadt, als er spontan
und sehr emotional seine Mei-
nung den Organisatoren kundtat. 

Und doch war es ein repräsen-
tativer Eindruck der Stimmung,
die am 3. Oktober auf dem 
Münchner Marienplatz trotz Re-

obermeister das Brot als die
Früchte der menschlichen Arbeit
vor den Altar. Das Netzwerk UN-
SER LAND feierte anschließend
auf dem Marienplatz mit einer
großen Auftaktveranstaltung die
Ausweitung seines Engagements
auf die Landeshauptstadt und den
Landkreis München. Ab sofort
können die Münchner das Ziel
des Netzwerkes aktiv unterstüt-
zen. UNSER LAND möchte die
Lebensgrundlagen von Men-
schen, Tieren und Pflanzen in den

tenden Solidargemeinschaft
BRUCKER LAND gründete.
Die gute Akzeptanz der Verbrau-
cher in den neun zum Netzwerk
gehörenden Landkreisen  war die
Basis der Entscheidung zur Stadt-
Land-Partnerschaft. UNSER
LAND setzt auf das Bewusstsein
und die kritische Entscheidung
der Münchner beim Einkauf.
Denn mit jeder Scheibe UNSER
LAND Brot und mit jedem Glas
UNSER LAND Milch nehmen
die Münchner nicht nur qualitativ
hochwertige Nahrung zu sich, sie
unterstützen auch den Grundge-
danken und sichern so die Wirt-
schaftlichkeit des Konzeptes.
Alois Glück, Schirmherr von
UNSER LAND, brachte es auf
den Punkt: „UNSER LAND
denkt über die Nützlichkeit des
Ertrages hinaus. Wirtschaftliche
Grundlagen kann man nicht nur
mit guten Gedanken und Idealis-
mus schaffen. Bei UNSER
LAND verbindet sich in großarti-
ger Weise, das, was an innerer
Bereitschaft und Gesinnung da
ist, mit ökonomischer Logik.“

Strenge Richtlinien

Die UNSER LAND Lebens-
mittel werden nach strengen
Richtlinien erzeugt. Es gibt einige
Bio-Produkte aber auch viele
konventionell erzeugte Lebens-
mittel, die allerdings den strengen
Richtlinien von UNSER LAND
entsprechen müssen. Diese Richt-
linien gehen weit über die staatli-
chen Forderungen hinaus. Daher
ist auch der Preis für die UNSER
LAND Lebensmittel um durch-
schnittlich zehn Prozent höher.
Die zweite Bürgermeisterin der
Stadt München und Schirmherrin
der Veranstaltung, Dr. Gertraud
Burkert, appellierte bei ihrer An-
sprache an das Qualitätsbewusst-
sein der VerbraucherInnen und
schilderte ein anschauliches Bei-
spiel dazu: „Ein Franzose sagte
mir einmal: ‚Die Deutschen ge-
ben für ihre Kücheneinrichtung
mehr aus als für das, was darin
gekocht wird!’ Dies ist etwas, das
wir eigentlich im Interesse unse-
rer Gesundheit und Umwelt än-
dern sollten.“

Die Stadt lebt vom Land

Einer der Ehrengäste war Ge-
sundheitsminister Eberhart Sin-
ner. In einer Interviewrunde hob
er die Stadt-Land-Partnerschaft
hervor: „Diejenigen, die in den
Landkreisen die Initiative ergrif-
fen haben, gehen jetzt nach Mün-
chen und decken den Bürgerin-
nen und Bürgern der Landes-
hauptstadt sozusagen den Tisch in
einer Weise, wie es bisher noch
nie da gewesen ist. Und damit
wird deutlich: die Stadt lebt vom
Land.“ Auch Sepp Dürr, Vorsit-
zender der Grünen im Landtag,
befürwortet UNSER LAND. Er
sieht vor allem die Chance zur
Weiterentwicklung: „Was ich mir
natürlich wünschen würde, ist,
dass UNSER LAND ein Stück
weiter geht und tatsächlich die
Bewirtschaftung noch stärker in
Richtung Bio umstellt.“

Präsentation

Neben den Ansprachen, den
musikalischen Einlagen und den
interessanten Interviewrunden
widmeten sich an den Informati-
onsständen die ehrenamtlichen
Mitarbeiter der acht Solidarge-
meinschaften dem Interesse der
zahlreich erschienenen Münch-
ner. Die beeindruckende Präsen-
tation der Landwirtschaft mit
dem Thema „Vom Korn zum
Brot“ mit Müllerei und Bäckerei
fand bei den Gästen schließlich
besonders großen Anklang.       ?

Herausragende Bezirkstagspräsidenten
würdig verabschiedet 

Kommunalminister Dr. Günther Beckstein hat am 8. Oktober
in Kloster Irsee, sowie Tags darauf in Bayreuth und Ansbach
die drei langjährigen Bezirkstagspräsidenten Dr. Georg Sim -
nacher (Schwaben), Edgar Sitzmann (Oberfranken) und Gerd
Lohwasser (Mittelfranken) aus ihren Ämtern verabschiedet. 

„Georg Simnacher hat
Schwaben mit ehrlicher Sorge
um die Nöte der Menschen, sei-
nem aufrichtigen Bemühen um
ausgewogene Lösungen und
seiner Liebe zur Heimat kultu-
rell und sozial in 29 Jahren als
Bezirkstagspräsident in neue
Bahnen gelenkt. Dabei halfen
ihm sein großer Fleiß, politi-
sches Geschick und profundes
Fachwissen“, lobte Innenmini-
ster Beckstein in Kloster Irsee
das enorme Engagement des
aus dem Amt scheidenden Prä-
sidenten, der 1967 mit nur 34
Jahren zum Landrat von Günz-
burg gewählt wurde und seit
1974 als Bezirkstagspräsident
von Schwaben, ab 1979 dann
auch als Präsident des Verbands
der Bayerischen Bezirke wirkte.
Dieses Amt wird Simnacher
noch bis Dezember ausüben.

Großartiges Wirken

Als Beispiele für das soziale
und kulturelle Wirken Simnach-
ers nannte Beckstein den von
Simnacher angestoßenen und er-
folgreich umgesetzten durchgrei-
fenden Wandel zu Gunsten der
Psychiatrie in Schwaben, sowie
seine Initiativen zu Gunsten be-
hinderter und alter Menschen.
Seine besondere Förderung des
kulturellen Lebens und der
Denkmalpflege zeigen sich an ei-

ner Fülle von Aktionen und Pro-
jekten, nicht zuletzt am Kloster
Irsee, das heute als schwäbi-
sches Bildungszentrum kultu-
reller Mittelpunkt mit großer
Ausstrahlung ist.

Mit Energie und Weitsicht

„Edgar Sitzmann aus dem
oberfränkischen Bezirkstag
wegzudenken, wird uns sehr
schwer fallen. Er war mehr als
drei Jahrzehnte für den Bezirk
Oberfranken tätig und hat das
Amt des Bezirkstagspräsidenten
mit großen Engagement, Weit-
sicht und unerschöpflicher En-
ergie ausgeübt“, würdigte Beck-
stein das Wirken des ausschei-
denden Bezirkstagspräsidenten
in Bayreuth. Seit 1970 war Sitz-
mann Bezirksrat und bereits ab
1982 Präsident des Bezirksta-
ges. „Mit hartnäckiger Sach-
kunde wirkte Sitzmann ent-
scheidend bei der Umsetzung
zahlreicher Projekte und Maß-
nahmen zu Gunsten des sozia-
len und kulturellen Oberfranken
mit“, dankte Beckstein für des-
sen jahrzehntelanges Wirken:
„So wurde unter Ihrer Führung
die stationäre psychiatrische
Versorgung wesentlich verbes-
sert. In Ihre Amtszeit fielen u.a.
die Neugründung des psychia-
trischen Bezirkskrankenhauses
Rehau und der Ausbau des Be-

zirkskrankenhauses Kutzen-
berg. Nicht zuletzt auf Ihre In-
itiative hin wurde innerhalb die-
ses Krankenhauses eine neuro-
logische Rehabilitationsklinik
mit einer Klinik für schädel-
und hirnverletzte Kinder sowie
eine Klinik für Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie eingerichtet. 

Bürgernah und weltoffen

„Gerd Lohwasser verkörpert
Traditionsbewusstsein und Hei-
matverbundenheit, Bürgernähe
und Weltoffenheit in Einklang
mit der Gabe, unvoreingenom-
men und aufgeschlossen al-
lem Neuen gegenüber zu treten.
13 Jahre lang war er Garant ei-
ner erfolgreichen Bezirkstagsar-
beit in Mittelfranken. Mit Weit-
blick, Tatkraft und Geschick hat
er in dieser Zeit in allen Berei-
chen, in denen der Bezirk 
Verantwortung trägt, zahlreiche
Erfolge errungen“, lobte der
Minister Lohwassers enormes
Engagement. Laut Beckstein
setzte sich der Präsident bereits
im Jahr 1993 dafür ein, dass der
Bezirk Mittelfranken sein Ak-ti-
enkapital beim Fränkischen
Überlandwerk Nürnberg in eine
selbständige, kommunal ver-
waltete Stiftung mit dem Na-
men „Mittelfranken Stiftung für
Natur, Kultur, Struktur“ ein-
bringt. Seitdem wurden eine
Reihe bezirksspezifischer Pro-
jekte sowie Maßnahmen der
Landschaftspflege, des Arten-
schutzes und der Umweltbil-
dung gefördert.                      ?

„Freiraum“-Broschüre 
des Landkreises Bamberg

Um den Investitionsstandort Landkreis Bamberg weiter zu
stärken, hat die Wirtschaftsförderung des Landratsamtes in
Zusammenarbeit mit der Bamberger Agentur CompressMedia
eine neue Investorenbroschüre herausgegeben. Diese versteht
sich als Grundhandwerkszeug für Messeauftritte und sonstige
außenwirksame Auftritte, um auf den Landkreis aufmerksam
zu machen.

Unter dem Titel „Freiraum“
weist die in Deutsch und Eng-
lisch gehaltene Handreichung
auf die positiven Rahmenbe-
dingungen als Grundlage für
unternehmerischen Erfolg im
Landkreis Bamberg hin und
zeigt die breite Palette an harten
und weichen Standortfaktoren
auf, die den Landkreis Bam-
berg für Betriebsansiedlungen
besonders prädestinieren.

Wie Landrat Dr. Günther
Denzler bei der offiziellen
Übergabe betonte, soll die
neue Publikation potenziellen
Investoren die Standortwahl
erleichtern. „Wir wollen mit
der neuen ‚Freiraum’-Bro-
schüre auf die Potentiale un-
seres Landkreises hinweisen,

angefangen von der hervorra -
genden Verkehrsinfrastruktur
und der äußerst günstigen La-
ge in Zentraleuropa, der Nähe
zu den neuen Märkten in Ost-
europa, einer großen Band-
breite an jungen innovativen
Unternehmen und der Fülle
an Bildungseinrichtungen bis
hin zur hohen Lebensqualität
unserer Region als besonde -
res Attraktivitätsmerkmal.“

Um die Investorenbroschüre
stets aktuell zu halten und ge -
zielt auf besondere Wünsche
und Anforderungen von poten-
ziellen Investoren einzugehen,
bietet diese zusätzlich Platz für
Einlegeblätter, die auch dem
Gesamterscheinungsbild ange-
passt sind.                                DK

Zu den Ehrengästen zählten (v. l.): die 2. Bürgermeisterin der
Stadt München, Gertraud Burkert, der Schirmherr des Netz-
werkes UNSER LAND Alois Glück, Gesundheitsminister Eber-
hard Sinner, Fürstenfeldbrucks Landrat Thomas Karmasin und
Oberbayerns Bezirkstagspräsident Franz Jungwirth.                    ?

genwetter herrschte. Das frisch
gebackene Brot duftete, Schafe
blökten, Hasen hoppelten, Hüh-
ner gackerten, ein Weizenfeld
sprießte aus dem Pflaster des be-
kannten Platzes hervor - und zwi-
schendrin hunderte von Men-
schen, die informierten und sich
informieren ließen.

Erntedank - Schöpfungsdank

Begonnen wurde mit einem be-
eindruckenden ökumenischen
Gottesdienst in der Münchner
Heilig-Geist-Kirche unter dem
Motto „Erntedank - Schöpfungs-
dank“. Die Landesbäuerin des
Bayerischen Bauernverbandes,
Annemarie Biechl, und Bezirks-
präsident Max Weichenrieder mit
ihren Stellvertretern trugen die
Erntedankkrone beim Einzug.
Die Landwirte brachten die
Früchte der Erde und die Bäcker-

Regionen unter Beachtung ge-
samtökologischer, ökonomischer
und sozialer Kriterien erhalten
und verbessern. Mit Hilfe regional
erzeugter Lebensmittel, die Träger
dieser Idee sind, will UNSER
LAND auch den Münchnern die-
ses Ziel im wahrsten Sinne des
Wortes schmackhaft machen.

UNSER LAND-Label

In über 50 Supermärkten der
Landeshauptstadt stehen die Pro-
dukte ab sofort in den Regalen,
leicht zu erkennen am UNSER
LAND-Label: eine bergige Land-
schaft mit Wiese, einem Baum
und einer Schäfchenwolke im
bayerisch-blauen Himmel.

Der Schritt nach München ist
ein Meilenstein in der Geschichte
des Netzwerkes, das sich im Jahr
2000 nach dem Beispiel der
schon seit 1994 erfolgreich arbei-
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Vorschau auf GZ 21
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 21, die am 6. November
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
? Wasser . Abwasser
? Kommunalmarketing
? Handwerk
? Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung

Es hätte so schön werden können ...
Finanzminister Eichel hat einmalige Allgäuer Gastfreundschaft verpasst

Oberstdorf und das gesamte Allgäu hat sich auf den Besuch
von Bundesfinanzminister Hans Eichel gefreut und sich darauf
eingerichtet, ihm und 160 Landräten, Oberbürgermeistern
und Top-Kommunalpolitikern aus ganz Bayern das Nebelhorn
und die Gegend von der besten Seite zu zeigen. Die Enttäu-
schung über die kurzfristige Absage des Lenkers der deutschen
Finanzen wegen einer vom Bundeskanzler einberufenen Be-
sprechung ist sehr groß. Schließlich haben die rührigen All-
gäuer sehr viel für das Gelingen des Kommunalgipfels in Be-
wegung gesetzt und sich über alle Maßen engagiert.

So ließ der Geschäftsführer
der Fellhorn- und Nebelhorn-
bahn, Augustin Kröll, extra die
geplanten Verschönerungsarbei-
ten auf der Mittelstation vorzie-
hen und die notwendige Infra-
struktur auf den Berg schaffen.

Alphornbläser...

Seine Marketing-Leiterin In-
grid Rösch hatte gemeinsam mit
Bürgermeister Thomas Müller
bereits Alphornbläser bestellt
und ein typisch Allgäuer Rah-
menprogramm vorbereitet. Die

Bergwacht stand für Führungen,
Erklärungen und Einsätze be-
reit. Damit die Politiker auch im
Gebirge immer erreichbar ge-
wesen wären, hatte Gerhard
Baier, Chef von T-Mobile Bay-
ern, die Handy-Sendekapazitä-
ten erhöht. 

... und Schlittenfahrt

Selbst die Pistenraupen wur-
den bereits angeworfen, damit
aufgrund plötzlich eintretender
Schneefälle die Kommunalpoli-
tiker ggf. mit dem Finanzmini-

ster hätten Schlitten fahren kön-
nen. Fernsehteams hatten be-
reits ihre Infrastruktur ins All-
gäu gekarrt. 

Auch ein Zauberer wäre auf-
getreten, der den Kommunalpo-
litikern und dem Finanzminister
wechselweise das Geld aus der
Tasche gezogen hätte. Ein Auf-
tritt mit Symbolcharakter. 

Ansprechend vorbereitet
war auch der Tagungsraum.
Um dem Gespräch eine ange-
nehme  Note zu geben, wur-
den runde Tische aufgestellt,
wodurch ein wechselseitiges
Gespräch ohne Probleme hät-
te stattfinden können.

Symbolisches Zuspiel 

Dass Hans Eichel ob seiner
Bereitschaft zur Diskussion
auch mit Geschenken bedacht
worden wäre, versteht sich von
selbst. So hätte er sich über ei-
nen von allen Spielern des FC
Bayern München signierten
Fußball freuen können, der  ihm
symbolisch zugespielt worden
wäre. Ein Buch des Weilheimer
Landrats Luitpold Braun über
jene Zeit, als Franz-Josef-
Strauß Landrat von Schongau
war, war ebenso als Präsent vor-
gesehen wie eine Publikation
des Mindelheimer Bauunterneh-

mers Friedrich Riebel, der mit
weitreichenden Ideen und enor-
mer Tatkraft ausgestattet, be-
weist, dass man als Mittelständ-
ler gesteckte Ziele auch erreichen
kann. Nur müssen eben die Rah-
menbedingungen stimmen. 

Alle Anstrengungen waren
umsonst und weder der Minister
noch die Kommunalpolitiker
aus ganz Bayern sind in den Ge-
nuss der beispiellosen Allgäuer
Gastlichkeit gekommen.

Die Sympathie, Anerkennung
und Hochachtung, die selbst po-
litische Gegner Hans Eichel al-
lein deshalb entgegengebracht
haben, weil er die Einladung
zum Kommunalgipfel ange-
nommen hat und auf „den Berg
des Löwens“ kommen wollte,
ist durch die Absage in Unver-
ständnis und Enttäuschung um-
geschlagen.

Reaktionen

Die Reaktionen reichen nun
von „ich hab’s doch gleich ge-
wusst“ über „das war ja nicht an-
ders zu erwarten“ bis hin zu „so
unzuverlässig wie seine Politik“.
Landrat Gebhard Kaiser machte
seinem Ärger über gerade diese
Unzuverlässigkeit der Bundes-
politiker im Lokalradio und in
der Presse Luft.

Der Finanzminister wird es
nicht leicht haben, den angerich-
teten Imageschaden an seiner
Person und an der Bundesregie-
rung wieder zu reparieren.     wige

Stadt Altötting:

Mit Ehrenplakette des
Europarates ausgezeichnet

Zur großen Freude der Stadt Altötting hat der zuständige Aus-
schuss für Umwelt und Landwirtschaft der parlamentarischen
Versammlung des Europarates am 01. April 2003 entschieden,
der Stadt Altötting die zweithöchste Auszeichnung des Europa-
rates, die Ehrenplakette, zu verleihen. Die Stadt Altötting wur-
de im Jahre 2000 bereits mit dem Europadiplom und, was völ-
lig ungewöhnlich ist, im darauf folgenden Jahr 2001 mit der
Ehrenfahne des Europarates ausgezeichnet.

In ganz Europa wurde diese
Ehrenplakette des Europarates
insgesamt an nur 12 Städte ver-
geben. Unter den Mitpreisträ-
gern befindet sich neben Altöt-
ting auch die Gemeinde Ottobe-
uren aber auch Städte wie Mul-
house in Frankreich und Ankara
in der Türkei.

Die Auszeichnung ist Aner-
kennung und Würdigung zu-
gleich für die herausragenden
Leistungen der Stadt Altötting
zur Förderung des europäischen
Gedankens. Nach den Statuten
des Europarates wird die Ehren-
plakette an Kommunen verlie-
hen, die schon seit mehreren Jah-
ren Träger der Ehrenfahne sind.
Die Ehrenplakette gilt als Vorstu-
fe des Europapreises, der höch-
sten Auszeichnung, die der Euro-
parat zu vergeben hat, diese wird
nur einmal im Jahr verliehen.

Die Verleihung der Ehrenpla-
kette ist eine ehrende Anerken-
nung für all die Bemühungen,

die in den letzten Jahren unter-
nommen wurden, um die Stadt
Altötting in Europa entspre-
chend zu positionieren und zu
präsentieren.

Im Rahmen eines Festaktes
wurde die Ehrenplakette durch
Herrn Bundestagsabgeordne-
ten a. D. Benno Zierer, Ehren-
mitglied der parlamentarischen
Versammlung des Europarates,
übergeben.

Zahlreiche Ehrengäste

Unter den zahlreichen Eh-
rengästen konnte Erster Bürger-
meister Hofauer auch Herrn Re-
gierungspräsident Werner-Hans
Böhm und die Bürgermeister
aus Lourdes, Loreto, Fatima,
Tschenstochau, Pribram und
Mariazell begrüßen.

Diese großen Marienheiligtü-
mer gehören neben Altötting
der Arbeitsgemeinschaft „Shri-
nes of Europe“ an.                     ?


